
513 G 3229 

Gesetz- und Verordnungsblatt 
FtlR DAS LAND NORDRHEIN-WESTFALEN 

79. Jahrgang Ausgegeben zu Düsseldorf am 27. Juni 2025 Nummer 28 

Glied.­
Nr. 

1112 

2000 
2005 
2011 
2022 
20301 5 
20320 
210 
212 
2120 
2121 
2122 
2126 
21260 
2128 
281 

216 

223 

301 

320 

Hinweis: 

Datum Inhalt Seite 

10.06.2025 Zweites Gesetz zur Änderung des Kommunalwahlgesetzes und der Kommunalwahlordnung . 514 

10.06.2025 Gesetz über die Errichtung des Landesamtes für Gesundheit und Arbeitsschutz Nordrhein-Westfalen 
sowie zur Novellierung landesrechtlicherVorschriften über den öffentlichen Gesundheitsdienst und 
den Arbeitsschutz . . 53 0 

10.06.2025 Gesetz zur Änderung nordrhein-westfä li scher Ausführungsgesetze zum SGB VIII . . . 572 

10.06.2025 Siebte Verordnung zur Änderung der Ausbildungs- und Prüfungsordnung Sekundarstufe I 577 

13.06 .2025 

10.06.2025 

Verordnung zur Änderung der eGrundakten-Einführungsverordnung NRW 

Neunte Verordnung zur Änderung der eAkten-VerordnungVerwaltungsgerichtsbarkeit ..... .. . .. . . . 

580 

582 

Die Gesetz- und Verordnungsblätter des Landes NRW (GV. NRW.) und die Sammlung aller Gesetze und 
Verordnungen des Landes NRW (SGV. NRW.) sowie die Ministerialblätter für das Land NRW (MBl. NRW.) 
und die Sammlung der in Teil I des MBl. NRW. veröffentlichten Erlasse (SMBl. NRW.) stehen im Intranet 
des Landes NRW (https:/ / lv.recht.nrw.de) und im Internet (https :/ /recht.nrw.de) zur Verfügung. 



514 Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen - Nr. 28 vom 27. Juni 2025 

1112 

Zweites Gesetz 
zur Änderung des Kommunalwahlgesetzes 

und der Kommunalwahlordnung 

Vom 10. Juni 2025 

Artikel 1 
Änderung des Kommunalwahlgesetzes 

Das Kommunalwahlgesetz in der Fassung der Bekannt­
machung vom 30 . Juni 1998 (GV. NRW. S. 454, ber. S. 509 
und 1999 S. 70), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 5. Juli 2024 (GV. NRW. S. 444) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

1. § 15a Absatz 1 wird aufgehoben. 

2. § 33 Absatz 2 bis 4 wird durch die folgenden Absätze 
2 bis 4 ersetzt: 

,,(2) Von der gemäß § 3 in jedem Wahlgebiet zu wäh­
lenden Gesamtzahl von Vertretern wird die Zahl der 
erfolgreichen Wahlbezirksbewerber abgezogen, die als 
Einzelbewerber angetreten oder von einer nach Ab­
satz 1 Satz 2 nicht zu berücksichtigenden Partei oder 
Wählergruppe vorgeschlagen sind. Von der so gebilde­
ten Ausgangszahl werden den am Verhältnisausgleich 
teilnehmenden Parteien und Wählergruppen nach dem 
Divisorverfahren mit Standardrundung so viele Sitze 
zugeteilt, wie ihnen im Verhältnis der auf ihre Reser­
veliste entfallenen Stimmenzahlen zur bereinigten 
Gesamtstimmenzahl nach Absatz 1 zustehen (erste 
Zuteilungszahl). Jede Partei oder Wählergruppe erhält 
so viele Sitze, wie sich nach Teilung ihrer Stimmen 
durch den Zuteilungsdivisor und anschließender Run­
dung ergeben. Der Zuteilungsdivisor ist so zu bestim­
men, dass insgesamt so viele Sitze wie nach der Aus­
gangszahl auf die Reservelisten entfallen. Bei der 
Rundung sind Zahlenbruchteile unter 0,5 auf die dar­
unter liegende Zahl abzurunden und Zahlenbruch­
teile ab 0,5 auf die darüber liegende Zahl aufzurun­
den . Kommt es bei Berücksichtigung von bis zu vier 
Stellen nach dem Komma zu Rundungsmöglichkeiten 
mit gleichen Zahlenbruchteilen, entscheidet das vom 
Wahlleiter zu ziehende Los . Zur Ermittlung des Zutei­
lungsdivisors ist die Gesamtstimmenzahl durch die 
Ausgangszahl zu teilen. Falls nach dem sich so erge­
benden Divisor bei Rundung insgesamt weniger Sitze 
als nach der Ausgangszahl vergeben würden, ist der 
Divisor auf den nächstfolgenden Divisor, der bei Run­
dung die Ausgangszahl ergibt, herunterzusetzen; wür­
den insgesamt mehr Sitze als nach der Ausgangszahl 
vergeben, ist der Divisor auf den nächstfolgenden Di­
visor, der bei Rundung die Ausgangszahl ergibt , her­
aufzusetzen. 

(3) Hat mindestens eine Partei oder Wählergruppe 
mehr Sitze in den Wahlbezirken errungen, als ihr nach 
Absatz 2 zusteht, wird die Ausgangszahl um so viele 
Sitze erhöht, wie notwendig sind, um bei erneuter Be­
rechnung nach Absatz 2 mit den Stimmenzahlen der 
Parteien und Wählergruppen, denen nach Absatz 2 
mindestens ein Sitz zusteht, unter Berücksichtigung 
der erzielten Mehrsitze eine Sitzverteilung nach dem 
Verhältnis dieser Stimmenzahlen zu erreichen. Dazu 
wird die Zahl der in den Wahlbezirken errungenen 
Sitze der Partei oder Wählergruppe, die das günstigste 
Verhältnis dieser Sitzzahl zur ersten Zuteilungszahl 
erreicht hat, mit der Gesamtstimmenzahl der nach 
Satz 1 am Verhältnisausgleich noch teilnehmenden 
Parteien und Wählergruppen multipliziert und durch 
die Stimmenzahl dieser Partei oder Wählergruppe di­
vidiert. Die zweite Ausgangszahl für die Sitzzuteilung 
ist mit einer Stelle nach dem Komma zu berechnen 
und auf eine ganze Zahl nach Absatz 2 Satz 5 auf­
oder abzurunden. Ist durch die erhöhte Ausgangszahl 
die Gesamtzahl der Sitze eine ungerade Zahl , wird 
diese Ausgangszahl um eins erhöht. Erhält mindestens 
eine Partei oder Wählergruppe bei der Berechnung der 
erhöhten Ausgangszahl nicht eine Sitzzahl, die der 
Zahl ihrer erfolgreichen Wahlbezirksbewerber ent­
spricht, wird die erhöhte Ausgangszahl um zwei er­
höht, bis die Zahl der Listenmandate nach erneuter 
Berechnung gemäß Absatz 2 erstmals der Zahl ihrer 

erfolgreichen Wahlbezirksbewerber entspricht oder 
diese übersteigt. 

(4) Erhält bei der Verteilung der Sitze nach Absatz 2 
eine Partei oder Wählergruppe, die mehr als die Hälfte 
der gültigen Stimmen erhalten hat, nicht mehr als die 
Hälfte der insgesamt zu vergebenden Sitze, wird ihr 
vorab ein weiterer Sitz zugeteilt (Zusatzmandat) . Von 
den anderen Parteien oder Wählergruppen erhält die­
jenige mit dem niedrigsten Zahlenbruchteil ab 0,5 ei­
nen Sitz weniger als nach Absatz 2. Betragen die Zah­
lenbruchteile sämtlich weniger als 0,5 , erhält die Par­
tei oder Wählergruppe einen Sitz weniger, die bei 
einer erneuten Berechnung nach Absatz 2 mit der Ge­
samtstimmenzahl und der Gesamtsitzzahl der verblei­
benden Parteien und Wählergruppen den niedrigsten 
Zahlenbruchteil erreicht. Bei gleichen zu berücksich­
tigenden Zahlenbruchteilen bis zu vier Stellen nach 
dem Komma entscheidet das vom Wahlleiter zu zie­
hende Los ." 

3. In § 46a Absatz 7 Satz 1 wird die Angabe „dem in 
~ 33 Absatz 2 Satz 2 bis 6 beschriebenen Quotenver­
tahren mit prozentualem Restausgleich" durch die 
Angabe ,,§ 33 Absatz 2 Satz 2 bis 8" ersetzt. 

4. § 46 j Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

,,(3) Den hiernach bei der Sitzverteilung zu berück­
sichtigenden Parteien und Wählergruppen werden 
nach dem Divisorverfahren mit Standardrundung so 
viele von den 91 Sitzen zugeteilt, wie ihnen im Ver­
hältnis der auf ihren Listenwahlvorschlag entfallen­
den Stimmenzahl zur bereinigten Gesamtstimmen­
zahl nach Absatz 2 zustehen . Für die Berechnung gel­
ten die Regelungen des § 33 Absatz 2 Satz 3 bis 8 
sowie Absatz 4 und 6 sinngemäß." 

Artikel 2 
Änderung der Kommunalwahlordnung 

Die Kommunalwahlordnung vom 31. August 1993 (GV. 
NRW. S. 592, ber. S. 967), die zuletzt durch Verordnung 
vom 13. Februar 2025 (GV. NRW. S. 256) geändert worden 
ist, wird wie fo lgt geändert: 

1. § 3 Nummer 11 wird wie folgt gefasst: 

„11. das Los bei Stimmengleichheit nach § 32 Satz 3 
und § 46c Absatz 2 Satz 4 und 6 des Gesetzes 
oder bei gleichen Zahlenbruchteilen im Verhält­
nisausgleich nach § 33 Absatz 2 Satz 6 und Ab­
satz 4 Satz 4 des Gesetzes zu ziehen,". 

2. § 30 Satz 1 wird wie fo lgt gefasst: 

,, Der Wahlleiter macht die für die Wahlbezirke zuge­
lassenen Wahlvorschläge mit den in § 26 Absatz 1 
Satz 2 Nummer 1 und Nummer 2 Halbsatz 1 bezeich­
neten Angaben mit Ausnahme der Staatsangehörig­
keit und der Telefonnummer bekannt." 

3. § 61 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Die Ziehung des Loses bei Stimmengleichheit 
nach § 32 Satz 3 des Gesetzes und bei gleichen 
Zahlenbruchteilen nach § 33 Absatz 2 Satz 6 und 
Absatz 4 Satz 4 des Gesetzes ist in der Sitzung des 
Wahlausschusses vorzunehmen." 

b) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

,,(4) Bei der Sitzberechnung gemäß § 33 Absatz 2 
des Gesetzes wird zur Bestimmung des Zuteilungs­
divisors die Gesamtstimmenzahl der am Verhält­
nisausgleich teilnehmenden Parteien und Wähler­
gruppen durch die Ausgangszahl der im Verhält­
nisausgleich zu verteilenden Sitze geteilt; jede 
Partei oder Wählergruppe erhält so viele Sitze, wie 
sich nach Teilung ihrer Stimmen durch den so er­
mittelten Divisor und anschließender Rundung er­
geben. 

Wird die Ausga ngszahl nicht erreicht, ist der Divisor 
nach Maßgabe von § 33 Absatz 2 Satz 8 des Gesetzes 
auf den nächstfolgenden Divisor herunterzusetzen 
oder heraufzusetzen und mit diesem Enddivisor er­
neut eine Berechnung nach Satz 1 durchzuführen. 
Nächstfolgender Divisor ist bei Unterschreitung der 
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Ausgangszahl der Sitze um eins der größte, um zwei 
der zweitgrößte etc. der Quotienten (Divisorkandida­
ten), die aus der Teilung der Stimmenzahlen der Par­
teien und Wählergruppen durch deren um 0,5 erliöhte 
(ganze) Sitzzahl gemäß Satz 1 resultieren. Bei Uber­
schreitung der Ausgangszahl der Sitze um eins ist 
nächstfolgender Divisor der kleinste, um zwei der 
zweitkleinste etc. der Quotienten (Divisorkandidaten), 
die aus der Teilung der Stimmenzahlen der Parteien 
und Wählergruppen durch deren um 0,5001 verrin­
gerte (ganze) Sitzzahl gemäß Satz 1 resultieren. Ent­
fallen bei der Berechnung mit den um 0,5001 verrin­
gerten Sitzzahlen ausnahmsweise nicht insgesamt so 
viele Sitze auf die Reservelisten wie nach der Aus­
gangszahl der Sitze, ist die bisherige Sitzzahl der Par­
teien und Wählergruppen um 0,5000001 zu verrin­
gern. 

Der Zuteilungsdivisor und die Quotienten (Divisor­
kandidaten) sind mit vier Stellen nach dem Komma 
zu bestimmen, ebenso wie die Sitzzahlen der Parteien 
und Wählergruppen; dabei ist die vierte Nachkomma­
stelle nicht zu runden. Im Falle des Satzes 5 sind der 
Zuteilungsdivisor, die Quotienten (Divisorkandidaten) 
und die Sitzzahlen der Parteien und Wählergruppen 
mit sieben Stellen nach dem Komma zu bestimmen. 

Entspricht bei der Berechnung mit dem Enddivisor 
die Summe der gerundeten Sitzzahlen nicht der Aus­
gangszahl der Sitze, entscheidet bei gleichen Zahlen­
bruchteilen das vom Wahlleiter zu ziehende Los, wenn 
dadurch die Ausgangszahl erreicht wird. 

Hat eine Partei oder Wählergruppe keinen einzigen 
Sitz nach § 33 Absatz 2 des Gesetzes, aber ein Direkt­
mandat errungen, findet eine erneute Sitzberechnung 
nach § 33 Absatz 2 des Gesetzes statt. Dabei wird von 
der bereinigten Gesamtstimmenzahl nach § 33 Ab­
satz 1 des Gesetzes die Stimmenzahl der Partei oder 
Wählergruppe, die nach § 33 Absatz 2 des Gesetzes 
keinen einzigen Sitz errungen hat, abgezogen. Die 
Ausgangssitzzahl wird um das errungene Direktman­
dat vermindert." 

4. In § 74 Nummer 13 Buchstabe a wird die Angabe 
,,§ 33 Absatz 2 Satz 2 bis 6" durch die Angabe ,,§ 33 
Absatz 2" ersetzt. 

5. Die Anlagen 26a, 26b und 26e erhalten die aus dem 
Anhang ersichtliche Fassung. 

Artikel 3 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Düsseldorf, den 10. Juni 2025 

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen 

Der Ministerpräsident 

Hendrik W ü s t 

Der Minister des Innern 

Zugleich für die Ministerin für Heimat, 
Kommunales, Bau und Digitalisierung 

Herbert R e u 1 
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Anlage 26a 
rn § 61 Ahsatz 5 Satz I KWahlO 

Niederschrift über die Sitzung des Wahlausschusses 
:,ur Feststellung des Wahlergebnisses und der Zuteilung der Sitze 

Ort. Datum .. 

1. Zur Feststellung des Ergebn isses der Wahl der Vertretung der Gemeinde - des Krei ses· ..................... ................ . 
am .. .. trat heute . am ........ nach ordnungsgemäßer Ei nladung der Wahlausschuss zusammen. 

Es waren erschienen: 

1. als Vorsi1zcnc.k / r 

uls Bc.•isi tzcr/ in 

.J. a ls Bcisi lzn/ in 

4 . a ls ßci sil zcr/ in 

5 . a ls ß c isüzcr/ i n 

6. als Ut!i si tLcr/ in 

7 . als Bei si tzer/ in 

K. usw . al s Beisi tze r/ in 

Ferner waren zugezogen: 

als Schriftführer/ in 

als Hilfs kraft 

On und Zeit der Sitwng sowie Tagesordnung waren nach § 6 Absatz 2 Satz I der Kommunalwahlordnung bekanntgemacht worden. 

II. Der Wahlausschuss nahm Einsicht in die Wahlniederschriften und in die als Anlage beigefügte Zusammenstellung der Ergebnisse. 

Der Wahlausschuss nahm folgende rechnerische Berichtigungen in den Feststellungen der Wahlvorstände vor: 

Er trng Bedenken vor gegen die folgenden Entscheidungen der Wahlvorstände iibcr die Gültigkeit oder Ungiiltigkeit von Stimmzettel n 1 

III. Wahlergebnis nuf Grund der relativen Mehrheitswahl 

Die Wahl in den Wahlbezirken halle das aus der Anlage ..................... (s . die beigefügte Aufstellung gemäß Anlage 25 KWahlO) 
ersichtliche Ergebnis. Hiernach sind in den einzelnen Wahlbezirken folgende Dewcrbcriinncn direkt gewählt: 

Wahlbezirk .. . 

Wahlbezirk ....... .. ....... . 

ll~W. 

. ..... . Dcwerbcr/in . 

. .. .. . Bewerber/in 

Im Wahlbezirk .............. .............. entfielen auf folgende Dcwcrber/inncn .. ... ........................ ... .... .. ....... .... ... ........... ... ............ die meisten 
Stimmen bei Stimmengleichheit. Das von dem/der Wahlleiter/ in zu ziehende Los entfiel auf den/die Bewerber/in:' 

IV. Wahlergebnis auf Grund des Vcrhältn isausgleichs aus den Reservelisten 

1. Im Wahlgebiet verteilen sich die gült igen Stimmen auf die Parteien, Wählergruppen und die Einzelbewerber/innen, wie aus 

der Anlage. 

folgt : 

..... ................ .... ............... .......... ... (s. die beigefügte Aufstellung gemäß Anlage 25a K Wahl()) ersichtl ich, wie 

Zahl der Stimmen 
Partct /Wähtcrgruppe/Elnzclbewcrber/ln 

ahsolul v. H. 

usw . 

In sgesa mt 100 

z. Am Verhälmisausgleich nehmen nicht teil die Einze lbewerber/ innen und folgende Parteien/Wählergruppen , weil für s ie keine 

Reserveliste zugelassen ist : ......... ................ .. ........ .... .... .... ... .. . 

3. Durch Abzug der Stimmen di eser Einzelbewerber/innen, Parteien oder Wählerg111ppen von der Gcsnmtstimmcnznh l (s. Nummer 1) 

wird die bereinigte Gesamtstimmenzahl der am Vcrhältni sm1sgleieh teilnehmenden Parteien/Wählergruppen errechnet: 

Gesamtstimmenza hl . 

die am Vcrhältnisausglcich nicht tei lnehmen 

Unzu lrcffc n<lcs st reichen 

Z.111rcffcndcs ankreuzen 

minus Stimmenzah l der Einzelbewerber/innen und Parteien/Wählergruppen, 

..... ..... ..... .. ......... .. ...... = bereinigte Gesamtstimmenzahl ................... ......... ....... . 
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4. Die J\us~;ings~.ahl d<'t' Sitze für die Sitzvc,1cilung und den VcrMh ni ;.ausglcid, ous ,kn Rcs,m·clistcn (\1i11dcsuahl der Sitze nach 

~ 3 Ahsat,. 2 d,-s Gc,ctzc, ggf: ab,ilglich der Si11c, ,lic auf F.in,.clhew,-rhcrl inncn und ouf ßeweriicr/ i1111cn H)n Parteien oder 

Wöhlergnrppcn cm fü llen sind, für die keine Reservelisten 1.ugclasse11 worden sind) beträgt: . 

5. Der Zutcilung,di, irnr. der skh aus der Teilung der b..:rcinigtcn Gcsarntslimmc,uahl durch die Ausgongszahl der Si tze ergibt. 

beutigt ... . ... !Angabe mit vier Stellen hirHcrdcn, Ko111111a) 

6. Auf (iru11d tlicscs Zutciluug,divisllrs ,tehcn den Parteien und Wfü,tergruppcn 11ach dem Divisorvcrföhrcn mit Standartlnu1tlung 
die fo lgcndc11 Sit,c 1.u: 

T11belle l 

l'orlci. 
Wiihlcriruppc 

,\ 

1-l 

l" 

1) 

t 

F 

(i 

(jcsamt 

Stimm,nan,~hl Dh·isor Sitze uni:crund(!t Sitze 
(fflJJ J Su l,',,,i hint,~r ifrm A·omm,,J (mu J s,,,ffr11 hiflu•t rk.,,, Krn.111111rJ 0:1.ch i:ttnLen Zshlrn 

xxx .xxxx 't.XX XX 

·1. Da ,rnch Nummer 6 mehr oder weniger Sitze als nach der Ausgangs.roh! der Siu.c 1·ctg~~" wür,.k ,1, \1.-ar Jcr Diviso, aufdc,1 

nfü: h,tfolgendc11 Vv"crt herauf- oder herab2u,etu11•. 

a) Dei Untcnchrelt11ng der maßgeblichen Ausgangsz11hl der Sirze um eins, Z\\'Ct. drei usw. isr der gröilte. zwd rgrößtc. drittgrößt~ 

usw. der Quotienten (Divisorkandidatcn), die aus der Tt•ilung der Stimmenzahlen der Parteien und Wählergruppen durch deren um 

0,5 c'J"höh te bisherige SilZZahl rcsulticrc,1, der maßgebliche niich,tfolgeude Divi'°r (~ 61 Absatz 4 Satz .3 KWahlO): 

Tabelle 2 

l'artol , 
\\'iihlcr~rupp• 

,\ 

II 

C: 

l> 

t 

F 

U S \\", 

Stimmenanzahl Sitze n:a.ch 
~anzrn Zahlen 
lt . Tabelle 1 

Sitze crhiiht um 
0,5 

XX.~ 

Uh·isorkandldatco 
fmit I Si,:1'!1•11 h111t1·r ,frm 

/,; nm,1ta ,' 

:\1ußi:chlich.-r Ui,·l><1r 
(mit J Stdfr11 hir:Jt•r J ,: 111 
k·r.- innlfl J 

x .xx :uc 

b) Dei Übcnchreltung der maßgeblichen J\usgang,nht dct· Sit,.c um eins. ,wci. drei usw. i,t der klcinsrc. l.WCitklcinstc. dri1tklci,1Hte 

u,w. der Quotienten (Di1·isorl.andidatcn), die aus der Teilung der Stirnmcnzahkn der P3rtcien und Wähl~rgruppcn durch deren um 

0,5001 ,,ilcr0.5000001°verringene hisht)rige Sitz:za.hl m,ultiercn. der ,naßgcblithc ,1äd1>tli.)lgendc Div isor(* 61 Absatz 4 Sätze 4 

unil 5 KWahlO): 

Tab~lle 2 

l'artd. 
\\'iihlcr~ruppe 

A 

(" 

1) 

l.'. 

Stimnwnsnz■ hl 

Cn7.Lllrcff..:nd.: ."- ~tn:-1..-::h~n 

Zutreffendes nnkrcu;r.cn 

Sirzr nuch 
~an1.cn Zahlrn 
lt. l'•hdle l 

Sitze \'Crrinitrrt 
um O,SUUI oder 

U,SOUOOOI 

Uh-isorkandidaten 
11n i l .( mh•1· 7" S1dl1. •19 him , r 

d,·m }:n,nrt:,J1 

:\IH611ehliehtr l>lvisor 
lmir J m fr. r 7' ,\'u !/.-n 

hin ,,·, rfrut l\11•11m,1 J 

X , XXX)( 
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Au1i'-rund des Zu1cllw1{1.-sdivison< nod1 ßud,~tabc a) ,)derb) ' . 

Tabelle 3 

. .. ,tdien den Parte ien und Wählergruppen die fo lg,•nden Si lLC zu: 

t'itrtci , 
Wiiblcr~roppc 

A 

II 

(' 

1) 

I' 

(; 

Stimmcnanz■ hl l>h·iJor 
,11, a .I .-, ,J, , r ?'S t,·ll~·n h{u:• • ,10•111 
J.: o}tf'/.')HJ J 

Sitzl' unrerundct 1,,u, .J 11 ,frr 

7'Su•I! ,·" Ji i11r,·r ,l1·m A"omm ,11 

xx.xxxx 

Über die Zu1,•ilung <'n lsd1i.-<l bei g leichen Zahlcnbrudueilc,1 da.~ 1·0 11 tkmiLkr Wuh lld1cr.'i n ~u ziehende Lo,. 

Es enlliel auf die Partci/Wahkrgruppc' 

Sitzt• nach t,:anLc-n 
Zahlen 

·s. Du die Panei ' \Viihlcrgn,ppe' ....... . ... .... ......... ........ in den Wahlbezirken mehr Si1u errungen hal . als ihr nach dc,11 Vcrh~lllliS11usglcich 

zu_,ichen, wor die Ausgnng,zahl der Sil7e zu erhöhen(~ 33 Absall 3 des (icsctzc,) . 

Di e Partei, \V~hlcrgruppc' ...... ....... ...... ... . ...... ha1 mi1 ........................... Dircktkundida1cn ,u . ...... ..................... Sillen ein Verhällni, 

.... . mit ..... ....... .. .. ................. ... Direk1kamlidn1e,1 

lU . . . .... ... .... .. Silzen e111 VcrhJhnis vllu ..... ....... ...... .. . . .... U ~\\' . 

Die l'arie i' Wiihlcrgruppc • ...... ... ....... .. ..... ......... . .. ... ...... .. .. .... ..... .. .... hu1 dan uch mit . ...... das gUn stigsle Zahlc'll\•Crhäl1ni , . 

Ilm:: Si1zr.1hl ( Dirck1111,111dn1c) ............... ... ... .. .... ... mulciplizicn mit d('r ~rl.!i1ü~kn Ocsnmlstimmcn.zah l ... ........ .. . 

Lli~idicrt durdi ihre Slinuncnzahl ... ......... ...... .......... .. .... . . .... ..... ergab die Sitnahl von .... .. .. ... ..... .. ....... ....... ....... ....... . 

gert1ndct ....... ..... ....... .............. .... ........... ...... ...... .... ........ .... . 

• DJ die erhöhte Au_sganfts:zahl dL'r Sitze zu einer ungeraden Sit7J.ah l führt e. wurde sie um l erhöht. 

lkr Zu1cilui1~, didsor (be1-cinig1C- Slimmcn1.ahl ..... .............. ....... ........ .... ,fü•idi<'11 durch die crhöhlc Ausg,mg,zuh l LI.er Siizc ..... ..... .. ....... ..... ) 

bcirag1 1A,1gahe m,1 4 Stclkn hinter dem Komma) 

Au fgrund Llö Zutcilwig, Ll il'i sors ........ stehenden Parteien und Wähkrg,up~n die fo lgcnckn Siize zu: 

Tabelle 4 

l'artd . 
\\'iihlcr~rnppc 

A 

H 

(' 

(ic-sa ml 

Stimmenanza hl Uhüor Sitzt un2crundet 
1111 11 J 5/ r-lfrn f1J11 fi' r Jc rr. h M ,-.· tr.J / 

Ä tHIINI II ~ 

XXX . X XXX x.xxxx 

Übe, die Zuteilung e111>,,:hi,-<l bei g leid1en Zahknbru~hlcikn das ,·l)n Ll,'m 'der Wahlkiter-'in ~u ziehende Lo,. 

Es cntfi~ I auf i..li~ Part~i/Wähll.!rgrupp~a: 

Si 1-:tc nMch J:*n:til'n 
Zahlen 

·9, Du nach Nu mme r R md1r oJer weniger ' Siize - a l, nach ,kr erhöhten Ausgangszahl der Sitze \'ergeben würden.. war der Divisor auf 

den nikhstfo ll(endcn Wen herauf- o,.kr hemhzu se11.cn' . 

0

11) Be, lJn terschrelcung der 111nllgd,liche11 Au sgangszahl de,· Si11~ um eins. ✓.wei. drei usw. ist der i;röllle, 1.wei1willlle. drillgrilßlc 

u,w. de, Quuhcnlcn (D1viso,lw11Ll ida1en). die aus der Tduni; der S timme 11 ✓.a1tkn der Par1cie11 und Wiihkri;ruppcn durch den: 11 u,11 

0 .5 crl1öh1e bisherige Sit2211hl r~sultiere,1, dc"f maU~eb liche niichs1folge11Je Divisul' ( ~ 61 Absatz 4 Satz .J K v..-ahl O ): 

lin7ut rcffcndc~ streichen 

Zu1rc.·ffcndc ;i;; ankrL-U7c-n 
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Tabelle :5 

l'11rtd. 
Wiihlrriirupp< 

A 

li 

usw. 

Stimmc.•n1rnzahl Sitze nach 
~•nzrn L.1hlcn 
lt . Tabelle 7 

Sitze l~rhHht um 
o.s 

.'<x .5 

IJivisorkandidalcn 
lmlt J Srdln1 JuJ1r.•r .t~, ,,, 
Ä o> lrllfflJ / 

x.xx.u. 

Mall1:d1llcher llh·i.or 
(mH J Sfi'lh•,r hm1.:r tl,• 111 
A' nm11r,I/ 

x.xxxx 

b) ßci Überschrcllung der nrnOgcblichcn Ausi;nn~,szahl der Silze um eins. zwei. drei usw. ist d.:r klcinscc. l\,c11klcins1c. drinklcinslc 

usw . der Qu,)1icmcn (DiviS(lrk.andidatcn) . die aus der Teilung <ler S1inune111,1hlc11 Mr Pancicn und Wiihle,·gruppcn durch dc1·c11 \1111 

05001 oder 0,500000 i" 1-crring,~1c bisheri ge Silnahl rcsullicrcn , der ma/Jgcblichc 11iid1s1fölgcnde Divi1or ( ~ 61 Ahsat, 4 Säue 4 

und 5 KWahlO ): 

Tabelle 5 

l'ortd, 
\\ iihlcr,:r-nppt' 

II 

F 

usw. 

SthnmtnanzYhl Sitzr nach 
l,!&nzcn Zahlen 
II , Tabrllr 7 

Sitze , ·rrrin2ert 
um 0.5001 nder 
0,5 000001 

Olvborkandidaten 
t11.1ir J 1)1 /i'r :- • S:dfrn >:1r:r~r 
f/(•,n 1\1)/llrrlllf 

x,xx.xx 

i\-h6j:chlichcr Oivisor 
fm 1/.: odC'r .,.. ~J.•,'l ,"11 

,,u,t.-r d1·1t1 Ko m1111r) 

x .. xxxx 

/\ufgrnnd des Zu1cilw1gsdivisors nach ßuch,1abc al ,ldcr b)' .......... ..... .. ... stehen den Parteien unu Wählcrgrupp<.~1 die fölgcndc11 Si11.c zu: 

Thhelle 6 

Partei. 
\\'iihlcri:ruppe 

A 

u 
(' 

F. 

(j 

usw. 

Stimmrnanzahl Dh·iso.- ,,,.,, J 1Jda :--·.,,,·tl,·11 
Ju1u1•1 d~•m Äutnll'!LJ I 

Sitze UTIJ,!Cl"U ndct 
(111 :! .J oJrr 7'' Jtl'lfrn hm u1 
J cm A'u~mu} 

xx .xxxx 

Slt-z l' nuch ,:»nzcn 
Zahlen 

· Üb.:-r die Zute ilun g cnt~chicd bei g lcicl11m Zohlcnbrud11cilcn dos 1•on demidcl' \\'ah lleiicrii,i zu ziehende Los. 

Es ,~lllid aufdk l'ar1ei -'Wiihkrgmppc' : ..... . 

· 10. Die l'anci .'W /ihlcrgruppc' .. ........... ......... . . .. ha1 bei der ßcrcdmung, milder crhiih1c11 

Ausgangszahl der Sitze eine 11i,"1rig,cre Situahl erreicht a1" die Zahl ihrer Dirck1mando1c (~ JJ Absatz 3 Sau 5 de• Cicsctzcn Die 

crhiihtc Au,~a11g,szahl der Sitze war um 2 zu crhühe11. so doss die Zahl der Liste11m~ndate crs:1mals der Zahl der Direk1manda1c 

cntspradl . (Da1.u si nd gegebenenfall s Zwischcnbcrcchnungc11 c11 tsp1echc11d der ~rn . 6 und 7 durd12utuh1.in.) 

Die endgültige c1Mhtc Sill.zahl bcu-ligl: 

Der cndgühig~ Zuteilung.,di,,iso r (b('rcinigtc Stimmcn1„.ihl 

/\ufgrund 1..ks Zutc1lu11g...;1..h\0 isun, 

l :n1.u1rct'fcndt:~ !.tr~1ch.:n 

/.utrcffcndc-"i unkrcu:tcn 

....... d i,idiert durch die erhöhte Siuzahl) he1r'Jg1 

.... (An,:abe mit 4 Skllc11 hinter dc111 Kumma) 

..... ,1ch~n den Par1eien und Wählcrgruppc11 die folgmden Siuc zu . 
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Tabelle 7 

l'urtd, 
Wiihlcr~rnppe 

A 

(' 

E 

(ic-sa mt 

Stlmnirnanzabl 

11. Da <lic Partcii W1ihlcrg1\Jpfle' .... .. .. .. 

Dh·iior (AAJ1J J ,\·1,·ll,•n huo.•r 

dem l,.'c,,,,m1JJ 

XXX. XXX:\ 

Sitzt unaerundrt Sitze n11rb uanzrn Zahl~n 
( 1111 ( J ,\-h• llr.' 1t hi•lfrr d,·m J.: ,u,unuJ 

X . XX:\X 

.. .................... die absolute Stimmenmehrheit. 11id11 aber 

<lic absolute Mehrheit der ,u l'crgcbcn<lcn Sitze erreicht hat , ,1d11 ihr ein Zusa1z111anda1 zu(~ 33 Absal7. 4 de, 

K ümrnunal \l,'ilh lgestt7'.cs ). 

Tabelle 8 

Stimmen/Sitze <:cumtzahl Mehr als die Hilfte ,·on Pulci/ Wihteriiruppe ... Anzahl l"rforderlicher 
~rrl!ichl ab t.'rrung~n Zuiatzmandatr 

<i ühigc 
St11mncn 

/.:u vcrAcb,:ndc 
Sat ze 

· D,c Partc,,Wä11kr!(lllJlpc' .... .. .......................... . erl1iclt wegen des ni.•d ri,g,1c11 Zllhknbruducils ab 0.5 einen Sitz wcni~cr. 

ein (ci111jgc~) DircJ..trnandar crrnngcn hat. erhielt die 

\\rC~cn dc-s n!ichstnitdrig~n Zahknbructu~ils ob 0,5 l..'incn Sitz. \,-~nigcr. 

· Da die Partci:Wählcrgruppc" . 

Partci.-' Wiihlergruppc' ......... 

• Übc'l' <lcn Ahwg des Si1zcs entschied be i i-:lcichcn Zahknbrnd,tcikn das von dcm'dcr Wahllcitcr.' in 1.u 1.ichc11dc Los. 

E:-. cnltiel auf<lic Partl'i/ \Vühlcrgruprh!~: . -·---------······· ··· ················ 

Danach s tehen den Parteien und Wahlcrgruppcn die fo lgcn<lcn Sit,c zu: 

Tabelle 9 

Stlmmeoanzohl Sitze- on,-:crundrt l'urtel, 
Wlihl•r~rupp< 1mu 4 Src/frr, N111ur 1.'e,w A"ur11 ,,w1 

.-\ x.x xxx 

ll 

(' 

1. 

USW . 

(ie-samt 

Sitze mich ,:anzcn Zahlen 

' t ! . Du die Z.ihlcnhruchtci lc a ller Partei e n und Wählergruppen weni ger als 0,5 hc1rngc11. isl eine Neuberechnung mit der 

Gcsam1s1i,11111c1tzahl und ,kr Gc, omtsit22ohl der vcrbkibc,11.lcn Parteien und Wä hlcrgrupr,e11 crfi.l lgt. 

Der Zutcilungsdh• isor betrug ..... (Angabe mit -1 Stclk,1 himcr <lc:m K,,nunu) 

Da <lic Pai1ci:Wähkrgruppe' . ein (einziges) Direktmandat crrn11ge,1 hat. c1hiclt Jie Partci/Wählcrg rurpc' 

.. ..... .. .... ...... ........................ .. ent sprechend§ JJ Absa ti 4 Sal7. J KWahlG einen Siu weniger. wubci <lic Stinuncn der Par11:i:W iihlcri-:rup1,c' 

mit dem Dircktma11<la1 nicht beril<:ks ichtigt wurden . 

Ühcr <lcn Ab„ug t.l<!,, Sill.es emsd1icd bd gleichen ZJhlc 11bruch1cik11 <la, vo11 tlcm.'tlcr Wahlki1c-r.'i11 zu ,i.::hcndc Los. 

b cntfid a ul'tlic Partdi\Viihlctgruppc" : 

l :nzut rcffcn<lc~ stn:1chl·n 

Zutn: tfcndc.·!', ank reuzen 



Gesetz- und Verordnungsbla tt für das Land Nordrhein-Westfa len - Nr. 28 vom 27. Juni 2025 

Danach stehen <lcn Parteien und Wtil1leriiruppen die folp.c n<lcn Siu.e zu : 

Tabelle 10 

1'11 r tcl , StimmcnsnzMhl 
\\ ii hler~ruppo 

u 
C 

usw. 

V. Die cn<lgült ig .zt, vergebenden Sit7c 

Tahelle II 

Partei, 
Wiihler~roppo 

A 

H 

C 

1: 

usw. 

Srimmcnanzlllhl 

DiYi~or '"'" J S1rlf.~,, h:m.-i­
J,•m K m ,ur1 J 1 

xxx .x~x.x 

Sitze unJtcrundcf 1, 1111 J 

\'1r(fr11 hu1 ro • J'a,,' 1:, ,n1m..1 1 

. .. ... vertei len sich wie fo lgl: 

Dh·isor 1mn J 

s,,.,n""n ,\h.•1,·r :f,,,.,, 
A'rmrm~J 

xxx.xxxx 

Silzc un,:crundct 
(mit J S r.•! fr ,: h:1:11·, 
,i o1 nr K11•11n1uJ 

x.x :o;x. 

Sitze nach 
,:anzcn Zahlen 

Sitze nach i;:anzcn Zahlen 

Sitze aus 
W,hlbczirk<n 

Sitze Yus der 
Rcscr vcU stc 

VI. Innerhalb der Pancicn und \Vähkrgruppen ,~urdcn die Sitze auf<lic ßewerheri inncn unter Zuf\rundckgung der Reihenfolge verteilt . 

die ~ich aus. dt!fl Re~~rvelisac" d~r Parteien und \V.lhle~ruJlJH!n t'rgihL l l il!rflci ,vurdl'n O!!wcrber/ innen. die ln eine,n \Vahlb~zirk 

gewählt sind. nicht b~rücksichtig1. 

Pllrti:1 / \Vä h lc rg ruppc : Au" der kcstrvdistc gc\vii.hlt : 

1. 

usw. 

l' :ut<I ' Wö hlc rpruppc : 

1. 

u ,;; w tt ~W . 

V II . Dcr ·'Dic Wa hll eiter/ in ,crkündc1c da, Wahlergebnis . Die Verhandlung w.ir i\lfcntlich. Vor..tchcndc Vcrhai1dlung \\Ur<lc vorgclc,cn . 

,on J em '<lc r Wahlleiter/in, Jen llt'i,i1zcrnißci,ill.crinnen und tlcnt 1dcr Schrillftlhrer/i n genehmigt und wie fö lg1 untcr..: lu iebcn: 

llcr 'Dic Vorsit.zc ndc 

l,nzutrcfkndcs snc1chcn 

L.utrcffcndc" ankrcu..-cn 

01c fkisitzc r:' inncn . 

USW. 
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1 Der W'ahl.1us~L·hu sli 1st un die hlcrühcr p.c tro ffcncn Entschci<lun~cn da \Vnhlnn!iot!ln<lc ~cbund c: n. DiC" l:kdc-nkcn m der W11hlnic<lcrsc hrif1 dienen 

a ls lJntcrlu~c für die Wshlprüfong 
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Anlage 26b 
zu § H k:WahlO 

Niederschrift über die Sitzung des Wahlausschusses 
zur Fl.'ihtdluni: der F.rgeh nls!.e dn ßeLlrks\'trirc1ung1wahlen 

O rt . l>;:ilum . 

1. Zur Fcslstc llung ,lcs/Jcr Ergcbnisscsifrgd)lli;s,• ,kr W~hl/c11 Jcr ßczirbvcnrctung/cn Jc,:J cr SrndthcLirke~.-siadtbczirkc in tlcr 
kn~isli~1e11 S1atlt am ... trat h~ulc. am ... . .... ... ..... 11:.1eh urd11u11 gsgemäU~r Eio ladung t.kr 
\'i.•'ah)aussi.:: huss 2u~mmcn. 

1. al~ Vors1tzcndt.•lr 

a ls lk1sll7.cr.' in 

3. als BC"1s11zcr.< m 

JI~ B..:-1s1t zcr: in 

s. als Hc1s1tzcr /in 

h. 

ols Ba:1.sll zcr:" in 

usw. a ls l.k1sit1.c-r1in 

Ferner ,-..-ru~11 LUg(:zogen: 

1 als Sch rit'tiühr<r:in 

nls Hilt'skrnft 

Or1 umJ Z("1t der Sit1ung sowie Tagesordnung waren nac:h § 70 i. V. rn . ~ 6 Ah~ll. 2 Sat.1. 1 der Kommu.11alv.-ahlonJnung hekanntgc111ach1 
wor<lcu. 

IIJ I. Ergebnis der Wahl der Vertretung des Stadtbczirh 

1. Der V.'ahlausschu<.s 11Jhm Ei1Ls icht in die Wahlnicde,,;chrifle,, und in die a ls An lag~ bcigdugtc Zu:;ammc11stcllung der Ergcbnis,c. 

Der \\i'allh1us~hu~; nahm fo lg~ndc r~chnrrisch~ Dcrichtigungrn irl Ll~n Frsi5ite-llungcn der \Vahlvors.llint.l~ vor: 

Er trug ßcdenkcn vor gegen die fö lg,~ndcn Ents.:hcidungcn der Wahlvorstände ilbcr die Gühigkcit oder Ungültigke it vou Sti111mzct1cli1 1 

2. Im Stadtbezirk 
\Vähl~rgruppcn. wie aus der Anlange .. . 

.... . vr11ci len sil:h die gültigen S1iiruur n aufJir Listenwahlv1.)rsrhltig~ Je, Par1eit.'1\ und 
..... ..... ...... (s. bcigcfugtc Aufstellung gcmäll Anlage 25,1 KWahl()) ersichtlich. "'c folgt : 

Lhtcowshlvonch las;: de..- Pa..-tei / \\-'ihlus:ruppc 
Z».bl der Stimmen 

■ bsolul "· H. 
1. 

2. u sw. 

ins~csam t 1(10 

3. Listc11wahl,•orsd1lägc. die \\Cnigcr als 2.5 rrcm:nt J cr Uesam1s1i,i,111cnzah l erhal tc•n habe,1. blcibc'tl bei dc-r Siu.ve11cilung IIlr die 
Jlc1.irk~vcrtn~tung uuberücksich(igt. Durch Alv.ug der fur di~s.c Ligtc:n,1.iahh·l)rM"hlägc 11 hg~gcbl!n~n S1immcn vo1, drr 
Cics.au1ts1 imn1cn1ah l \\•ird die bereinigte Gcsamtstitmn~n7.ahl gebildet: 

Ct.·~amutimmcnzahl absolut ~ 
Ltsknwahlvorschlag dL~r Partci ,' W:ihlcrl.!rupnC' Lah l di..•r Stimmen 

li\h7u~ der St11nmcn tür L1 stcn wahlv or'ich lii f!C. du: wcmgcr 1. 
µls 2,5 Pro.1.L·nt der (icsamtst1111mcnznhl crhnhcn haben 

~- u"v. 

Ut"rt.•lnii.:rc (;o'6mhtimmtnz■ hl 

4. Ausganµ~1ah1 fur t.lk Sit.t\ Crtci1un,g i s1 die in der Sac1..u11g fo~tgch..·gte (ics;:i mt1-ahl der Sitze ,k·r Vcrt1c tung Üö S1 ad1hc;i; irks. 
~ 1 ~ h~ldig l: 

~- D~r Zu1cilu11g,divi , or. <lc r , ich au., der Teilung der (bereinigten) Ciesrun1stin11ncn2.1hl .. . . tlu,ch die (ic,-annzahl Jcr 
S1,11: ct.i;ibt. hL'11 il;;1 ..... ............... (A11g;1b1: 111i1 4 S 1dl1..•n hirHcr dem Kumrnn) 

(,. /\ufJer (iru1H.ila~c th~sl's Zuteilung.sdi,,isors ergihr :i-:kh nach dem Divis.or,-crföhn-n mit Standard rw1t.lu11µ fo lgt!ndc Vertei lun g 
der Sit,c : 

C n7utn:ffcn<lc~ <ii lri:1chc11 

/ .ulrcffcndc-i. ~1n1:rl.'.'u7cn 
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Tabelle 1 
1'11rtei . 
W iihlcr~rnppr 

A 

ll 

C 

u 
fc 

F 

(i 

C.i csaml 

Stimmt"nanlahl 

Ln zu1 rc ffcndcs strc1chcn 

Zu trdlcncks ankreuzen 

l>i\·hor 
( trlJ I ./ s, .. u . •11 hntfrr Jf' rJI K om ,11 111 

Sitlt' unicrundt·t 
(lfll( J Stl'll.·r: ho:u·, J~· 111 J,;o.',1111,d 

Situ· nach s:anzen 
Zahlen 
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·6. Da nach Nummer 5 mehr l>t.kr wcni~c:r Siu~: nls nach der .,\usgang~1.ahl der Sitze vergeben \\'Ün.Jcn. war der Divü,ur auf den 

niich,tfo lgendc11 Wert hcrnuf- o,kr heruh,uset1.en' . 

'a) ßci Unlerschreltuns: der 1110Ugcblkhc11 Ausganl,!szahl der Sit2~ um eins. z\\'ci. drei usw. i,r der wöl}rc. 1.wcirgrilllte. drittgri\Ute 
u,w. der Quühen!en (Di1 i,ork.andidatcn ). die ous J e, Teilung der Sli111mc,1zahkn der Parteien und Wählcrgrnp1,c11 durd1 deren u111 
0.5 c1höhtc hi, lierii,c Si111.ahl resultieren. ,k,- 11lllllgchlid1e näch,tfolgenJc Divis(lr (~ li I Absav. 4 Sar, 3 KWahlO): 

Tabelle 2 
Purtci . 
Wiihlrr~ruppr 

A 

u 

F 

w,w. 

Stimmcnanzuhl Sitz'-' nach 
uanzt.•n Z1 hlr n 
lt . ·f•brllr 1 

Situ• crhiiht um 

11,5 

xx .5 

,.5 

L>i\'i!mrk.Mndidatl'n 
(fHI! J Su.'lna htnt,~r ,1,.- nt 

K 11111,111n 

x.xx:o. 

~hß5:rblichrr 
Uh•isor r,wu J S,rl.',, n 
hinJ,•r ,frnt .l..:, l ntMIIJ 

x.xxxx 

h) lk1 f lberschrdcuug der moßgi:blichcn /\us,gang.s2a.h l der Sitl~ um ein~~ 2wei. tlrt.:i usw. ist der klcinscc. 1.wcitllcinstc. Jritckkin~t~ 
u,w. t.lct Quotienten (Dil'isorl.:aridit.laten). die au < t.ler Teilung t.lc-r Stim1ne111.Jlhkn der Portcien und Wählergruppen t.lurch deren um 
0.5001 oder 0.5000001 \ crringene bi sh.irigc Sit.nahl resultief\.'ll. der mollgehliclte m\chstfrllgcndc Divisor( ~ 61 Absatz 4 Sätze 4 
und 5 KWohlO): 

T11helle 2 
Partei. Stimmenanzahl Sihc nach .:anzcn Sitzt: Ycrringert Oivbork■ ndidatcn Maßi,:cblichcr 
Wiihkr~roppc Z•blrn lt . um 0,Sl.101 oder r,";' 4 uJ1r 7° Su/frn Uiviior (mit, odu ':' 

Tabtlle 1 0,5000001 ' Li,orr """ l(nHuru1J Strl/~11 l,inta drm 
Kt1m#faJ 

i\ xx,4lJl)-tJ x.xx ,,:x x. . x.o ;x 

H 

l" 

u 
l:. 

F 

(; 

u~w 

Aufgrunt.l ,1e, Zutci lw1g.~d11•i,oi;. nach ßuch, tabc a) oder h) •. 

Tabelle 3 

.. ,;1chcn den Pa11cic11 und W.lhlcrgruppen d ie fölgenlkn Sitze zu: 

Purtt.-i, 
Wibkr~rupp• 

A 

H 

C 

u 
1: 

11,,,, 

(icsnmt 

Srimnwnanz1hl Oi\·isor 
,,,,,. ,, J <JJ,·r ,.. "irn 'fl'I, /11111.., .l.-rn 
>:0 .. ,11,,JJ 

Sitz~ u nieru ndet 
("111 ..J ,,Jr•· :'Stt'Uor l 1111ur d<t'm 

K_1Jf' l1fl ,I) 

Über dk Zuteilung entschied bei gleid1cn Zahlenbtuchteilcn das ,·,)n dc-.nldcr Wahlleiter/in zu ziehende Lo,. 
fa entfiel auf die Partei/Wiihlcrgruppc': 

Sitze nach i,;anzcn 
Zahlen 

6.17.' 2 /\uf folgent.le Partciicn/Wählcrgruppein cntllil1Ve111fallcn nach Nummer 516° kcin .'e Sit7Jc. obwohl sie im Stadtbezirk ..... 
5 vom l lundert oder mehr der GcsamBtimmcnzahl erhalten hat/haben : 

( [k.1.cu.: lrnung ) 

l , nzulrcffc-ndc~ -.t ,c-Kht' n 

/.utrctfcndci. .tnkrcu,cn 
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Die Au,,tung,nhl der Sirze (Nummer J) 
(irumlla~c J ic,c r crhiihl<'1 Au,,tang,zuhl ( ..... 
h~·~ hnd. 

wurde de,halb um 2 Sitze crh(ihr ( * 46 a Ab~tz 6 Sal/. 2 de.s KWahlG ). Auf der 
. .................. ) wurde Jic SilJ.vcrteilung nach dem Di 1•isurvc1fal1rc11 mit Sta11<lar<lru11dUJ1g neu 

Diese Berechnung wurde mil e ii1crjewci ls um 2 crhöh1e.11 Ausgangszahl so oll 11·ie<lcrhol1, bis auf Jeu Listc1l\,ahlvorschlag einer jeden an 
J"-r Sil7\'C11c jlung tci Jnchmcndtn Prsr1ci tlÜ\!r \\'tihlergruppc mi1uJe!-,1ens ("i n Sit1. cn,fid. 

Danac h 1•cr1cilen sich J ie Sitze cn<lgültig 11·ic folgt : 

Tabelle 1. 3 oder 4 · 
Lfd , Pa rltil \\' ähtcr~ruppc Zahl der Sitze 
Nummt'r 

1 2 3 

IO.Sfi.C!illnll 

Da Jic ß ~rcdu11111g für die Paneicn:Wähkr1:1J\Jp~o 

(lk1.cicl111un g t 

gk•iche ZL1h lc11hruchtcilc c,~ab. zog J cr/dic Wahllcitcr-' in in Jer Siuung das L,is. ,fas au f die ranei :Wählcrgl\Jjlpc' 

( ßc;:cichnung) 

e11tficl : Jcr betreffende Sitz wurde daher in Sr,ahe 3 bei d ic,cr PartciiWähkrgJ\Jpr,c cingctrngen·. 

6. oder 1: Den Pa11eicn und Wählergruppen wurden Jie aus der Tabelle ....................... .. ... Spa lte 3 ersichtlichen Si1,c ,ugesicll l. 

7. oder 8.' 
limtrhalh der ra11cicn und \\,'ähh:: fB rupp~n ,,,urJe-i1 <lic Sille auf Jic Bcwcrbcr/inncu umcr ZugruuJdcgung d\!r Rcih(: 1tfolgc vcn~l lt , 
di e ,id1 .1 11s J en Li stcnwah ll·orschl ägcn ergibt. 

Par1c1!Wähl crgruppc: 

11on«: Wii hlcrgruppc : 

usw .. 

11 .12. Eq,cbni ,; J cr Wahl Jcr Dezirk,,crt rctung de, Stad1hc2irks 

U~\\' . 

Aus dem l1stcnw11hlvo rsc hlag gcwiihlt : 

1. 

usw . 

Aus dem Listcnw11hlvorschlsg gc:wähll : 

1. ···· ·· ····· ··•• ·· •·· 

USW . 

111. Dc,-.: Dic Wahllcit c,·:i11 vcrk ih11kic da s Wah lergcbn i,. Die Vcrhandlu11g war· iiffontlich. \ior,tchc11Je Verhan dlun g wurde mrgclöen, 
von Jcm-' J cr Wahllcitc1.' i11 . ß llisitz-0rit11innc11 und dcm.'dcr Sch1iliführcr!i11 gc11cht11ig1 und wie folgt u111crschr icbcn: 

Dcr:' Dic: \'orsitLcndc llac Bc is it 1.cri 1nnrn 

Dcr:Dic Schrit\führcrtin 

u sw 

De, Wahlaussc huss ist an di e hicrilbcr 1,1e1ruffencn Ent,chcidungcn der Wahlvo rst iindc gcl>un<lcn . Die lkdcnkcn in Jcr 
Wahlnic<lcrschril\ dienen a ls Unterlage !Ur die Wahlprüfung 

Die l.lcrcchnun1,1en unter Nummer 617 " c11tlallen. wenn allen Parteien und Wählergruppen. die mindestens 5 v. II . der im 
StadtbcLirl ab~egcbenen gü lti gen Stimmen crh ol1cn haben . nac h Jcr Tabelle I oJcr 3· Spoltc J ein oder mehrere Sit1.c zus tehen 

Cn1ut rcffcndc~ sfrc1 chL:'n 

Zutreffende~ nnkrcu7cn 
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Anlage 26e 
zu§ 75 n ..\b""tz 3 KW•hlO 

Niederschrift über die Sitzung des Wahlausschusses des Reglonah'erbandes Ruhr 
zur Fe,htelluni: des cndj!üllli:en E,i:ebniue11 l1lr die Wahl der \'crbandi,erummlun11. dei Regional\erbandes Ruhr 

On . lblum . 

1. Zur Fcststdlung. des e11d gü lti~cn Ergcbni"cs Jür die Wahl ,kr Vcrbumhvcrsiltnmlung Je, R,-~io11a lwrha11dcs Ruh r am 
... tr;.lt heute. am ... .......... nach orJmu1gsf!.Cmfükr f:i11l.1dung der \\.'ahltn1sM·huss. 1.u~ammc1L 

1. ul ~ Vorsttzcndc:r 

2. a l!> lk1sttn·r: in 

.1. nh, lk1 s11zcrdn 

4. 

t,_ 

als Hc1 s11zcr/ in 

H. UJW. 

1 ul, Schnl\iührcr.' m 

nl, ll ill\ krnft 

011 und liit Jer Sitzuni:t !towl\.'.' Tagciiordnung waren nach § 75 r i. V . rn . ~ 6 Ahs.;.\17. 1 Sao· 1 dc-r Kommun.alwohlorJnung beka.nntg~mndu 
\\Cm.Jl."1L 

II. Ergcb11i, der Wahl der Verhands\'cr,;ammlunt-: des Rcgi,)11all'erbßlldes Ruh r 

1. Die Fe,t;. tcllungcn des \\'ahlausschu..sscs lies Rcgiollalvcrbandcs Ruh r c, folg1e ,1 auf Grundlage der Fc,tstcilungcn der 
\Vahluu:-.!-+chüss'-' t\cr Gemdndl.!n über die Atuahl dc1 gü ltig f,.,1 Stimnk:11 tTir d1~ Li:-.ti.:11wuhlvorsl.'.hlägc .1.ur \Vahl dl!r 
VctbandS\.Cßammlun~ des Rcgiünill,crhandcs Ruhr in ihrcu (~m~indcgcbietcn. Dem \.Val11aussrhus:,. de~ Regional\.'crbanc..lcs Ruhr 
lagen die <: ntsprcchs.:ndc11 Ni1..-tlcr!\chrifkt1 der Wahlaus!\.Chüsse di:r (icmcmdcn so\\•tc du.· 2ugrun<lc licgcn<len Zusrunmcnstcllung\!ll 
der Wahlleiter dfr (iemcinden zur Einsid11 1·ot. 

Z. 101 \VahJ~l!hic1 lur tlic Vv'ah l dt.·r Vcrband~\·Cr~nunlung t.k!-< Rc~iunalvcrbandes Ruhr , ·crtcikn ~ich 1.Jii •. ~ gü lligtn Stimrncn au f die 
listenwahll'on.chl iige Jcr Parteien u,,J Wäh lcrgrupp.:n. wie aus der dun:h Jen Vv"ahllci1cr des Rcgit,,1ulvcrband<:s Ruhr ,-,·,;teilten 

/\nlui;c (s . b~igctilg1c Aulstdluni; gcmäil Anlage ~5c KWahlO) ersichtlich. wie folgt : 

Li,1co,.·11hlvonchl•11. der Parl<i /Wähl er~ruppc 
Zahl der Stimmen 

•hsolut ,·. II . 
L. 

2. US\\' . 

(;cs,1111 ts ti mmcn7ahl IUO 

J. Lis lc m,,ahl\'m~d1 lägc. <lic \\Cnig_l!r als 2.5 Pro1cnt <lcr Gc~mtstimnh:1t1lth l crhah(!n hahl:o, blc1lK·n bd 1.kT S111:vl!11cilung tiir die 
Vcrband:-.,cn.r.tmmlung unberücksichtigt. Durch Ab1-ug der fü r <lil!sc Listcuwah l\·o ,~chlügc lhµcgcb~nc n S 1inuucn \ 'OH der 
C'i~M1mtsrimmt111ahl \\•ini die l>erti rügtc (k samb.timrnL'1l nihl g~bilJl!r: 

GcJambtimmtnzahl ahwlut c::::> 
Listcnwahlvorsch lt1 }( der Partci ,. \\'ühlcrcrunnc LBhl der Summen 

l\b1u~ dC'r Sttmmcn für L1s1cnwnhh ouchl5gc, Ute wcn1Hcr 1. 
l,ll s 2. 5 l'rntL·nt 1.kr (ics ::11n1 s11mmcnzahl erhalten h;ihcn 

' usw. 

Ucrcini~t<.· (;e,:1rn1utintm('ni:ahl 

4 . Ausi,an~s~ahl für die Si t1wrtdlu11i; i~I di~ in ~ 10 Absol.l I S. 1 dö (icsc12,-,, über den Rcg iona!l•ertiand Ruhr fcslµclcgk ücsa1111J.ahl 
Jl.!1 Si11t: ch.·r \'.,_·rh;.11Hb.,·cr~11rnnl u11g: 
,ie beträgt : 9 1 

5. Der Zuteilunµsdi,•i,or. der ,ich aus dt'r Tei lung der (bcrcini~len) C.es;unL,ti111111e111:.1hl ........... du,c h die (resamtzahl der 
Sitze c1gihl. h~lri[gt ... (An~abe mil ➔ Stdk· 11 hint~r dem Komma·~ 

1:nrutn:ffi:ndcs -.u~1cht·n 

Lu trcffcmks onkrL·u1cn 

527 
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6. Auf<lcr Cirun<llagc <lic,es Zutcilungsdi\'isors ergibt sich nach c.Jcm Divisot\•c r führe11 mit Sta11dutdrw1du11g folgende Ve11c1lung 
,kr S,t,e : 

Tahellc 1 
rurtl'i. 
\\ ählcr~rupp• 

u 

u 

usw. 

(ic-samt 

Stimmtn11nz.ahl Oh·hor 
(mlJ .J Sull;.•,1 liirurr ,fr 111 J.:o m1111ri 

Sitzr un)tuundct 
(m it J .'-irdl,·t1 111n 1,·r '"'"' A"11m "1 11J 

Sitzr nach i:anzcn 
Lahl<n 

7. Da trnch Nummer 6 ,nehr oder weniger Sitze· uls ,1ac h der Au,gangszohl der S i12c ve1gebcn ,1-1,nlcn . 11,ar der Di visor uuf den 

11/khstfoll!cndcn Wc,1 herauf- oder hcrnbzusctien·. 

• a) ßei U111erscbreltu11g der maßgeblichen Au.sgang.~zahl der Sit7.c um ci1Ls. Lwci. drei u.sw. i,1 der grölltc. zwcitgrößie. drittgröß1c 
usw. der Quoticmen ( Divisorlmndidaten). die aus der Teilung der Summc112ilhlc11 der Parteien und Wähh:,,-gruppcn durch deren um 
0 .5 crl,öhtc bi"11crigc Sit1.:1.ahl resuh ieren. der maUgeblid1c niichstfolgende Di\'isor (~ 61 Ab!>at7. 4 Sat, .l K WnhlO): 

Tabelle 2 
Parrci. 
\\'iiblrrKrupp< 

A 

u 
C 

L) 

L 

F 

{ i 

US\\ . 

Stimmcnanxahl SitzC' nach 
,:anzen Zahlen 
lt . Tabelle 1 

Silzc c-rhi)ht um 
0,5 

Ui,·i1orkYndidatcn 
(,n,1 J Su·llct1 }11,:la d,•111 
1,:11,11 1!1 ,1) 

Maliicblichl'r 
l)hi~·or fm11 J S1.•U •·t1 

ho11c• r ofcru A: 11111,.,,,1 1 

·b) Bei Überschrcifun~ der mallHcblkhcn Au~g.ong..,iah1 der Sitl'C um ein-., 1.wci. dtci usw. ü,r <.)('r kh:i11sti:. . l\\•Citklcin~lc, driukl~lnsk· 
u,11·. Jet Quotiemen (Divi,orlmt1didate11). di e am der Teilung der Slin1111e111.ahlen der r ancien und Wiihkrgrurpc11 durch d,·re,1 um 
0.5001 oder 0.50()()00 1 \.errin!(e,1e bisherige S i17.2l.lh I re, u ltierei1. der nrntli,chlichc ,16d1stfolge,1dc Di ,, i,or ( & b I Absat1. 4 Siill.c 4 
u11d 5 KWahlO) : 

Tnbellc 2 
l'artci 1 Stimmenanzahl 
\\'iihl«Krupp• 

;\ 

fl 

C 

IJ 

1c. 

F 

(i 

u~w. 

\ ;nzu1n:it'cnd1,.•~ s1r1,.•1c hL·n 

lu trcffcndc,; ankrc-u,cn 

Sitz~ nach uanu·n 
Zahlen lt , 
l•brllo 1 

Sit.zc , ·crrin Jlcrt Oivi1orkandidatcn Ma0K<blich<r 
um tl,5001_ oder /,nit J 1J tirr ! Strllrn Uh·isor '"''' 4 ollrr 7 

11 ,5000001 /ti,,,u ,frm A:u,,. m aJ SlrJf.-n /linlu dr11t 
Kn1111Na} 

xx.499fJ :\ ,XXX:'.\ :<,XXX:t 
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Auf!:lrund des Zu1cilw1&~divisors noch 13uchstabc a) odcl' b) 

Tahrlle J 

. s1d1en den rancicn und Wählergruppen die folgenden Sit ze zu : 

t'arlti , 
\\liblcrcr-upp1: 

,\ 

II 

1) 

usw. 

(ies:11111 

S timnx-nanzahl Dh·isor 
tmu J ,,d1•r / "StrU,·11 hm1,·1 J1•1r1 

A.',1m m,1J A.:n m111,1J 

Über die Zlrtei lung l!ntsc-hi~ l~i gleichen Zahlenbh.u:htc:ik·n da~ von JcnL1dc:r \VahJldtcr:in 7.U 2ichendö Lo!t. 
b cntlicl aufclic Ponci.''Wäl1 lcrgnlpJlC· : ..... . 

Sitze n ■ch 1:anzen 
'.l• hl<n 

6, oder 1: Den l'a1tcic11 und Wilhkrgtuppcn wurden die aus der Tahdk .... S1,ul1c J ersichtlichen Sitze 2u~cstclh. 

7. oder s: 
Innerha lb der Paneicn und W,i hlctgruppcn wurde,1 die Sitze au f die ß ewcrber.'" inncn unter Zu grundelegung der ReihcnfolftC \'erteilt. 
clie sich au, den Listcnwahll'orschlägcn ergibt. 

Portc1• \\,'ähk rgruppc : Aus dem Listcnw:1hh·orschbp; ~cwählt : 

1. 

z .... . . 

Purt c1 i \Vählcrgruppc : Au~ de m Listcnwtthlvorsch la~ !ti:wühh : 

1. 

III . Der/Die Wahlkitcriin wrkü11dc1c Jus Wuhlctgcbni,. Die Verhandlung war öfü:ntlich. \'o"tehcu<l.:: Vcrhandluni; wurde vorgclc,cn, 
' " " de,n.'der Wahllcitcr/iu, Ocisitur/n/innen und dem/der Schritlföhrcr!in gc11d1mig1 und wi.:, fo lgt unterschrieben: 

lkr 'Dic Sc hnfifuhn:r 'tn 

Cn✓ulrc lfi:ndc~ o;tn:1-.:hi:n 

Zutrcf)cnd~ anlrcui'cn 

Drc Ucisit7.cr/ mncn 

U<;W .. 

529 
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Gesetz 
über die Errichtung des Landesamtes für 

Gesundheit und Arbeitsschutz Nordrhein-West­
falen sowie zur Novellierung landesrechtlicher 

Vorschriften über den öffentlichen Gesundheits­
dienst und den Arbeitsschutz 

Vom 10. Juni 2025 

2000 

Artikel 1 
Gesetz über die Errichtung des Landesamtes für 

Gesundheit und Arbeitsschutz Nordrhein-Westfalen 
(LfGA NRW-Errichtungsgesetz) 

§ 1 

Rechtsform, Name und Sitz 

Das Landesamt für Gesundheit und Arbeitsschutz Nord­
rhein-Westfalen (LfGA NRW) wird als Landesoberbe­
hörde nach § 6 des Landesorganisationsgesetzes vom 10. 
Juli 1962 (GV. NRW. S. 421), das zuletzt durch Artikel 3 
des Gesetzes vom 10. Juni 2025 (GV. NRW. S. 530) geän­
dert worden ist, mit Sitz in Bochum errichtet. 

§2 

Rechtsnachfolge 

(1) Das Landesamt für Gesundheit und Arbeitsschutz 
Nordrhein-Westfalen übernimmt die Rechtsnachfolge 
für das Landeszentrum Gesundheit Nordrhein-Westfalen 
und das Landesinstitut für Arbeitsschutz und Arbeitsge­
staltung Nordrhein-Westfalen. 

(2) Die dem Landeszentrum Gesundheit Nordrhein­
Westfalen übertragenen Aufgaben und die dem Landes­
institut für Arbeitsschutz und Arbeitsgestaltung Nord­
rhein-Westfalen im Arbeitsschutz, Strahlenschutz und 
Umweltschutz übertragenen Aufgaben gehen mit In­
krafttreten dieses Gesetzes auf das Landesamt für Ge­
sundheit und Arbeitsschutz Nordrhein-Westfalen über. 

(3) Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Landes­
zentrum Gesundheit Nordrhein-Westfalen und des Lan­
desinstituts für Arbeitsschutz und Arbeitsgestaltung 
Nordrhein-Westfalen sind mit Inkrafttreten dieses Ge­
setzes auf das Landesamt für Gesundheit und Arbeits­
schutz Nordrhein-Westfalen übergeleitet. 

§3 
Fachaufgaben 

(1) Das Landesamt für Gesundheit und Arbeitsschutz 
Nordrhein-Westfalen nimmt landesweit bedeutsame 
Aufgaben im Bereich des öffentlichen Gesundheitsdiens­
tes sowie zentrale Aufgaben des Arbeitsschutzes wahr. 

(2) Im Bereich der Gesundheit ist das Landesamt für 
Gesundheit und Arbeitsschutz Nordrhein-Westfalen 
insbesondere die fachliche Leitstelle für den öffentli­
chen Gesundheitsdienst. Es berät und unterstützt die 
Landesregierung und die Kreise und kreisfreien Städte 
unter anderem in Fragen des Gesundheitsschutzes der 
Bevölkerung, insbesondere vor übertragbaren Infek­
tionskrankheiten, sowie der Prävention und Gesund-

heitsförderung, auch bedarfsgerecht durch Entwicklung 
einheitlicher Standards. Es fördert die Stärkung des 
Politikfeldes Gesundheit in verschiedenen Lebenswel­
ten auch unter bundes- und europapolitischen Aspek­
ten. Näheres regelt das Gesetz über den öffentlichen 
Gesundheitsdienst des Landes Nordrhein-Westfalen 
vom 10. Juni 2025 (GV. NRW. S. 530) in der jeweils gel­
tenden Fassung. 

(3) Im Bereich des Arbeitsschutzes ist das Landesamt 
für Gesundheit und Arbeitsschutz Nordrhein-Westfalen 
das zentrale Beratungs- und Unterstützungsorgan der 
staatlichen Arbeitsschutzverwaltung des Landes Nord­
rhein-Westfalen, im Folgenden Arbeitsschutzverwaltung. 
Es unterstützt die Arbeitsschutzverwaltung nachhaltig, 
fachlich und, sofern zweckmäßig, operativ. Die Unter­
stützungsleistungen des Landesamtes für Gesundheit 
und Arbeitsschutz Nordrhein-Westfalen erfolgen insbe­
sondere durch: 

1. die Beratung der Arbeitsschutzverwaltung bei den 
Bezirksregierungen sowie des für Arbeitsschutz zu­
ständigen Ministeriums, 

2. die Unterstützung der Arbeitsschutzverwaltung bei 
den Bezirksregierungen in operativen Belangen und 

3. die Wahrnehmung der Funktion einer zentralen Ser-
viceeinheit für die Arbeitsschutzverwaltung. 

Darüber hinaus nimmt es die Aufgaben der Zentralen 
Radonstelle des Landes Nordrhein-Westfalen und der 
Strahlenschutzdienste des Landes Nordrhein-Westfalen 
wahr, insbesondere der Inkorporationsmessstelle. Als si­
cherheitstechnische Aufgabe nimmt es zum Schutz Drit­
ter die aktive Marktüberwachung von online angebote­
nen Produkten gemäß Marktüberwachungsgesetz vom 9. 
Juni 2021 (BGBl. I S. 1723) wahr. 

(4) Die Aufgaben zur Umgebungsüberwachung kern­
technischer Anlagen im Auftrag des für Kerntechnik zu­
ständigen Ministeriums sowie zur Uberwachung der 
Umweltradioaktivität im Auftrag des für Umwelt zu­
ständigen Ministeriums für den Regierungsbezirk Düs­
seldorf bleiben unberührt. 

(5) Die Aufsichtsbehörden können dem Landesamt für 
Gesundheit und Arbeitsschutz Nordrhein-Westfalen 
durch Rechtsverordnung wei tere landesweit bedeutsame 
fachliche Aufgaben zuweisen. Soweit es sich um Aufga­
ben handelt, die bisher durch die Bezirksregierung 
wahrgenommen werden, können diese im Einvernehmen 
mit dem für Inneres zuständigen Ministerium durch 
Rechtsverordnung auf das Landesamt für Gesundheit 
und Arbeitsschutz Nordrhein-Westfalen übertragen wer­
den. § 5 des Landesorganisationsgesetzes vom 10. Juli 
1962 (GV. NRW. S. 42 1) in der jeweils geltenden Fassung 
bleibt unberührt. 

§4 

Hoheitliche Aufgaben 

(1) Das Landesamt für Gesundheit und Arbeitsschutz 
Nordrhein-Westfalen nimmt im Bereich des öffentlichen 
Gesundheitsdienstes landesweit bedeutsame hoheitliche 
Aufgaben wahr. Näheres regeln das Gesetz über den öf­
fentlichen Gesundheitsdienst des Landes Nordrhein­
Westfalen sowie die Verordnung über die Zuständigkei­
ten im Humanarzneimittel-, Medizinprodukte- und Apo­
thekenwesen sowie auf dem Gebiet des Schutzes vor 
nichtionisierender Strahlung bei der Anwendung am 
Menschen vom 25. Januar 2022 (GV. NRW. S. 100) in der 
jeweils geltend en Fassung. 

(2) Das Landesamt für Gesundheit und Arbeitsschutz 
Nordrhein-Westfalen nimmt im Bereich des Arbeits­
schutzes landesweit zentrale hoheitliche Aufgaben wahr. 
Näheres regeln die Zuständigkeitsverordnung Arbeits­
und technischer Gefahrenschutz vom 27. November 2012 
(GV. NRW. S. 622) in der jeweils geltenden Fassung sowie 
die Zuständigkeitsverordnung Atom- und Strahlen­
schutzrecht vom 2. Mai 2023 (GV. NRW. S. 238) in der je­
weils geltenden Fassung. 

(3) Die Aufsichtsbehörden können dem Landesamt für 
Gesundheit und Arbeitsschutz Nordrhein-Westfalen 
durch Rechtsverordnung nach Anhörung des fachlich zu­
ständigen Ausschusses des Landtags weitere landesweit 
bedeutsame hoheitliche Aufgaben zuweisen. Soweit es 
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sich um Aufgaben handelt, die bisher durch die Bezirks­
regierung wahrgenommen werden, können diese im Ein­
vernehmen mit dem für Inneres zuständigen Ministerium 
durch Rechtsverordnung auf das Landesamt für Gesund­
heit und Arbeitsschutz Nordrhein-Westfalen übertragen 
werden. § 5 des Landesorganisationsgesetzes bleibt un­
berührt. 

§5 
Organisation 

Das Landesamt für Gesundheit und Arbeitsschutz Nord­
rhein-Westfalen regelt in einem Organisationsplan die 
Einzelheiten seiner Organisation und legt in einem Ge­
schäftsverteilungsplan die Zuständigkeiten für die je­
weiligen Aufgaben nach den §§ 3 und 4 fest. Der Organi­
sationsplan_ und der Geschäftsverteilungsplan sowie we­
sentliche Anderungen bedürfen der Zustimmung der 
Aufsichtsbehörden. 

§6 
Leitung des Landesamtes für Gesundheit 
und Arbeitsschutz Nordrhein-Westfalen 

Die Leitung des Landesamtes für Gesundheit und Ar­
beitsschutz Nordrhein-Westfalen obliegt der Präsidentin 
oder dem Präsidenten. 

§ 7 
Aufsicht 

Aufsichtsbehörden sind die für Gesundheit und für Ar­
beitsschutz zuständigen Ministerien. Diese üben die 
Dienst- und Fachaufsicht aus. Soweit dem Landesamt 
für Gesundheit und Arbeitsschutz Nordrhein-Westfalen 
Angelegenheiten und Aufgaben aus dem Geschäftsbe­
reich anderer Ressorts übertragen worden sind, obliegt 
die F.achaufsicht dem jeweils beauftragenden Ressort . 
Die Ubertragung neuer Aufgaben anderer Ressorts er­
folgt im Einvernehmen mit den Aufsichtsbehörden. 

§8 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tag des auf die Verkündung 
folgenden Kalendermonats in Kraft . 

2120 

Artikel 2 
Gesetz über den öffentlichen Gesundheitsdienst 

des Landes Nordrhein-Westfalen 
(ÖGDGNRW) 

Inhaltsübersicht 

Kapitel 1 
Allgemeines 

§ 1 Grundsätze und Ziele des öffentlichen Gesund­
heitsdienstes 

§ 2 Kernaufgaben des öffentlichen Gesundheitsdiens­
tes 

§ 3 Träger und Behörden des öffentlichen Gesund­
heitsdienstes 

§ 4 Allgemeine Grundsätze der Leistungserbringung 

§ 5 Aufgabenwahrnehmung der unteren Gesundheits­
behörden , Aufsicht 

Kapitel 2 
Aufgaben der unteren Gesundheitsbehörden im Einzelnen 

§ 6 Gesundheitsförderung und gesund hei tliche Prä­
vention, Gesundheitskompetenz 

§ 7 Verhinderung und Bekämpfung übertragbarer 
Krankheiten, Impfungen 

§ 8 Mitwirkung an Planungen und Genehmigungsver­
fahren 

§ 9 Umweltmedizin und Folgen des Klimawandels auf 
die menschliche Gesundheit 

§ 10 Schwangeren- und Elternberatung 

§ 11 Kinder- und Jugendgesundheit 

§ 12 Zahngesundheit von Kindern und Jugendlichen 

§ 13 Gesundheitshilfe 

§ 14 Sozialpsychiatrischer Dienst 

§ 15 Hygieneüberwachung 

§ 16 Sozialpharmazie 

§ 17 Überwachung der Berufe des Gesundheitswesens 

§ 18 Amtliche Bescheinigungen, amtsärztliche und amts­
zahnärztliche Zeugnisse und Gutachten 

Kapitel 3 
Personalausstattung, Leitung und Organisation 

§ 19 Fachkräfte, medizinische und pharmazeutische 
Leitungen 

Kapitel 4 
Gesundheitsmonitoring, Gesundheitsberichterstattung, 

Landesgesundheitskonferenz, Landesamt für Gesundheit 
und Arbeitsschutz Nordrhein-Westfalen 

§ 20 Kommunaler Gesundheitsbericht 

§ 21 Koordination 

§ 22 Kommunale Gesundheitskonferenz 

§ 23 Landesgesundheitsberichterstattung 

§ 24 Landesgesundheitskonferenz 

§ 25 Landesamt für Gesundheit und Arbeitsschutz 
Nordrhein-Westfalen 

Kapitel 5 

Eingriffsbefugnisse, Datenschutz, Beschränkungen 
von Rechten, Ermächtigungen 

§ 26 Befugnisse und Pflichten 

§ 27 Datenschutz 

§ 28 Ermächtigungen 

§ 29 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Kapitel 1 

Allgemeines 

§ 1 

Grundsätze und Ziele des öffentlichen 
Gesundheitsdienstes 

(1) Der öffentliche Gesundheitsdienst fördert und 
schützt die Gesundheit der Bevölkerung. 

(2) Der öffentliche Gesundheitsdienst unterstützt im 
Rahmen seiner Zuständigkeit und nach Maßgabe dieses 
Gesetzes eine bedarfsgerechte, wirtschaftliche, nachhal­
tige, in der Wirksamkeit und Qualität dem allgeme in an­
erkannten Stand der Wissenschaft entsprechende Versor­
gung der Bevölkerung. Dadurch trägt er zur Förderung 
gesundheitlicher Chancengleichheit bei. Hierbei berück­
sichtigt er auch unterschiedliches gesund heitliches Ver­
halten, unterschiedliche Lebenslagen, unterschiedliche 
Gesundheitsrisiken und Krankheitsverläufe, kulturelle 
Hintergründe, die sexuelle Orientierung sowie die ver­
schiedenen Geschlechtsidentitäten und deren unter­
schiedliche Versorgungssituation. Zuständigkeiten ande­
rer gesetzlich verpflichteter Aufgabenträger im Gesund­
heitswesen bleiben unberührt. 

(3) Der öffentliche Gesundheitsdienst arbeitet mit den 
Behörden und Stellen eng zusammen, die Leistungen zur 
gesundheitlichen Versorgung erbringen oder gesundheit­
liche Interessen vertreten. Dabei kommt dem öffentli­
chen Gesundheitsdienst eine zentrale Informations- , 
Steuerungs- und Koordinierungsfunktion zu. Er regt 
Maßnahmen der vorrangig zur Leistung Verpflichteten 
an, soweit gesundheitliche Belange berührt sind. 
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§ 2 

Kernaufga ben des öffentlichen Gesundheitsdienstes 

(1) Die Kernaufgaben des öffentlichen Gesundheits­
dienstes sind Gesundheitsschutz, Prävention und Ge­
sundheitsförderung, Beratung und Information sowie 
Koordination und Steuerung. 

(2) Der Aufgabenkatalog des öffentlichen Gesundheits­
di enstes beinhaltet insbesondere 

1. die Beobachtung, Erfassung und Bewertung der ge­
sundheitlichen Verhältnisse und der gesundheitli­
chen Versorgung der Bevölkerung einschließlich der 
Ursachen von Gesundheitsgefährdungen und Ge­
sundheitsschäden sowie der Auswirkungen von Um­
welteinflüssen und der Folgen des Klimawa ndels auf 
die menschliche Gesundheit , 

2. den Schutz der Gesundheit der Bevölkerung, die 
Mitwirkung bei der Verhinderung und Bekämpfung 
von Krankheiten, insbesondere von übertragbaren 
Krankheiten, und die Hinwirkung auf eine angemes­
sene gesundheitliche Versorgung und auf Gesund­
heitshilfen; dies gilt insbesondere für sozial benach­
teiligte und besonders schutzbedürftige Personen, 

3. die Information und Beratung der Bevölkerung und 
der Behörden in Fragen der Gesundheit und die 
Stellungnahmen zu Ma ßnahmen und Pla nungen an­
derer Verwaltungsbereiche, insbesondere Stadtpla­
nung, Bauvorhaben und Verkehrsplanung, hinsicht­
lich möglicher Auswirkungen auf die Gesundheit 
der Bevölkerung, 

4. die Gesundheitsförderung und Prävention, 

5. die Gesundheitsplanung und Gesundheitsberichter­
stattung, 

6. die Überwachung der Einhaltung der Anforderun­
gen der Hygiene nach dem Infektionsschutzgesetz 
sowie nach weiteren bundes- und landesrechtlichen 
Regelungen und die Qualitätssicherung bei der Kon­
trolle und Aufsicht, 

7. die Arzneimittel- und Mediz inprodukteüberwa­
chung sowie die Überwachung nach dem Betäu­
bungsmittelgesetz und die Aufklärung der Bevölke­
rung über Nutzen und Ri s iken des Arzneimittelge­
brauchs, 

8. die Aufsicht über Berufe und Einrichtungen des Ge­
sundheitswesens , soweit ke ine andere Zuständigkeit 
gegeben ist, 

9. die Sozialmedizin und Begutachtung und 

10 . das bedarfsgerechte Ausbruchs- und Krisenmanage­
ment sowie die gesundhe itsbezogene Kommunika­
tion, insbesondere im Krisenfall. 

(3) Aufga ben des öffentlichen Gesundheitsdienstes nach 
a nderen Gesetzen und Rechtsverordnungen werden, so­
weit dort nichts anderes bestimmt ist, nach den Bestim­
mungen dieses Gesetzes erfüllt . 

(4) Neue Formen der Aufga benwa hrnehmung sowie neue 
Orga nisa tionsformen können in Modellen erprobt wer­
den . Dabei sollen auch die Öffentlichkeit und die Inter­
essenvertretungen von Patientinnen und Patienten betei­
ligt sowie die Belange insbesondere von Bevölkerungs­
gruppen mit erschwertem Zugang zum 
Regelversorgungssystem berücksichtigt, eine bedarfsge­
rechte Versorgung von Menschen mit körperlichen , geis­
tigen oder psychischen Beeinträchtigungen erzielt und 
die Anforderungen an eine geschlechtergerechte gesund­
heitliche Versorgung berücksichtigt werden. 

§3 
Träger und Behörden des öffentlichen Gesundheitsdienstes 

(1) Träger des öffentlichen Gesundheitsdienstes sind die 
Kreise, die kreisfreien Stä dte und das Land . 

(2) Behörden des öffentlichen Gesundheitsdienstes sind 

1. die Kreise und kreisfreien Städte als untere Gesund­
hei tsbehörden, 

2. die Bezirksregierungen als mittlere La ndesgesund­
heitsbehörden , 

3. das Landesamt für Gesundheit und Arbeitsschutz 
Nordrhein-Westfalen und das Landesamt für Natur, 
Umwelt und Verbraucherschutz Nordrhein-Westfalen 
als Landesoberbehörden und 

4. die für Gesundheit und für Umweltmedizin und 
Trinkwasser zuständigen Ministerien als oberste Lan­
desbehörden. 

(3) Die Behörden des öffentlichen Gesundheitsdienstes 
arbeiten kooperativ zusammen und unterstützen sich in 
fachlichen Fragen. 

(4) Die kommunalen Träger des öffentlichen Ges und­
heitsdienstes können die ihnen obliegenden Aufgaben 
nach Maßgabe des Gesetzes über kommunale Gemein­
schaftsarbei t in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. 
Oktober 1979 (GV. NRW. S. 621) in der jeweils geltenden 
Fassung gemeinschaftlich wahrnehmen. Sie können auch 
Dritte mit der Wahrnehmung einer Aufgabe beauftragen. 
Ihre Verantwortung bleibt dadurch unberührt. 

(5) Ist in Gesetzen und Rechtsverordnungen die Zustän­
digkeit der Amtsärztin oder des Amtsarztes oder der 
Amtszahnärztin oder des Amtszahnarztes begründet 
oder sind a mtsärztliche oder amtszahnärztliche Zeug­
nisse, Bescheinigungen und Gutachten vorgeschrieben, 
so ist di e untere Gesundheitsbehörde zuständig. 

(6) Die Kreise und kreisfreien Städte können für die un­
tere Gesundheitsbehörde die Bezeichnung „Gesundheits­
amt" führen. 

§4 

All gemeine Grundsätze der Leistungserb ringung 

(1) Soweit und solange eine erforderliche medizinische 
Versorgung insbesondere für sozial benachteiligte, 
schutzbedürftige oder gefä hrdete Personen nicht oder 
nicht rechtzeitig gewährleistet ist , kann sie die untere 
Gesundheitsbehörde im Benehmen mit primär zuständi­
gen Aufgabenträgern im Rahmen eigener Dienste und 
Einrichtungen erbringen. 

(2) Werden Leistungen nach Absatz 1 erbracht, betreibt 
die untere Gesundheitsbehörde, auch im Rahmen ver­
traglicher Vereinbarungen, die Ersta ttung der Kosten . 
Da be i unterstützt die oberste Gesundheitsbehörde im 
Rahmen ihrer Möglichkeiten die untere Gesundheitsbe­
hörde. 

(3) Im Interesse der Erreichbarkeit ist auf eine enge 
rä umliche, sektorenübergreifende und funkt ionale Ab­
stimmung gesundheitlicher Einrichtungen und Leistun­
gen hinzuwirken. 

§ 5 

Aufgabenwahrnehmung der unteren 
Gesundheitsbehörde, Aufsicht 

(1) Die untere Gesundheitsbehörde führt die Aufgaben 
nach den §§ 6 bis 8, 11 bis 15 und 17 sowie 20 bis 22 als 
Pflichtaufgaben zur Erfüllung nach Weisung durch. 

Die Aufsichtsbehörden können Weisungen erteilen , um 
die Qualitä t im öffentlichen Gesundheitsdienst und die 
gesetzmäßige Ausführung und gleichmäßige Erfüllung 
di eser Aufgaben, insbesondere zum gesundheitli chen Be­
völkeru ngsschutz bei überregionalen Problemlagen , zu 
sichern. Die Weisungen sollen sich auf allgemeine Anord­
nungen beschränken. Darüber hinaus sind Weisungen im 
Einzelfall zulässig, wenn 

1. Aufgaben nicht in Einklang mit den Gesetzen wahr­
genommen werden, 

2. Aufgaben nicht nach den allgemein anerkannten 
fachlichen Standards wahrgenommen werden, 

3. allgemeine Weisungen nicht befolgt werden , 

4. Fälle von übergeordneter und überörtlicher Bedeu-
tung vorliegen oder 

5. ein besonderes öffentliches Interesse besteht. 

(2) Aufsichtsbehörden sind die Bezirksregierungen und 
die Landesoberbehörden nach § 3 Absatz 2 Nummer 2 
und 3. Oberste Aufsichtsbehörden sind die für Gesund­
heit, Umwelt und Trinkwasser zuständigen Ministerien. 



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfa len - Nr. 28 vom 27. Juni 2025 533 

Kapitel 2 

Aufgaben der unteren Gesundheitsbehörde im Einzelnen 

§6 

Gesundheitsförderung und gesundheitli che Prävention , 
Gesundheitskompetenz 

(1) Die untere Gesundheitsbehörde wirkt unter Berück­
sichtigung der unterschi edlichen Lebenswelten an der 
Gestaltung gesundheitsförderlicher Lebens-, Umwelt­
und Arbeitsverhältnisse mit. Die untere Gesundheitsbe­
hörde fördert durch Information die Gesundheitskompe­
tenz und trägt damit zur Befähigung zu gesunden Le­
bensweisen, zur Verhinderung von Gesundheitsgefahren 
und möglichst frühzeitigen Erkennung von Krankheiten 
in allen Lebensphasen bei. 

(2) Die untere Gesundhei tsbehörde arbeitet mit dem 
Ziel der Vernetzung und Kooperation mit den in der Ge­
sunderhaltung, der Gesundheitsförderung und gesund­
heitlichen Prävention tätigen Behörden , Organisationen, 
Sozialversicherungsträgern und weiteren Stellen, zum 
Beispiel Umweltschutzbehörden, Bildungseinrichtungen, 
Sportvereine, zusammen, koordiniert Maßnahmen und 
Angebote, regt die Bereitstellung von Angeboten anderer 
zustä ndiger Stellen an und kann a uch eigene Angebote 
bereits tellen . 

(3) Die untere Gesundheitsbehörde fördert die Arbei t 
der gesundheitlichen Selbsthilfe und arbeitet mit deren 
Vereinigungen und Zusammenschlüssen zusammen. Sie 
kann unter Berücksichtigung des Angebotes freier Trä ­
ger Kontakt- und Informationsstellen für Selbsthilfe­
gruppen einrichten . 

§ 7 

Verhinderung und Bekämpfung übertragbarer 
Krankheiten, Impfungen 

(1) Die untere Gesu ndhe itsbehörde trägt zur Verhinde­
rung und Bekämpfung übertragbarer Krankheiten bei. 
Insbesondere durch Information und Beratung sowie 
durch die Aufdeckung und Unterbrechung von Infekti­
onsketten wirkt sie darauf hin , dass di e Verbreitung 
übertragbarer Krankheiten verhindert wird . Die untere 
Gesundheitsbehörde soll a uf die Erstellung von kommu­
nalen Pandemieplänen a uf Basis des Musters eines Pa n­
demierahmenplans nach § 25 Absatz 3 Satz 2 hinwirken. 
Die Kreise und kreisfreien Städte sollen einen Plan zur 
Durchführung aller notwendigen Maßna hmen bei Auf­
treten von Verdachts- oder Erkrankungsfällen hochan­
steckender Infektionskra nkheiten mit schwerwiegenden 
Auswirkungen für die Bevölkerung in Nordrhein-West­
falen a ufstellen. Dieser soll regelmäßig überprüft und 
aktualisiert werden. Es wird empfohlen , besondere Be­
darfe und Gesundheitsrisiken von sozioökonomisch be­
nachteiligten und vulnerablen Bevölkerungsgruppen bei 
der Aufstellung des kommunalen Pandemieplans zu be­
rücksichtigen. 

(2) Die untere Gesundheitsbehörde wirkt mit an der 
Aufklärung, Beratung und Testung der Bevölkerung, ins­
besondere von Personengruppen mit besonderem Risiko 
zu HIV/ AIDS und anderen sexuell übert ragbaren 
Kra nkheiten sowie Tuberkulose und berät infizierte und 
erkrankte Personen sowie deren Angehörige. Für betrof­
fene Ra tsuchende werden hierz u anonyme Untersuchun­
gen a ngeboten oder in Zusammenarbeit mit anderen me­
dizinischen Einrichtungen sichergestellt. Soweit es für 
eine Verhinderung und Verbreitung von Infektion~n er­
forderlich ist , kann eine Behandlung durch eine Arztin 
oder einen Arzt erfolgen. 

(3) Die untere Gesundheitsbehörde kann in Bezug auf 
andere übertragbare Kra nkheiten Beratung und Unter­
suchung anbieten oder diese in Zusammenarbeit mit an­
deren medizinischen Einrichtungen sicherstellen . 

(4) Die untere Gesundheitsbehörde wirkt auf die Sicher­
stellung des notwendigen Impfa ngebotes und einer aus­
reichenden Impfberatung hin . Sie kann selbst Impfbera­
tungen und die öffentlich von der Ständigen Impfkom­
mission empfohlenen Impfungen durchführen , um 
Impflücken zu schließen. Sie beobachtet, dokumentiert 
und bewertet den Durchimpfungsgrad der Bevölkerung. 

(5) Soweit die oberste Gesundheitsbehörde der unteren 
Gesundheitsbehörde ein für die Betroffenen kostenloses 
Impfa ngebot vorschreibt, erstattet sie die Kosten . 

§8 

Mitwirkung an Planungen und Genehmigungsverfahren 

Die vom Kreis oder von der kreisfreien Stadt abzugeben­
den Stellungnahmen zu Planungs- und Genehmigungs­
verfahren werden unter Beteiligung der unteren Gesund­
heitsbehörde erstellt, wenn gesundheitliche Belange der 
Bevölkerung berührt werden. Die untere Gesundheitsbe­
hörde gibt Stellungnahmen zu gesundheitlicher Verträg­
lichkeit und gesundheitlichen Auswirkungen der Vorha­
ben ab. 

§ 9 
U mweltmedizin und Folgen des Klimawandels 

auf die menschliche Gesundheit 

(1) Die untere Gesu ndh eitsbehörde fördert den Schutz 
der Bevölkerung vor gesundheitsgefährdenden und ge­
sundheitsschädigenden Einflüssen aus der Umwelt. Sie 
klärt insbesondere die Bevölkerung hierüber und über 
sonstige umweltmedizi nische Fragen a uf. Sie bewertet 
die Auswirkungen von Umwelteinflüssen a uf die Bevöl­
kerung unter gesundheitlichen Aspekten. 

(2) Die untere Gesundheitsbehörde ka nn zur Abwehr 
von gesundheitlichen Schäden oder Langzeitwirkungen 
in öffentlichen Gebäuden entsprechende Maßnahmen 
anordnen. 

(3) Auf dem Gebiet der Umweltmedizin und des Trink­
wassers is t das Landesamt für Natur, Umwelt und Ver­
braucherschutz fachliche Leitstelle für den öffentlichen 
Gesundheitsdienst. Es koordiniert die Aufga benerledi­
gung und berät und unterstützt die Landesregierung und 
die untere Gesundheitsbehörde. 

(4) Der unteren Gesundheitsbehörde wird empfohlen, 
die Folgen des Klimawandels auf die menschli che Ge­
sundheit zu beobachten und zu bewerten, die Bevölke­
rung hierü ber aufzuklären sowie geeignete Maßnahmen 
im eigenen Zuständigkeitsbereich zu ergreifen , ein­
schließlich des Hitzeschutzes. Ihr wird weiterhin emp­
fohlen , sich an der Erstellung und Umsetzung von Kon­
zepten zur Anpassung an den Klimawandel zu beteiligen . 

§ 10 
Schwangeren- und E lternberatung 

(1) Die untere Gesundheitsbehörde wirkt auf ein ausrei­
chendes Angebot an Schwangeren- und Elternberatung 
hin . 

Für Schwa ngere und Eltern in sozia len und gesund heit­
lichen Problemlagen , insbesondere für diejenigen , die 
aufsuchende Hilfe benötigen , hält di e untere Gesund­
heitsbehörd e einen Beratungsdienst vor. 

(2) D er unteren Gesundheitsbehörde wird empfohlen , 
Schwangere und Eltern über allgemeine Versorgungsan­
gebote rund um die Geburt zu informieren und bei Be­
darf in die notwendigen Angebote zu vermitteln sowie 
die Vernetzung der an der geburtshilfli chen Versorgung 
Beteiligten zu unterstützen. 

§ 11 
Kinder- und Jugendgesundheit 

(1) Die un tere Gesundheitsbehörde schützt und fördert 
die Gesundheit von Kindern und Jugendlichen. Der Kin­
der- und Jugendgesundheitsdienst arbeitet hierzu mit 
anderen Behörden, Trägern der Jugendhilfe, mit Einrich­
tungen, Stellen und Personen , d ie Vera ntwortung für die 
Gesundheit, die Bildung und den Schutz von Kindern 
und Jugendlichen tragen, zusammen und wirkt in Netz­
werken, zum Beispiel der Frühen Hilfen und des Kinder­
schutzes , mit. 

(2) Die untere Gesundheitsbehörde nimmt betriebsmedi­
zini sc he Aufgaben für Gemeinschaftseinrichtungen , ins­
besondere in Kindertageseinrichtungen und in Schulen, 
wahr. Sie berät Leitungen und Personal von Kinderta­
geseinrichtungen und Schulen , Sorgeberechtigte sowie 
Kinder und Jugendliche zu gesund heitlichen Fragen, so-
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weit sie den jeweiligen Alltag in der Gemeinschaftsein­
richtung betreffen. 

(3) Bei der Untersuchung von Kinder.n in Kindertages­
ei nrichtungen durch Arztinnen und Arzte des Gesund­
heitsamtes dürfen Patientendaten nur verarbeitet wer­
den , soweit dies zur Durchführung der Untersuchung er­
forderlich ist oder die Erziehungsberechtigten oder 
andere Personensorgeberechtigte eingewilligt haben . Zur 
Durchführung von Untersuchungen in Kindertagesein­
richtungen zulässigerweise erhobene und gespeicherte 
Daten dürfen für die schulische Eingangsuntersuchung 
und sonstige Untersuchungen von Schülerinnen und 
Schülern nur weitergegeben werden , wenn die Erhebung 
und Speicherung auch zu diesem Zweck nach Sa tz 1 zu­
läss ig wäre. 

(4) Die untere Gesundheitsbehörde führt bei allen Kin­
dern die vor Schuleintritt verpflichtende schulische Ein­
gangsuntersuchung sowie, in eigenem Ermessen , nach 
Schuleintritt andere U ntersuchungen gemäß § 54 Ab­
satz 2 und 4 des Schulgesetzes NRW vom 15 . Februar 
2005 (GV. NRW. S. 102) in der jeweils geltenden Fassung 
durch. Bei der schulischen Eingangsuntersuchung sind 
di ejeni gen Daten zu erheben, die für e ine Bewertung von 
Entwicklungsstörungen und schulrelevanten Erkran­
kungen des Kindes erforderlich si nd . Das Ergebnis der 
Untersuchung ist im Rahmen des § 35 des Schulgesetzes 
NRW an die Schulleitung zu übermitteln. Den Erzie­
hungsberechtigten oder anderen Personensorgeberech­
tigten ist eine Kopie der an die Schulleitung übersand­
ten Mitteilung zu übersenden . Im Ubrigen werden an­
dere Untersuchungen nach Maßgabe des § 54 Absatz 2 
und 4 des Schulgesetzes RW mittels Erhebung der für 
den Zweck der jeweiligen Untersuchung erforderlichen 
Daten durchgeführt. 

(5) Die nach den Absätzen 3 und 4 erhobenen Daten 
dürfen für das kommunale Gesundheitsmonitoring in 
a nonymisierter Form verwendet werden. Sie sind dem 
La ndesamt für Gesundheit und Arbeitsschutz Nord­
rhein-Westfalen für Zwecke des Gesundheitsmonitorings 
und der Gesundheitsberichterstattung auf Landesebene 
nach Abschluss der Untersuchungen des jeweiligen Jahr­
ga ngs in anonymisierter Form zu übermitteln. 

(6) Die Verarbeitung von personenbezogenen Daten nach 
den Absätzen 3 und 4 erfolgt in ärztlicher Verantwortung 
durch Assistenzpersonal. Die nach den Absätzen 3 und 4 
erhobenen Daten dürfen nur solange und soweit gespei­
chert werden, wie dies für die Aufgabenerfüllung erfor­
derlich , längstens jedoch für einen Zeitraum von zehn 
Jahren. 

(7) Zur Früherkennung von Krankheiten , Behinderun­
gen, Entwicklungs- und Verhaltensstörungen kann die 
untere Gesundheitsbehörde ergänzend zu Angeboten der 
primär zuständigen Aufgabenträger weitere Untersu­
chungen durchführen. Soweit dies erforderlich ist, kann 
sie auch Impfungen durchführen. Wi rd im Rahmen dieser 
Untersuchungen die Gefährdung oder Beeinträchtigung 
der körperlichen oder psychischen Gesundheit oder eine 
drohende oder eingetretene Abhängigkeitserkrankung 
von Kindern und Jugendlichen festgestellt , vermittelt die 
untere Gesundheitsbehörde in Zusammenarbeit mit den 
fü1· Jugendhilfe und Sozialhilfe zuständigen Stellen die 
notwendigen Behandlungs- und Betreuungsangebote. 
Die Bestimmungen des Gesetzes zur Kooperation und 
Infor mation im Kinderschutz vom 22. Dezember 20 11 
(BGB!. I S. 2975) in der jeweils geltenden Fassung blei­
ben davon unberührt. 

§ 12 
Zahngesundheit von Kindern und Jugendlichen 

(1) Die untere Gesundheitsbehörde schützt und fö rdert 
die Zahngesundheit von Kindern und Jugendlichen. Der 
Kinder- und Jugendzahngesundheitsdienst arbeitet 
hierzu mit anderen Behörden, Trägern der öffentlichen 
und freien Jugendhilfe sowie mit anderen Einrichtungen, 
Stellen und Personen, die Verantwortung für die Gesund­
heit, die Bildung und den Schutz von Kindern und Ju­
gendlichen tragen , zusammen. 

(2) Die untere Gesundheitsbehörde führt, soweit erfor­
derlich, zahnärztliche Untersuchungen in Kindertages­
e inrichtungen und zahnärztliche Untersuchungen gemäß 

§ 54 Absatz 2 und 4 des Schulgesetzes NRW durch mit 
dem Ziel, Zahn- Mund- und Kiefererkrankungen früh­
zeitig zu erkennen und auf eine Behandlung hinzuwir­
ken. Sie informiert und berät Kinder, Jugendliche und 
ihre Sorgeberechtigten , Kindertageseinrichtungen, Kin­
dertagespflegestellen und Schulen in Fragen der Gesund­
erhaltung der Zähne sowie des Mund- und Kieferberei­
ches. 

(3) Für die bei den zahnärztlichen Untersuchungen er­
hobenen Daten g ilt § 11 Absatz 3 entsprechend. Die Da­
ten dürfen für d as kommunale Gesundheitsmonitoring 
in anonymisierter Form verwendet werden . Sie dürfen 
dem Landesamt für Gesundheit und Arbeitsschutz 
Nordrhein-Westfalen für Zwecke des Gesundheitsmoni­
torings und der Gesundheitsberichterstattung auf Lan­
desebene nach Abschluss der Untersuchungen in anony­
misierter Form übermittelt werden. 

(4) Die untere Gesundheitsbehörde beteiligt sich an den 
Maßnahmen der Gruppenprophylaxe nach§ 21 des Fünf­
ten Buches Sozialgesetzbuch - Gesetzliche Krankenver­
s icherung - (Artikel 1 des Gesetzes vom 20. Dezember 
1988, BGB!. I S. 2477, 2482) in der jeweils geltenden Fas­
sung. Sie kann insbesondere die Maßnahmen der Ernäh­
rungsberatung, Zahnschmelzhärtung und Mundhygiene 
durch Vorsorgemaßnahmen vor allem bei Kindern und 
Jugendlichen sowie Kindern und Jugendlichen mit Be­
einträchtigungen ergänzen, soweit diese sonst nicht ge­
währleistet sind. 

§ 13 
Gesundheitshi I fe 

Die untere Gesundheitsbehörde berät und unterstützt 
Personen, die wegen körperlicher oder psychischer oder 
suchtbezogener Beeinträchtigung oder aufgrund beson­
derer Umstände, dabei insbesondere Menschen ohne 
Krankenversicherungsschutz, Personen in der Sexarbeit 
oder wohnungs- und obdachlose Menschen, oder b eson­
ders häufiger und schwerwiegender Kra nkheit weiter­
gehender gesundheitlicher Unterstützung bedürfen 
(Gesundheitshilfe). Diese Gesundheitshilfe ist darauf 
a usgerichtet, gesundheitli che Beeinträchtigungen und 
Schäden zu vermeiden, zu überwinden, zu bessern und 
zu lindern sowie Verschlimmerungen zu verhüten . Sie 
soll die betroffenen Personen befä higen, entsprechend 
ihren Möglichkeiten möglichst selbstständig in der Ge­
sellschaft zu leben. Hierzu kann die Zuhilfenahme von 
unterstützenden und koordinierenden Maßnahmen erfol­
gen. Bei Bedarf ist auch aufsuchende Beratung und Hilfe 
oder eine Unterstützung bei der Vermittlung weiterge­
hender ambula nter und stationärer Hilfeangebote zu 
leisten . Die untere Gesundheitsbehörde kann suchtspezi­
fische Angebote vorhalten. 

§ 14 
Sozia lpsychiatrischer Dienst 

(1) Die untere Gesundheitsbehörde hält für die Hilfen 
für Menschen mit psychischen Beeinträchtigungen, Men­
schen mit psychischen Erkrankungen sowie für Men­
schen mit Abhängigkeitserkrankungen und deren Ange­
hörige einen Sozialpsychiatrischen Dienst vor und bietet 
Betroffenen und Angehörigen Beratung an. Es wird emp­
fohlen , dass der Sozialpsychiatrische Dienst dabei eng 
mit den Gemeindepsychiatrischen Verbünden zusam­
menarbeitet. 

(2) Soweit der Anwendungsbereich des Gesetzes über 
HiHen und Schutzmaßnahmen bei psychischen Krank­
heiten vom 17. Dezember 1999 (GV. NRW. S. 662) in der 
jeweils geltenden Fassung eröffnet is t , geht es diesem 
Gesetz vor. 

§ 15 
Hygieneüberwachung 

(1) Die untere Gesundheitsbehörde überwacht die Ein­
haltung der Anforderungen an die Hygiene soweit dies 
durch bundes- oder landesrechtli che Regelungen vorge­
schrieben ist, insbesondere bei 

1. Krankenhäusern, Einrichtungen für ambulantes 
Operieren, Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtun­
gen , Dialyseeinrichtungen, Tageskliniken, Entbin-
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dungseinrichtungen sowie Einrichtungen des Ret­
tungsdienstes , 

2. voll- und teilstationären Einrichtungen zur Betreu­
ung und Unterbringung älterer, behinderter oder 
pflegebedürftiger Menschen und a mbula nten Pflege­
diensten und Unternehmen, die zu voll- oder teilsta­
tionären Einrichtungen vergleichbare Dienstleistun­
gen a nbieten, 

3. Einrichtungen, in denen überwiegend Säuglinge, 
Kinder oder Jugendliche betreut werden, 

4. Gemeinschaftsunterkünften, 

5. Justizvollzugsanstalten, 

6. Anlagen zur Versorgung mit Trinkwasser und 
Brauchwasser, 

7. Anlagen zur Entsorgung von Abwasser und Abfäl­
len, 

8. Schwimm- und Badebeckenwasser sowie Schwimm­
und Badeteichen, 

9. Badegewässern und 

10. Einrichtungen des Fried hofs- und Bestattungswe-
sens. 

(2) Einrichtungen nach Absatz 1 sind grundsätzlich re­
gelmäßig und wenn Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass 
die Anforderungen der Hygiene ni cht eingehalten wer­
den, zu überwachen. Andere Einrichtungen können über­
wacht werden , soweit landes- oder bundesrechtliche Re­
gelungen dies vorsehen. 

(3) Wer eine Einrichtung nach Absatz 1 betreiben will, 
muss die Aufnahme und die Schließung des Betriebes 
der unteren Gesundheitsbehörde anzeigen, in deren Be­
z irk sich die Einrichtung befindet. 

§ 16 
Sozialpharmazie 

Amtsapothekerinnen und Amtsapotheker im Sinne des 
§ 19 Absatz 4 nehmen Aufgaben in der Sozialpharmazie 
wahr und beobachten mit Unterstützung des Landesam­
tes für Gesundheit und Arbeitsschutz Nordrhein-Westfa­
len anha nd der in dem Zusammenhang zur Verfügung 
stehenden Daten den Arzneimittelgebrauch der Bevölke­
rung. Sie dokumentieren, analysieren und bewerten die 
beobachteten Sachverhalte und können dazu a uch Erhe­
bungen durchführen. Auf dieser Grundlage sollen sie die 
Bevölkerung über einen verantwortlichen Arzneimittel­
gebra uch , insbesondere im Sinne der Arzneimittelthera­
piesicherheit, aufklären , informieren und beraten sowie 
a n der Bekämpfung des Arzneimittelmissbrauchs mit­
wirken. 

§ 17 
Ü berwachung der Berufe des Gesundheitswesens 

Die untere Gesundheitsbehörde überwacht di e Berechti­
gung zur Ausübung eines Gesundheitsfachberufs und 
zur Führung von Berufsbezeichnungen , soweit nicht an­
dere Stellen zuständig sind. Die Meldeverpflichtung 
richtet sich nach dem Gesundheitsfachberufegesetz 
NRW vom 18. Dezember 2014 (GV. NRW. S. 930) in der 
jeweils geltenden Fassung. 

§ 18 
Amtliche Bescheinigungen, amtsärztliche und 
amtszahnärztliche Zeugnisse und Gutachten 

(1) Die untere Gesundheitsbehörde stellt amtliche Be­
scheinigungen und amtsärztliche und amtszahnärztliche 
Zeugnisse aus und erstattet Gutachten, soweit dies durch 
bundes- oder landesrechtliche Regelungen vorgeschrie­
ben ist. 

(2) Für die amtlichen Untersuchungen zur Ausstellung 
von gutachterlichen Stellungnahmen im Rahmen von be­
amtenrechtlichen Verfahren ist die untere Gesundheits­
behörde am Wohnort der zu begutachtenden Person zu­
ständig. Abweichend davon kann die Behörde oder Ein­
richtung, die das beamtenrechtliche Verfahren 
durchführt, die untere Gesundheitsbehörde am Dienstort 
der zu begutachtenden Person beauftragen. Im begrün-

deten Einzelfall kann sie auch eine andere untere Ge­
sundheitsbehörde mit der Begutachtung beauftragen. 

(3) Die Ärztinnen und Ärzte und die Zahnärztinnen und 
Zahnärzte der unteren Gesundheitsbehörde sind in Aus­
übung ihrer ä rztlichen Tät igkeit nach Absa tz 1 nicht an 
Weisungen gebunden. 

Kapitel 3 
Personalausstattung, Leitung und Organi sation 

§ 19 
Fachkräfte, medizinische und pharmazeutische Leitungen 

(1) Die untere Gesundheitsbehörde ist zur Durchführung 
ihrer Aufgaben ausreichend und multiprofessionell mit 
geeigneten Fachkräften, die die erforderlichen Kenntnisse 
des öffentli chen Gesundheitsrechts und des Gesundheits­
wesens ha ben und entsprechend aus- und fortgebildet 
werden, zu besetzen. Hierzu zählen insbesondere Fachärz­
tinnen und Fachärzte für öffentliches Gesundheitswesen 
und andere Fachärztinnen und Fachärzte, Fachzahnärz­
tinnen und Fachzahnärzte für öffentliches Gesundheits­
wesen, Fachapothekerinnen und Fachapotheker für öf­
fentliches Gesundheitswesen und andere Apothekerinnen 
und Apotheker, psychologische Psychotherapeutinnen und 
Psychothera peuten sowie Angehörige sonstiger im Ge­
sundheitswesen tätiger Berufe. Im Rahmen der Personal­
entwicklung soll zudem die Vielfalt der Bevölkerung an­
gemessen berücksichtigt und interkulturelle Kompetenz 
und Diskriminierungssensibilität im Umgang mit benach­
teiligten Gruppen gefördert werden. 

(2) Die Leitung der medizinischen D_ienste der unteren 
Gesundheitsbehörde obliegt einer Arztin oder einem 
Arzt nach Absatz 1. Der unteren Gesundheitsbehörde 
wird empfohlen, die Leitung der pharmazeutischen Auf­
gaben der unteren Gesundheitsbehörde einer Apotheke­
rin oder einem Apotheker nach Absa tz 1 zu übertragen. 

(3) Amtsärztin und Amtsarzt im Sinne sonstiger bu ndes­
und landesrechtlicher Regelungen sind all~ bei einer un­
teren Gesundheitsbehörde beschäftigten Arztinnen und 
Arzte. 

(4) Amtsapothekerin und Amtsapotheker im Sinne sons­
tiger bundes- und landesrechtlicher Regelungen sind alle 
bei einer unteren Gesundheitsbehörde beschäftigten 
Apothekerinnen oder Apotheker. 

(5) Der unteren Gesundheitsbehörde w ird empfohlen , 
insbesondere im Bereich der Weit_erbildung nach den 
Weiterbildungsordnungen mit den Arzte- und Zahnärz­
tekammern und den Apothekerkammern Nordrhein und 
Westfalen-Lippe sowie auch mit der Pflegekammer und 
der Psychotherapeutenkammer Nordrhein-Westfalen zu­
sammenzuarbeiten. 

(6) Die untere Gesundheitsbehörde stellt ihre Daten aus 
dem regionalen Gesundheitspersonalmonitoring gemäß 
§ 8 des Gesundheitsausgaben- und -personalstatistikge­
setzes vom 11. Juli 2021 (BGBl. I S. 2754, 2799) in der je­
weils geltenden Fassung in Verbindung mit der Gesund­
heitsausgaben- und -personalsta tistikverordnung vom 
14. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 369) in der jeweils 
geltenden Fassung zeitgleich der obersten Landesge­
sundheitsbehörde zur Verfügung. 

Kapite l 4 
Gesundheitsmonitoring, Gesundheitsberichte rstattung, 

Landesgesundheitskonferenz, Landesamt für Gesundheit 
und Arbeitsschutz Nordrhein-Westfa len 

§ 20 
Kommunaler Gesundheitsbericht 

Die untere Gesundheitsbehörde führt zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben auf der Grundlage der Daten eigener Untersu­
chungen , wie die Untersuchungen der Kinder- und Ju­
gendärztlichen Dienste sowie der Kinder- und Jugend­
zahngesundheitsdienste, und der in der Gesundheitskon­
ferenz beratenen Erkenntnisse eine kontinuierliche 
Gesundheitsberichterstattung durch . Dabei sind soziale , 
kulturelle und geschlechtsspezifische Gegebenheiten re­
gelmäßig einzubeziehen.: Die untere Gesundheitsbehörde 
macht die Berichte der Offentlichkei t zugänglich. 
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§ 21 
Koordination 

Die Koordination insbesondere 

1. der kommunalen Gesundheitsberichtersta ttung, 

2. der Gesundheitsförderung und Prävention, 
3. der Umweltmedizin und des Gesundheitsschutzes im 

Klimawandel, 

4 . der Beratung und Versorgung von Menschen mit psy­
chischen Erkrankungen oder Abhängigkeitserkran­
kungen, 

5. der Beratung und Versorgung von Menschen mit dro­
henden oder eingetretenen Abhängigkeitserkrankungen, 

6. der Versorgung sozial benachteiligter, besonders 
schutzbedürftiger oder gefährdeter Personen sowie 
Personen mit einer ansteckenden Erkrankung, die ge­
sundheitlich nicht ausreichend versorgt sind, und 

7. der Aufklärung, Beratung, Testung und Versorgung zu 
HIV/ AIDS und anderen sexuell übertragbaren Krank­
heiten 

ist a ls eigenständige Aufgabe wahrzunehmen. Dabei gilt 
für die Ziffern 4 und 5, dass eine enge Abstimmung mit 
den Gemeindepsychiatrischen Verbünden empfohlen 
wird. Zur eigenständigen Wahrnehmung der Aufgabe ge­
hört a uch die Geschäftsführung der Gesundheitskonfe­
renz und ihrer Arbeitsgruppen. Auch die Unterstützung, 
Koordina tion und Vernetzung von örtli chen und überört­
lichen, a uch sektorenübergreifenden, Versorgungsformen 
und die Unterstützung modellhafter Versorgungsprojekte 
oder Versorgungsformen können dazugehören. 

§ 22 
Kommunale Gesundheitskonferenz 

(1) Der Rat der kreisfreien Stadt oder der Kreistag be­
ruft die Kommunale Gesundheitskonferenz von Vertre­
tern und Vertreterinnen der a n der Gesundheitsförde­
rung und Gesundheitsversorgung der Bevölkerung Betei­
ligten, der Selbsthilfegruppen und der Einrichtungen für 
Gesundheitsvorsorge und Pa tientenschutz ein. Hinsicht­
lich der geschlechtsparitätischen Besetzung und der Be­
teiligung der Kommunalen Gleichstellungsbeauftragten 
findet das Landesgleichstellungsgesetz vo m 9. November 
1999 (GV. NRW. S. 590) in der jeweils geltenden Fassung 
Anwendung. Mitglieder des für Gesundheit zuständigen 
Ausschusses des Rates oder des Kreistages gehören der 
Kommunalen Gesundheitskonferenz an. 

(2) Die Kommunale Gesundheitskonferenz berät ge­
m einsam interessierende Fragen der gesundheitlichen 
Versorgung auf örtlicher Ebene mit dem Ziel der Koordi­
nierung und gibt bei Bedarf Empfehlungen. Die Umset­
zung erfolgt unter Selbstverpflichtung der Beteiligten. 
(3) Die Kommunale Gesundheitskonferenz wirkt an der 
Gesundheitsberichterstattung mit. Der Gesundheitsbe­
richt wird mit den Empfehlungen und Stellungnahmen 
der Kommunalen Gesundheitskonferenz dem Rat oder 
dem Kreistag zugeleitet . 

(4) Der Kommunalen Gesundheitskonferenz wird eine 
b edarfsorientierte Zusammenarbeit mit der Kommuna­
len Pflegekonferenz empfohlen. 

§ 23 
Landesgesundheitsberichterstattung 

(1) Das Landesamt für Gesundheit und Arbeitsschutz 
Nordrhein-Westfalen beobachtet, erfasst und bewertet 
die gesundheitlichen Verhä ltnisse und die gesundheitli­
che Versorgung der Bevölkerung auf der Grundlage von 
selb st erhobenen anonymisi erten Daten und Sekundär­
daten sowie wissenschaftlichen Ana lysen. Umfasst die 
Landesgesundheitsberichter sta ttung Auswertungen zu 
Auswirkungen von Umwelteinflüssen auf die Gesund­
heit, wird das Landesamt für Natur, Umwelt und Ver­
braucherschutz beteiligt. Die Ergebnisse der Landesge­
sundheitsberichterstattung werden veröffentlicht, um ein 
kontinuierliches Gesundheitsmonitoring und eine konti­
nuierliche Einordnung der Da tenlage zu gewährleisten. 

(2) Das für Gesundheit zuständige Ministerium legt dem 
Landtag und der Landesgesundheitskonferenz regelmä­
ßig vom Landesamt für Gesundheit und Arbeitsschutz 

Nordrhein-Westfalen vorbereitete Gesundheitsberichte 
als Grundlage gesundheitspolitischer Planungen vor 
(Landesgesundheitsberichterstattung) . Dabei werden so­
ziale und geschlechtsspezifische Gegebenheiten regelmä­
ßig einbezogen. 

§ 24 
Landesgesundheitskonferenz 

(1) Das für Gesundheit zuständige Ministerium beruft 
die Landesgesundheitskonferenz ein . Dieser gehören ins­
besondere Vertreterinnen und Vertreter der Sozialversi­
cherungsträger, der Ärzte- und Zahnärzteschaft, der 
Apothekerschaft, der Psychotherapeutenka mmer NRW, 
der Pflegekammer Nordrhein-Westfalen, der Kranken­
hausgesellschaft, der freien Wohlfa hrtsverbände, der 
Landschaftsverbände, der gesundheitlichen Selbsthilfe 
und der Einrichtungen für Gesundheitsvorsorge und Pa­
tientenschutz , der Gewerkschaften und Arbeitgeberver­
bände, der kommunalen Spitzenverbände des Landes 
und des öffentlichen Gesundheitsdienstes an. Hinsicht­
lich der geschlechtsparitätischen Besetzung findet § 12 
Absatz 1 des Landesgleichstellungsgesetzes Anwendung. 

(2) Die Landesgesundheitskonferenz berä t gesundheits­
politische Fragen von grundsätzlicher Bedeutung mit 
dem Ziel der Koordinierung und gibt bei Bedarf Emp­
fehlungen. Die Umsetzung erfolgt unter Selbstverpflich­
tung der Beteiligten. 

(3) Die Sitzungen der Landesgesundheitskonferenz fin­
den mindestens einmal jährlich sta tt . Das für Gesundheit 
zuständige Ministerium führt den Vorsitz. 

(4) Die Landesgesundheitskonferenz kann Arbeitsgrup­
pen bilden. 

§ 25 
Landesamt für Gesundheit und Arbeitsschutz 

Nordrhein-Westfa len 
(1) Das Landesamt für Gesundheit und Arbeitsschutz 
Nordrhein-Westfalen ist im Bereich der Gesundheit fach­
liche Leitstelle für den öffentlichen Gesundheitsdienst, 
insbeso ndere zur Beratung und Unterstützung der Lan­
desregierung und der unteren Gesundheitsbehörden. 

(2) Das Landesamt für Gesundheit und Arbeitsschutz 
Nordrhein-Westfalen führt die Aufsicht über die unteren 
Gesundheitsbehörden bei den in den§§ 6 bis 8, 10 bis 16 , 
18 und 20 bis 22 genannten Aufgaben. Die Aufsicht des 
Landesamtes nach anderen Rechtsvorschriften bleibt 
unberührt . 

(3) Das Landesamt für Gesundheit und Arbeitsschutz 
Nordrhein-Westfalen ist Kompetenzzentrum für den In­
fektionsschutz und hat die Aufgabe, die La nd esregierung 
und die unteren Gesundheitsbehörden bei Ausbrüchen 
von bedrohlichen Infektionskrankheiten sowie in be­
deutsa men Infektionslagen und Großschadenslagen zu 
beraten und zu unterstützen . Das Landesamt für Ge­
sundhei t und Arbeitsschutz Nordrhein-Westfalen stellt 
den Kreisen und kreisfreien Städten ein Muster für einen 
Pandemierahmenplan zur Verfügung. 

(4) Das Landesamt für Gesundheit und Arbeitsschutz 
Norclrhein-Westfalen ist zustä ndige Landesbehörde für 
die Ubermittlung der Daten an das Robert Koch-Institut 
nach § 11 des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 
(BGBl. I S. 1045) in der jeweils geltenden Fassung. 

(5) Das Landesamt für Gesundheit und Arbeitsschutz 
Nordrhein-Westfalen ist zuständige Landesbehörde für 
di e stoffli che Untersuchung und Begutachtung der Qua­
lität von Humanarzneimittelproben , pharmazeutischen 
Wirkstoffen und Hilfsstoffen nach § 9 der Allgemeinen 
Verwaltungsvorschrift zur Durchführung des Arzneimit­
telgesetzes vom 29. März 20 06 (BAnz. S. 2287) in der je­
we ils geltenden Fassung. Es beobachtet und bewertet mit 
Unterstützung der Amtsapothekerinnen und Amtsapo­
theker und erforderlichenfalls im Austa usch mit weite­
ren Arzneimittelbehörden die Arzneimittelversorgung 
auf örtlicher sowie überörtlicher Ebene und berichtet 
hierzu dem für Gesundheit zuständigen Ministerium. 

(6) Das Landesamt für Gesundheit und Arbeitsschutz 
Nordrhein-Westfalen ist zentrale Stelle für die Quali­
tätssicherung und Koordination des Vollzugs der arznei­
mittelrechtlichen , medizinprodukterechtlichen und apo-
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thekenrechtlichen Vorschriften in Nordrhein-Westfalen 
und unterstützt damit das für Gesundheit zuständige 
Ministerium sowie die für Qualitätssicherung beim Voll­
zug des Arzneimittelrechts zuständige Person bei der 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben. 

(7) Das Landesamt für Gesundheit und Arbeitsschutz 
Nordrhein-Westfalen ist zentrale Stelle für das Melde­
verfahren über die Teilnahme an den Gesundheitsunter­
suchungen für Kinder nach § 26 des Fünften Buches So­
zialgesetzbuch. Die zentrale Stelle ist befugt, zwecks 
Durchführung und Sicherstellung eines Erinnerungswe­
sens einen Datenabgleich vorzunehmen und bei fehlen­
dem Teilnahmenachweis die örtlichen Träger der öffent­
lichen Jugendhilfe zur Abwendung von möglichen Ge­
fährdungen des Kindeswohls zu unterrichten und die 
erhobenen Daten für Zwecke des Gesundheitsmonito­
rings und der Gesundheitsberichterstattung auf Landes­
ebene in anonymisierter Form zu verwenden. Das Nähere 
zum Verfahren der Datenmeldungen an die örtlichen Trä­
ger der öffentlichen Jugendhilfe wird im Einvernehmen 
mit dem für Jugendhilfe zuständigen Ministerium in der 
Rechtsverordnung nach § 32a des Heilberufsgesetzes 
Nordrhein-Westfalen vom 9. Mai 2000 (GV. NRW. S. 403) 
in der jeweils geltenden Fassung geregelt. 

(8) Im Einzelnen obliegen dem Landesamt für Gesund­
heit und Arbeitsschutz Nordrhein-Westfalen im Bereich 
der Gesundheit insbesondere folgende Aufgaben: 

1. das Gesundheitsmonitoring, das Monitoring der Ge­
sundheits- und Pflegefachberufe, die Analyse und 
Aufbereitung von Daten im Zusammenhang mit der 
pflegerischen Versorgung in den Kommunen sowie 
die Gesundheitsberichterstattung für das Land 
Nordrhein-Westfalen, 

2. die Vorbereitung von Landesgesundheitsberichten 
und Spezialberichten zur gesundheitlichen Lage der 
Bevölkerung nach§ 23, 

3. die Bedienung, Pflege und Auswertung der elektroni­
schen Melde- und Informationssysteme nach den 
§§ 13 , 14 und 15 des Infektionsschutzgesetzes , soweit 
diese den Ländern obliegen, 

4. die Aufbereitung von Daten im Zusammenhang mit 
der Krankenhausplanung, dem Krankenhausentgelt 
sowie der Krankenhausstatistik, 

5. die Unterstützung der Digitalisierung der gesund­
heitlichen Versorgung im öffentlichen Gesundheits­
dienst und darüber hinaus die Unterstützung der 
Verbesserung der sektorenübergreifenden, gesund­
heitlichen Versorgung der Bevölkerung durch Digita­
lisierung, insbesondere auch durch telemedizini­
schen Austausch, 

6. die Unterstützung und Beratung der Landesregie­
rung und der unteren Gesundheitsbehörde hinsicht­
lich der Folgen des Klimawandels auf die menschli­
che Gesundheit, 

7. die Sammlung und Auswertung wissenschaftlicher 
Erkenntnisse und praktischer Erfahrungen, 

8. die Entwicklung fachlicher Standards, Konzepte, 
Modellvorhaben und Strategien, 

9. die Durchführung von fachbezogenen Untersuchun­
gen und Forschungsprojekten sowie die Auswertung 
von Untersuchungs- und Forschungsprogrammen, 

10. die Entwicklung von Methoden und Verfahren der 
Qualitätssicherung und -kontrolle für den Offentli­
chen Gesundheitsdienst und 

11. die Qualifizierung im Öffentlichen Gesundheits­
dienst , soweit dafür nicht andere Einrichtungen zu­
ständig sind. 

Kap itel 5 
Eingriffsbefugnisse, Datenschutz, Beschränkungen von 

Rechten, Ermächtigungen 

§ 26 
Befugnisse und Pfüchten 

(1) Die mit dem Vollzug dieses Gese_tzes beauftragten 
Personen sind zur Durchführung der Uberwachungsauf­
gaben nach den §§ 7, 9, 15 und 17 berechtigt, 

1. während der üblichen Betriebs- und Geschäftszeiten , 
und zur Verhinderung und Abwehr drohender Gefah­
ren für die Gesundheit der Bevölkerung auch außer­
halb dieser Zeiten, die zu überwachenden Grundstü­
cke, Räume, Anlagen und Einrichtungen zu betreten 
und dort Besichtigungen, Prüfungen und Untersu­
chungen, einschließlich der dort befindlichen Gegen­
stände, vorzunehmen, 

2. zur Verhinderung und Abwehr drohender Gefahren 
für die Gesundheit der Bevölkerung die in Nummer 1 
genannten Grundstücke und Räume, Anlagen und 
Einrichtungen sowie die damit verbundenen Wohn­
räume auch außerhalb der dort genannten Zeiten zu 
betreten und einschließlich der dort befindlichen Ge­
genstände zu untersuchen und 

3. Proben zum Zwecke der Untersuchung zu fordern 
oder zu entnehmen und, soweit erforderlich, die ent­
sprechenden Bücher oder sonstige Unterlagen einzu­
sehen und daraus Ablichtungen zu fertigen. 

(2) Personen, die zur Durchführung der Überwachung 
Auskünfte geben können, sind verpflichtet, auf Verlangen 
die erforderlichen Auskünfte zu erteilen und die erfor­
derlichen Unterlagen vorzulegen. 

(3) Die Betriebsinhaberinnen und Betriebsinhaber, deren 
Vertretungen oder Beauftragte oder Personen, die die 
tatsächliche Gewalt innehaben, sind verpflichtet, die 
Amtshandlungen nach Absatz 1 zu dulden sowie die in 
Absatz 1 Nummer 1 und 2 genannten Grundstücke und 
Räume, Anlagen und Einrichtungen zugänglich zu ma­
chen. Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Woh­
nung nach Artikel 13 Absatz 1 des Grundgesetzes wird 
insoweit eingeschränkt. 

(4) Werden bei der Überwachung nach den§§ 7, 9, 15, 16 
und 17 Tatsachen festgestellt, die ein Eingreifen erfor­
derlich machen, veranlasst die untere Gesundheitsbe­
hörde die notwendigen Maßnahmen, sofern nicht andere 
Verwaltungsbehörden zuständig sind. Bei Gefahr ist die 
untere Gesundheitsbehörde verpflichtet, selbst die erfor­
derlichen Maßnahmen zu treffen. 

(5) Weitere Überwachungsmaßnahmen zur Verhinderung 
übertragbarer Krankheiten nach dem Infektionsschutz­
gesetz bleiben unberührt. 

§ 27 
Datenschutz 

(1) Bei amtsärztlichen und amtszahnärztlichen Untersu­
chungen ist die zu untersuchende Person yor Beginn der 
Untersuchung auf deren Zwecke und die Ubermittlungs­
befugnis hinzuweisen. Der die Untersuchung veranlas­
senden Stelle werden das Untersuchungsergebnis mitge­
teilt sowie die das Ergebnis tragenden Feststellungen 
und Gründe, soweit deren Kenntnis für die auftragge­
bende Stelle unter Beachtung des Verhältnismäßigkeits­
grundsatzes für die zu treffende Entscheidung erforder­
lich ist. Personenbezogene Daten zur Vorgeschichte und 
zur amtlichen Untersuchung dürfen nur im Einzelfall er­
hoben und zweckgebunden für diesen Fall gespeichert 
werden, wenn sie zur Erstattung des amtlichen Gutach­
tens erforderlich sind. 

(2) Die untere Gesundheitsbehörde ist berechtigt, zur 
Erfüllung der sich aus § 20 Absatz 8 bis 12 des Infekti­
onsschutzgesetzes ergebenden Aufgaben zum Schutz ge­
gen Masern personenbezogene Daten der Personen nach 
§ 20 Absatz 9 Satz 2, Absatz 9a Satz 2, Absatz 11 Satz 2 
und Absatz 12 Satz 1 und 2 sowie Absatz 13 des Infekti­
onsschutzgesetzes zu erheben und zu verarbeiten. 

(3) Die innerbehördliche Organisation der Gesundheits­
behörden ist so zu gestalten, dass gesetzliche Geheimhal­
tungspflichten, insbesondere die ärztliche Schweige­
pflicht, gewahrt werden . 

(4) Informationen zum Impfstatus können zur Erfüllung 
der im Rahmen der in § 7 Absatz 1 bis 4 genannten Auf­
gaben erfasst werden, sofern die Erhebung erforderlich 
ist, um im Bedarfsfall geeignete Maßnahmen zur Vermei­
dung der Verbreitung des jeweils impfpräventablen 
Krankheitserregers einleiten zu können. 

(5) Im Übrigen finden die Bestimmungen der Verordnung 
(EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Ra-
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tes vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen 
bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum 
freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 
95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABL L 119 
vom 4.5.2016, S. 1; L 314 vom 22.11.2016, S. 72; L 127 
vom 23.5.2018, S. 2; L 74 vom 4.3.2021, S . 35) in der je­
weils geltenden Fassung Anwendung. 

§ 28 
Ermächtigungen 

(1) Das für Gesundheit zuständige Ministerium erlässt 
im Einvernehmen mit dem für Kommunales zuständigen 
Ministerium Vorschriften über die Befähigung der Berufe 
nach § 17 durch Rechtsverordnung. Dabei sind insbeson­
dere zu regeln: 

1. die Voraussetzungen für die Zulassung zur und die 
Anrechnung von förderlichen Zeiten auf die Qualifi­
kation, 

2. das Ziel, der Inhalt, die Dauer und die Ausgestaltung 
der Qualifikation sowie die Beurteilung der Leistun­
gen während der Qualifikation, 

3. die Art und die Zahl der Prüfungsleistungen, das Prü­
fungsverfahren einschließlich der Festlegung des Prü­
fungsergebnisses unter Berücksichtigung der Leistun­
gen während der Qualifikation und der Bildung des 
Prüfungsausschusses und 

4. die Wiederholung von Prüfungsleistungen. 

(2) Das für Gesundheit zuständige Ministerium kann 
durch öffentlich-rechtlichen Vertrag oder Verwaltungsakt 
die Durchführung von Absonderungsmaßnahmen nach 
§ 30 des Infektionsschutzgesetzes auf Personen des Pri­
vatrechts übertragen (Beleihung), wenn keine überwie­
genden öffentlichen Interessen entgegenstehen. Beliehen 
werden kann, wer zuverlässig und von betroffenen Wirt­
schaftskreisen unabhängig ist sowie gewährleistet , dass 
die für die Kontrolle maßgeblichen Rechtsvorschriften 
beachtet werden. Der Beliehene muss im Hinblick auf 
seine personelle und sachliche Ausstattung, Organisation 
sowie medizinische und persönliche Betreuung der Be­
troffenen für die Unterbringung geeignet sein. 

§ 29 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tag des auf die Verkündung 
folge nden Kalendermonats in Kraft. Gleichzeitig tritt 
das Gesetz über den öffentlichen Gesundheitsdienst des 
Landes Nordrhein-Westfalen vom 25. November 1997 
(GV. NRW. S . 430), das zuletzt durch Artikel 5 des Geset­
zes vom 8. November 2022 (GV. NRW. S . 975) geändert 
worden ist, außer Kraft. 

2005 

Artikel 3 
Änderung des Landesorganisationsgesetzes 

§ 6 Absatz 2 des Landesorganisationsgesetzes vom 
10. Juli 1962 (GV. NRW. S. 421), das zuletzt durch Arti­
kel 1 des Gesetzes vom 17. Dezember 2020 (GV. NRW. 
S. 1238) geändert worden ist, wird wie folgt gefasst: 

,,(2) Landesoberbehörden sind 

1. das Landesamt für Besoldung und Versorgung, 

2. das Landeskriminalamt, 

3. das Landesamt für Zentrale Polizeiliche Dienste, 

4. das Landesamt für Ausbildung, Fortbildung und 
Personalangelegenheiten der Polizei, 

5. das Landesamt für Natur, Umwelt und Verbrau­
cherschutz, 

6. d ie Direktorin beziehungsweise der Direktor der 
Landwirtschaftskammer als Landesbeauftragte 
beziehungsweise Landesbeauftragter, 

7. das Rechenzentrum der Finanzverwaltung, 

8. das Landesamt für Finanzen und 

9. das Landesamt für Gesundheit und Arbeitsschutz 
Nordrhein-Westfalen." 

2005 

Artikel 4 
Änderung der Zuständigkeitsverordnung 

Atom- und Strahlenschutzrecht 

Auf Grund des § 5 Absatz 3 Satz 1 und des § 9 Absatz 3 
in Verbindung mit§ 7 Absatz 4 Satz 2 des Landesorgani­
sationsgesetzes vom 10. J uli 1962 (GV. NRW. S . 421), von 
denen § 5 Absatz 3 Satz 1 zuletzt durch Artikel 10 Num­
mer 3 des Gesetzes vom 9. Mai 2000 (GV. NRW. S. 462) 
und § 7 Absatz 4 Satz 2 durch Artikel 1 Nummer 4 des 
Gesetzes vom 15. Dezember 1993 (GV. NRW. S. 987) ge­
ändert worden sind, sowie des § 36 Absatz 2 des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten in der Fassung der Bekannt­
machung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I S. 602) wird, 
hinsichtlich des § 5 Absatz 3 Satz 1 des Landesorganisa­
tionsgesetzes nach Anhörung der fachlich zuständigen 
Landtagsausschüsse, verordnet: 

In der Zuständigkeitsverordnung Atom- und Strahlen­
schutzrecht vom 2. Mai 2023 (GV. NRW. S. 238) erhält die 
Anlage 2 die aus dem Anhang 1 zu diesem Gesetz er­
sichtliche Fassung. 

2011 

Artikel 5 
Änderung des Gebührengesetzes NRW 

§ 8 Absatz 4 Satz 1 des Gebührengesetzes NRW in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 23 . August 1999 (GV. 
NRW. S. 524), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes 
vom 10. Dezember 2024 (GV. NRW. S. 1184) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Nummer 4 wird wie folgt gefasst: 

„4. das Landesamt für Gesundheit und Arbeitsschutz 
Nordrhein-Westfalen ," 

2. Nummer 6 wird aufgehoben. 

3. Die Nummern 7 bis 10 werden die Nummern 6 bis 9. 

2030 

Artikel 6 
Änderung der Zuständigkeitsverordnung MAGS 

Auf Grund des 

- § 2 Absatz 3 und § 104 Satz 2 des Landesbeamtenge­
setzes vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310, ber. S. 642), 

- § 54 Absatz 3 Satz 2 des Beamtenstatusgesetzes vom 
17. Juni 2008 (BGBl. I S . 1010), 

- § 18 Absatz 2 Satz 2, § 30 Absatz 1 Satz 5 und§ 79 Ab­
satz 1 des Landesbesoldungsgesetzes vom 14. Juni 
2016 (GV. NRW. S. 310 , ber. S . 642), das zuletzt durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 14. September 2021 (GV. 
NRW. S. 1075) geändert worden ist, 

- § 3 Absatz 1 der Verordnung über die Ernennung, Ent­
lassung und Zurruhesetzung der Beamtinnen und 
Beamten und Richterinnen und Richter des Landes 
Nordrhein-Westfalen vom 25. Februar 2014 (GV. NRW. 
S. 199), der durch Verordnung vom 9. September 2014 
(GV. NRW. S . 500) geändert worden ist, 

- § 17 Absatz 5 Satz 2, § 32 Absatz 2 Satz 2, § 76 Ab­
satz 5 und § 81 Satz 2 des Landesdisziplinargesetzes 
vom 16. November 2004 (GV. NRW. S. 624) 

wird verordnet: 

Die Zuständigkeitsverordnung MAGS vom 2. Mai 2019 
(GV. NRW. S. 226), die zuletzt durch Verordnung vom 
11. November 2024 (GV. NRW. S. 910) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 wird die Angabe „Landesinstitut für 
Arbeitsschutz und Arbeitsgestaltung" durch die 
Angabe „Landesamt für Gesundheit und Arbeits­
schutz Nordrhein-Westfalen" ersetzt. 

b) Nummer 2 wird aufgehoben. 

c) Die Nummern 3 bis 5 werden die Nummern 2 bis 4. 
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2. § 2 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

,, 1. der Leitung und Abteilungsleitung beim Lan­
desamt für Gesundheit und Arbeitsschutz 
Nordrhein-Westfalen,". 

b) Nummer 2 wird aufgehoben. 

c) Die Nummern 3 und 4 werden die Nummern 2 und 
3. 

3. In § 5 Absatz 1 wird d ie Angabe „Landesinstitutes für 
Arbeitsschutz und Arbeitsgestaltung, des La ndeszen­
trums Gesundheit" durch die Angabe „Landesamtes 
für Gesundheit und Arbeitsschutz Nordrhein-Westfa­
len" ersetzt. 

4. § 6 Absatz 1 Satz 1 wird wie fo lgt gefasst: 

„Soweit sich die Eigenschaft als dienstvorgesetzte 
Stelle nicht bereits aus § 17 Absatz 5 Satz 1 des Lan­
desdisziplinargesetzes vo m 16. November 2004 (GV. 
NRW. S. 624) in der jeweils geltenden Fass ung ergibt, 
wird zur dienstvorgesetzten Stelle für d ie Beamtinnen 
und Beamten des Landesa mtes für Gesundheit und 
Arbeitsschutz Nordrhein-Westfa len und der Staatli­
chen Zentralstelle für Fernunterricht die Leitung die­
ser Einrichtung bestimmt." 

2030 15 

Artikel 7 

Änderung derVero_rdnung über die Ausbildung und 
Prüfung für die Amtergruppe der Laufbahn der 

Laufbahngruppe 2, ab dem zweiten Einstiegsamt, 
in der S taatlichen Arbeitsschutzverwaltung 

des Landes Nordrhein -Westfalen 

Auf Grund des § 7 Absatz 2 des La ndesbeamtengesetzes 
vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S . 310 , ber. S. 642) wird 
verordn et: 

In d~r Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für 
die Amtergruppe der Laufbahn der La ufbahngruppe 2, 
ab dem zweiten Einstiegsamt, in der Staatlichen Arbeits­
schutzverwaltung des Landes Nordrhein-Westfalen vom 
14. Oktober 2010 (GV. NRW. S. 535) , die zuletzt durch Ar­
tikel 3 der Verordnung vom 22. Januar 2024 (GV. NRW. 
S . 90) geändert worden ist, wird in Nummer 1.2 .1 der 
Anlage 1 die Angabe „Landesinstitut für Arbeitsgestal­
tung NRW" durch die Angabe „La ndesamt für Gesund­
heit und Arbeitsschutz Nordrhein-Westfalen" ersetzt. 

20320 

Artikel 8 

Änderung des Landesbesoldungsgesetzes 

Das Landesbesoldungsgesetz vo m 14. Juni 2016 (GV. 
NRW. S. 310 , ber. S. 642) , das zuletzt durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 27. Mai 2025 (GV. NRW. S. 464) geä ndert 
worden ist, wird wie folgt geändert : 

1. Die Anlage 2 wird wie fo lgt geändert: 

a) In der Gliederungseinheit „Besoldungsgruppe B 3" 
wird die Angabe „Präsidentin , Präsident des Lan­
desinstituts für Arbeitsschutz und Arbeitsgestal­
tung" gestrichen. 

b) Die Gliederungseinheit „Besoldungsgruppe B 4" 
wird wie folgt geändert: 

aa) Die Angabe „Direktor in, Direktor des Landes­
zen trums Gesund he it" wird gestrichen. 

bb) Nach der Angabe „Hochschule der Polizei" 
werden ein Absatz und die Angabe „Präsiden­
ti n , Präsident des Landesamtes für Gesundheit 
und Arbeitsschutz Nordrhein-Westfalen" ein­
gefügt. 

2. In der Anlage 5 wird in der Gliederungseinheit „B 3" 
die Angabe „Gesundheit und Arbeit" durch die An­
gabe „Arbeitsschutz und Arbeitsgestaltung " ersetzt. 

210 

Artikel 9 
Änderung der Meldedatenübermittlungsverordnung 

Auf Grund des § 11 des Meldegesetzes NRW in der Fas­
sung der Bekanntmachung vom 16. September 1997 (GV. 
NRW. S. 332, ber. S . 386), der zuletzt durch Gesetz vom 
25. März 2022 (GV. NRW. S. 415) geä ndert worden is t , 
w ird verordnet: 

In § 10d der Meldedatenübermittlungsverordnung vom 
20. Oktober 2015 (GV. NRW. S. 707) , die zuletzt durch 
Verordnung vom 25. September 2024 (GV. NRW. S. 644) 
geä ndert worden ist, wird jeweils die Angabe „L andes­
zentrum Gesundheit" durch die Angabe „Landesamt für 
Gesundheit und Arbeitsschutz" ersetzt. 

212 

Artikel 10 
Änderung der Verordnung über den Betrieb 

von Drogenkonsumräumen 

Auf Grund des § 10a Absa tz 2 des Betäub ungsmittelge­
setzes in der Fassung der Bekanntmach ung vom 1. März 
1994 (BGB!. I S. 358), der durch Gesetz vom 28. März 
20 00 (BGB!. I S. 302) eingefügt worden ist, wird verord­
net: 

1. In § 12 Absatz 1 der Verordnung über den Betrieb von 
Drogenkonsumräumen vom 26. September 2000 (GV. 
NRW S. 646) , die zuletzt durch Artikel 84 des Geset­
zes vom 1. Februar 2022 (GV. NRW. S. 122) geä ndert 
worden ist, wird die Angabe „die Bezirksregierung" 
durch die Angabe „das Landesamt für Gesundheit 
und Arbeitsschutz Nordrhein-Westfalen" ersetzt. 

2. In § 13 der Verordnung über den Betrieb von Drogen­
konsumräumen wird die Anga be „d ie Bezirksregie­
rung" durch die Anga be „das La ndesamt für Gesund­
heit und Arbeitsschutz Nordrhein-Westfalen" ersetzt. 

2120 

Artikel 11 
Änderung des Gesundheitsfachberu fegese tzes NRW 

Das Gesundheitsfach berufegesetz NRW vom 18. Dezem­
ber 2014 (GV. NRW. S . 930), das zuletzt durch Artikel 3 
des Gesetzes vom 8. November 2022 (GV. NRW. S. 975) 
geä ndert worden ist, wird wie folgt geändert : 

1. In § 1 Satz 4 wird di e Angabe „sowie Pflegefach­
fraue n und Pflegefachmänner, Altenpflegerinnen und 
-pfleger, Gesundheits- und Krankenpflegerinnen und 
-pfleger und Gesundheits- und Kinderkrankenpfle-
gerinnen und -pfleger (Pflegefachpersonen)" gestri­
chen. 

2. § 6 Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

,, (2) Anbieterinnen und Anbieter von Gesundheits­
dienstleistungen können nach diesem Gesetz insbe­
sondere sein : 

1. Altenpflegerinnen und Altenpfleger, 

2. Anästhesietechnische Assistentinnen und Anäs-
thesietechnische Assistenten, 

3. Diätassistentinnen und Diä tassistenten , 

4. Ergotherapeutinnen und Ergotherapeuten 

5. Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerinnen 
und Gesundheits- und Kinderkra nkenpfleger, 

6. Hebammen, 

7. Heilpra ktikerinnen und Heilpraktiker, 

8. Logopädinnen und Logopäden, 

9. Masseurinnen und medizinische Bademeisterin­
nen sowie Masseure und medizi nische Bademeis­
ter, 

10 . Medizinische Technologinnen für Funktionsd iag­
nostik und Medizinische Technologen für Funkti­
onsdiagnostik , 
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11. Medizinische Technologi nnen für Laboratoriums­
analytik und Medizinische Technologen für Labo­
ra tori umsanalytik, 

12. Medizinische Technologinnen für Veterinärm edi­
zin und Medizinische Technologen für Veterinär­
medizin, 

13 . Medizinische Technologinnen für Radiologie und 
Medizinische Technologen für Radiologie, 

14. Operationstechnische Assistentinnen und Opera-
tionstechnische Assistenten, 

15. Orthoptistinnen und Orthoptisten, 

16. Pflegefachfrauen und Pflegefachmänner, 

17. Physiotherapeutinnen und Physiotherapeuten so­
wie 

18. Podologinnen und Podologen ." 

2121 

Artikel 12 
Änderung der Verordnung über die Zuständigkeiten im 

Humanarzneimittel- , Medizinprodukte- und Apotheken­
wesen sowie auf dem Gebiet des Schutzes vor nichtioni-
sierender S trahlung bei der Anwendung am Menschen 

Auf Grund des § 5 Absatz 3 Satz 1 des Landesorganisa ti­
onsgesetzes vom 10. Juli 1962 (GV. NRW. S. 421) , der zu­
letzt durch Artikel 10 Nummer 3 des Gesetzes vom 9. 
Mai 2000 (GV. NRW. S. 462) geändert worden ist, inso­
weit nach Anhörung des fachlich zuständigen Ausschus­
ses des Landtags, und auf Grund des § 36 Absatz 2 
Satz 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 19. Februar 1987 
(BGBl. I S. 602) wird verordnet: 

Die Verordnung über die Zuständigkeiten im Humanarz­
neimittel- , Medizinprodukte- und Apothekenwesen so­
wie auf dem Gebiet des Schutzes vor nichtionisierender 
Strahlung bei der Anwendung am Menschen vom 25. Ja­
nuar 2022 (GV. NRW. S. 100), die durch Verordnung vom 
11. Juni 2024 (GV. NRW. S.354) geä ndert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 11 wird aufgehoben. 

bb) Die Nummern 12 bis 14 werden die Nummern 
11 bis 13. 

cc) Im Satzteil nach N ummer 13 wird die Angabe 
,, 4" durch die Angabe „5" ersetzt. 

b) Absa tz 2 Nummer 3 Buchstabe b wird wie folgt ge­
fasst: 

„b) den Einzelhandel mit Arzneimitteln außerhalb 
von Apotheken im Rahmen des § 13 Absatz 2 
Nummer 5 und des § 50 Absatz 1 des Arznei­
mittelgesetzes und das Reisegewerbe im Rah­
men des § 51 Absatz 1 Halbsatz 2 und Ab­
satz 2 des Arzneimittelgesetzes sowie das nicht 
gewerbs- oder berufsmäßige Handeltreiben 
mit apothekenpflichtigen Arzneimitteln im 
Rahmen des § 43 Absatz 1 Satz 2 des Arznei­
mittelgesetzes," 

c) Folgender Absatz 5 wird angefügt : 

,, (5) Das Landesamt für Gesundheit und Arbeits­
schutz Nordrhein-Westfalen ist zuständige Be­
hörde im Sinne der fo lgenden Gesetze und Verord­
nungen jeweils in der jeweils geltenden Fassung: 

1. des Betäubungsmittelgesetzes für die Entgegen­
nahme und Pr üfung von Anträgen __ zum Betrieb 
eines Drogenkonsumraums und Uberwachung 
von Drogenkonsumräumen nach § 10a des Be­
täubungsmittelgesetzes sowie für die Erteilung 
der Erlaubnis und Uberwachung nach § 10b des 
Betäubungsmittelgesetzes, 

2. der Betäubungsmittel-Verschreibungsverord-
nung vom 20. Januar 1998 (BGBl. I S. 74 , 80) für 
die Erteilung der Erlaubnis und Überwachung 
nach § 5a Absatz 2 der Betäubungsmittel-Ver­
schreibungsverordnung, 

3. für die staa tliche Anerkennung von Einrichtun­
gen im Sinne von § 35 Absa tz 1 Satz 2 und § 36 
Absatz 1 des Betäubungsmittelgesetzes und 

4. des Gesetzes zum Schutz vor nichtionisierender 
Strahlung bei der Anwendung am Menschen 
vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2433) und der auf 
Grund dieses Gesetzes erlassenen Verordnun­
gen." 

2. § 2 wird wie folgt geändert : 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert : 

aa) In Nummer 6 wird das Komma nach der An­
gabe „Medizinprodukterecht-Durchführungs­
gesetzes" gestrichen und die Angabe „und" 
angefügt . 

bb) Nummer 7 wird aufgehoben . 

cc) Die Nummer 8 wird die Nummer 7. 

b) Folgender Absatz 3 wird angefügt : 

,,(3) Im Rahmen der Zuständigkeit nach § 1 Ab­
satz 5 wird dem Landesamt für Gesundheit und 
Arbeitsschutz Nordrhein-Westfalen die Zuständig­
keit für die Verfolgung und Ahndung von Ord­
nungswidrigkeiten nach § 8 des Gesetzes zum 
Schutz vor nichtionisierender Strahlung bei der 
Anwendung am Menschen und den aufgru nd die­
ses Gesetzes erlassenen Verordnungen jeweils in 
der jeweils geltenden Fassung übertragen." 

3. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

,,(2) Aufsichtsbehörde ist das Landesamt für Ge­
sundheit und Arbeitsschutz Nordrhein-Westfa len 
für die Aufgaben nach § 1 Absatz 2 und die Be­
zirksregierung Düsseldorf für die Aufgaben nach 
§ 1 Absatz 4. Oberste Aufsichtsbehörde ist das für 
Gesundheit swesen zuständige Ministerium." 

b) Folgender Absatz 6 wird angefügt: 

2122 

,, (6) Im Falle der in § 79 Absatz 5 Satz 1 des Arz­
neimittelgesetzes genannten Voraussetzungen kann 
das für Gesundheit zuständige Ministerium a bwei­
chend von den Regelungen des § 1 Absatz 1 und 2 
Gestattungen im Sinne von § 79 Absatz 5 des Arz­
neimittelgesetzes selbst erlassen. " 

Artikel 13 
Änderung der U -Untersuchung-TeilnahmedatenVO 

Auf Grund des § 32a des Heilberufsgesetzes vom 9. Mai 
2000 (GV. NRW. S. 403) , der zuletzt durch Gesetz vom 
3. Dezember 2019 (GV. NRW. S. 882) geändert worden ist, 
in Verbindung mit § 4 Absatz 1 des Meldegesetzes NRW 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. September 
1997 (GV. NRW. S . 332, ber. S. 386), der durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 8. September 2015 (GV. NRW. S . 666) 
neu gefasst worden ist , und des § 25 Absa tz 7 des Geset­
zes über den öffentlichen Gesundheitsdienst des Landes 
Nordrhein-Westfalen vom 10. Juni 2025 (GV. NRW. 
S. 53 0) , wird verordnet : 

Die U-Untersuchung-TeilnahmedatenVO vom 10. Sep­
tember 2008 (GV. NRW. S. 609) , die zuletzt durch Verord­
nung vom 31. August 2020 (GV. NRW. S. 974) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In § 3 Absatz 1 wird die Angabe „Landeszentrum Ge­
sundheit" durch die Angabe „Landesamt für Gesund­
heit und Ar beitsschutz" ersetzt . 

2. In § 4 Absa tz 1 Satz 1 wird die Angabe ,,- bei der U 5 
sechs Wochen nach Erinnerung-" gestrichen . 

2126 

Artikel 14 
Änderung der Infektionsschutzzuständigkeitsverordnung 

Auf Grund des§ 5 Absatz 3 Satz 1 des Landesorganisati­
onsgesetzes vom 10. Juli 1962 (GV. NRW. S. 421), der 
durch Artikel 10 Nummer 3 des Gesetzes vom 9. Mai 
2000 (GV. NRW. S . 462) geändert worden ist, insoweit 
nach Anhörung des fachlich zuständigen Ausschusses 
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des Landtags, in Verbindung mit § 15 Absatz 3 Satz 2, 
§ 17 Absatz 4 Satz 2 und Absatz 5 Satz 2, § 28b Absatz 1 
Satz 10, § 32 Satz 2, § 35 Absatz 3 Satz 3, § 54 des Infek­
tionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), 
von denen § 17 Absatz 4 Satz 2 und Absatz 5 Satz 2 
durch Artikel 1 Nummer 13 des Gesetzes vom 19. Mai 
2020 (BGBl. I S. 1018) geä ndert , § 28b Absatz 1 Satz 10 
durch Artikel la Nummer 3 des Gesetzes vom 16. Sep­
tember 2022 (BGBl. I S. 1454) neu gefasst, § 32 Satz 2 
durch Artikel 1 Nummer 4 des Gesetzes vom 22. April 
202 1 (BGBl. I S . 802} neu gefasst , § 35 Absatz 3 Satz 3 
durch Artikel 1 Nummer 19 des Gesetzes vom 16. Sep­
tember 2022 (BGBl. I S. 1454) neu gefasst und § 54 durch 
Artikel 1 Num mer 20 des Gesetzes vom 19. Mai 2020 
(BGBl. I S. 1018} geändert worden ist, sowie des§ 36 Ab­
satz 2 Satz 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Februar 1987 
(BGB!. I S. 602), wird verordnet: 

§ 1 der Infektionsschutzzuständigkeitsverordnung vom 
21. Dezember 2022 (GV. NRW. S. 1136), die durch Arti­
kel 9 des Gesetzes vom 19. Dezember 2023 (GV. NRW. 
S . 1431) geändert worden ist, wird wie fo lgt geändert: 

1. In Absatz 2 wird die Angabe ,,§ 5 Absatz 2 des Geset­
zes über den öffentlichen Gesundheitsdienst des La n­
des Nordrhein-Westfalen vom 25. November 1997 (GV. 
NRW. S . 430)" durch die Angabe ,,§ 3 Absatz 2 des Ge­
setzes über den öffentlichen Gesundheitsdienst des 
Landes Nordrhein-Westfa len vom La ndes Nordrhe in­
Westfalen vom 10. Juni 2025 (GV. NRW. S . 530)" er­
setzt. 

2. In Absatz 3 wird die Angabe „Landeszentrum Ge­
sundheit" durch die Angabe „Landesamt für Gesund­
heit und Arbeitsschutz Nordrhein-Westfalen" ersetzt. 

21260 

Artikel 15 
Aufhebung des Gesundheitsdatenschutzgesetzes 

Das Gesu ndheitsda tenschutzgesetz vom 22. Februar 1994 
(GV. NRW. S. 84), das zuletzt durch Artikel 2 des Geset­
zes vom 2. Februar 2016 (GV. NRW. S. 94) geändert wor­
den ist, wird a ufgehoben. 

21260 

Artikel 16 
Aufhebung derVO-Begutachtung 

Auf Grund des § 24 Absatz 5 des Gesundheitsdaten­
schutzgesetzes vom 22 . Februar 1994 (GV. NRW. S. 84) 
wird verordnet: 

Die VO-Begutachtung vom 17. Februar 2006 (GV. NRW. 
S . 96) wird aufgehoben . 

2022 

Artikel 17 
Änderung des Gesetzes übe r Hil fen und 

Schutzmaßnahmen bei psychischen Krankheiten 

Das Gesetz über Hilfen und Schutzmaß nahmen bei psy­
chischen Krankheiten vom 17. Dezember 1999 (GV. NRW. 
S. 662) , das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
13. April 2022 (GV. NRW. S. 499) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu § 36 
fo lgende Angabe eingefügt: 

,,§ 36a Datenschutz". 

2. § 5 Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst : 

,,§ 3 Absatz 4 des Gesetzes über den öffentlichen Ge­
su ndheitsd ienst des La ndes Nordrhein-Westfalen vom 
10. Juni 2025 (GV. NRW. S. 530) in der jeweils gelten­
den Fassung bleibt unberührt." 

3. In § 6 Satz 2 wird die Angabe ,,§§ 3 und 23 ÖGDG in 
der jeweils geltenden Fassung" durch die Angabe ,,§ 1 
Absatz 3 und § 21 des Gesetzes über den öffentlichen 
Gesundheitsdienst des Landes Nordrhe in-Westfalen" 
ersetzt. 

4. § 16 Absatz 2 Satz 3 wi rd aufgehoben. 

5. Dem§ 30 wird fo lgender Satz angefügt: 

„Die Aufsicht über die Kreise und kreisfreien Städte 
als Träger der Hilfen nach § 5 führt das Landesamt 
für Gesundheit und Arbeitsschutz Nordrhein-Westfa­
len nach § 25 Absatz 2 in Verbindung mit § 14 des Ge­
setzes über den öffentlichen Gesundheitsdienst des 
La nd es Nordrhein-Westfalen." 

6. Nach § 36 wird folgender§ 36a eingefü gt: 

,, § 36a 
D atenschutz 

(1) Soweit nachfolgend keine abweichenden Regelungen 
getroffen werden, gilt für die Verarbeitung personenbe­
zogener Daten nach diesem Gesetz das Da tenschutzge­
setz Nordrhein-Westfalen vom 17. Mai 2018 (GV. NRW. 
S. 244, ber. S. 278 und S. 404) in der jeweils geltenden 
Fassung. 

(2) Personenbezogene Daten, einschließlich der Gesund­
heitsda ten, dürfen nur verarbeitet werden, soweit 

1. die Verarbeitung zur rechtmäßigen Erfüllung der Auf­
gaben nach diesem Gesetz erforderlich ist , 

2. eine Rechtsvorschrift es er laubt, 

3. die betroffene Person für einen oder mehrere festge­
legte Zwecke ausdrücklich eingewilligt ha t oder 

4. eine Lebensgefahr oder eine Gefahr für die körperli­
che Unversehrtheit der betroffenen Person oder eines 
Dritten nicht anders abgewendet werden kann und 
die betroffene Person außer sta nde ist , eine Einwilli­
gung zu erteilen. 

Im Vorfeld der Einwilligung ist die betroffene Person in 
geeigneter Weise über die Bedeutung der Einwilligung 
sowie über den Zweck der Erhebung und die vorgese­
hene weitere Verarbeitung der Da ten aufz uklären . Sie ist 
darauf hinzuweisen , dass ihr wegen einer Verweigerung 
der Einwilligung keine Nachteile entstehen. 

(3) Eine Übermittlung personenbezogener Daten is t nur 
zulässig, sowe it sie zur rechtmäßigen Erfüllung der in 
der Zuständigkeit der übermittelnden Stelle li egenden 
Aufgaben erforderlich ist oder die betroffene Person aus­
drücklich eingewilligt hat. Die Ubermittlung soll in a no­
nymisierter oder pseudonymisierter Form erfolgen . 

(4) Personenbezogene Daten , die nach den Bestimmun­
gen dieses Gesetzes übermittelt worden si nd , dürfen nur 
für den Zweck vera rbeitet werden, zu de~sen Erfüllung 
sie befugt übermittelt worden sind. Im Ubrigen haben 
die Personen und Stellen, an die die personenbezogenen 
Daten übermittelt worden sind , die personenbezogenen 
Daten in demselben Umfa ng geheim zu ha lten wie di e 
übermittelnde Person oder Stelle selbst . 

(5) Die Bestimmungen der Verordnung (EU) 2016/679 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. Ap­
ril 20 16 zum Schutz na türlicher Personen bei der Verar­
beitung personenbezogener Daten, zum freien Datenver­
kehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Da­
tenschutz- Grundverordnung) (ABI. L 119 vo m 4.5.2016, 
S. 1; L 314 vom 22 .11.2016, S. 72 ; L 127 vom 23.5.2018, 
S.2 ; L 74 vom 4.3.2021 , S. 35) bleiben unberührt." 

2128 

Artikel 18 

Änderung des Krankenhausgestaltungsgesetzes 
des Landes Nordrhein-Westfa len 

§ 14 Absatz 1 Satz 6 des Krankenhausgestaltungsgeset­
zes des Landes Nordrhein-Westfalen vom 11. Dezember 
2007 (GV. NRW. S. 702 , ber. 2008 S. 157) , das zuletzt 
durch Gesetz vom 11. Februar 2025 (GV. NRW. S. 212) ge­
ändert worden ist, wird wie folgt gefasst: 

„Die kommunale Gesundheitskonferenz nach § 22 des 
Gesetzes über den öffentlichen Gesundheitsdienst des 
Landes Nordrhein-Westfalen vom 10 . Juni 2025 (GV. 
NRW. S. 530) in der jeweils geltenden Fassung kann eine 
Stellungnahme dazu abgeben." 
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Artikel 19 
Änderung der Zuständigkeitsverordnung Arbeits-

und technischer Gefahrenschutz 

Auf Grund des § 5 Absatz 3 Satz 1 und des § 9 Absatz 3 
in Verbindung mit§ 7 Absatz 4 Satz 2 des Landesorgani­
sationsgesetzes vom 10. Juli 1962 (GV. NRW. S. 42 1), von 
denen § 5 Absatz 3 Satz 1 zuletzt durch Artikel 10 Num­
mer 3 des Gesetzes vom 9. Mai 2000 (GV. NRW. S . 462) 
und § 7 Absatz 4 Satz 2 durch Artikel 1 Nummer 4 des 
Gesetzes vom 15. Dezember 1993 (GV. NRW. S. 987) ge­
ändert worden ist, sowie des § 36 Absatz 2 des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten in der Fassung der Bekannt­
machung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I S. 602) wird, 
hinsichtlich des § 5 Absatz 3 Satz 1 des Landesorganisa­
tionsgesetzes nach Anhörung der fachlich zuständigen 
Landtagsausschüsse, verordnet: 

In der Zuständigkeitsverordnung Arbeits- und techni­
scher Gefahrenschutz vom 27. November 2012 (GV. NRW. 
S. 622) , die zuletzt durch Verordnung vom 10. Januar 
2023 (GV. NRW. S . 48) geändert worden ist, erhalten die 
Anlagen 1 und 2 die aus den Anhängen 2 und 3 zu die­
sem Gesetz ersichtlichen Fassungen. 

Artikel 20 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absatzes 2 am 
ersten Tag des auf die Verkündung folgenden Kalender­
monats in Kraft. 

(2) Artikel 13 tritt am zweiten Tag des auf die Verkün­
dung folgenden Kalendermonats in Kraft . 

Düsseldorf, den 10 . Juni 2025 

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen 

Der Ministerpräsident 

Hendrik W ü s t 

Die Ministerin für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie 

Mona N e u b a u r 

Der Minister des Innern 
Zugleich für den Min ister der Finanzen 

sowie den Minister für Arbeit , Gesundheit und Soziales 
sowie die Ministerin für Heimat, Kommunales, 

Bau und Digitalisierung 

Herbert R e u 1 

Die Ministerin für Kinder, Jugend, Familie, 
Gleichstellung, F luch t und Integration 

Josefine P a u 1 

Die Ministerin für Schule und Bildung 

Dorothee F e 1 1 e r 

Der Minister der Justiz 
Zugleich für den Minister für Umwelt, 

Naturschutz und Verkehr 

Dr. Benjamin L i m b a c h 



Besondere Zuständigkeitsbestimmungen 

Anhang 1 
(zu Artikel 4) 

Anlage 2 

Nummer 1 Atomgesetz (AtG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Juli 1985 (BGBI. 1 S. 1565) in der jeweils geltenden Fassung 

Para- Absatz Satz/ Bemerkungen zuständige Behörde/ Stelle 
graph Nummer/ 

Alterna-
tive 

4a 3 Satz 2 das für Kerntechnik zustän-
7 1, 3 dige Ministerium 

5 Satz 1 
7a 1 
9 1 
12b 
19 Aufsicht über Anlagen im Sinne des § 7 AtG ; die Verwendung von Kern- das für Kerntechnik zustän-

brennstoffen im Sinne des § 9 AtG ; den Umgang mit sonstigen radioakti- dige Ministerium 

ven Stoffen im Sinne des Strahlenschutzgesetzes (StrlSchG), sofern sich 
eine nach §§ 7 oder 9 AtG erteilte Genehmigung nach § 1 Oa Absatz 2 AtG 
auf den Umgang mit sonstigen rad ioaktiven Stoffen im Sinne des § 12 Ab-
satz 1 Nummer 3 StrlSchG erstreckt; die Aufbewahrung von Kernbrenn-
stoffen außerhalb der staatlichen Verwahrung ; die Einhaltung der Vor-
schritten des StrlSchG und der Strahlenschutzverordnung (StrlSchV) , 
diese im Zusammenhang mit Kernbrennstoffen nach den §§ 6, 7 und 9 
AtG stehen 

Aufsicht über die Beförderung von radioaktiven Stoffen einschließlich der die Bezirksregierung Arns-
Kernbrennstoffe , soweit die Beförderung mit Grubenanschlussbahnen er- berg 
folgt 
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Para- Absatz Satz/ Bemerkungen zuständige Behörde / Stelle 
graph Nummer/ 

Alterna-
tive 

Aufsicht über die Beförderung von Kernbrennstoffen auf öffentlichen Ver- das für Kerntechnik zustän-
kehrswegen , auf Wasserstraßen und in Häfen in Nordrhein-Westfalen. dige Ministerium 

Polizeiliche Begleitung von Transporten bestrahlter Brennelemente auf öf-
fentlichen Verkehrswegen einschl ießl ich Wasserstraßen in Nordrhein-
Westfalen : 
Über die Notwendigkeit einer Polizeibegleitung wird durch die Kommission 
„Sicherung und Schutz kerntechnischer Einrichtungen" entschieden. Dies 
kann in den entsprechenden Verfahren nach § 4 AtG in Abstimmung mit 
der zuständigen Genehmigungsbehörde oder nach Genehmigungsertei-
lung, z. B. im Rahmen sog. Koordinierungsgespräche, erfolgen. Die Zu-
ständigkeit für die polizeiliche Begleitung liegt bei den Kreispolizeibehör-
den. 

46 soweit nicht eine andere Behörde nach § 46 Absatz 3 AtG zuständig ist das für Kerntechnik zustän-
dige Ministerium 

Nummer 2 Verordnungen auf Grund des Atomgesetzes 

Nummer 2.1 Atomrechtliche Abfallverbringungsverordnung vom 30. April 2009 (BGBI. 1 S. 1000) in der jeweils geltenden Fassung 
Die für die Aufsicht nach Nummer 1 oder 3 zuständigen Behörden sind jeweils in ihrem Zuständigkeitsbereich für die Verwaltungsaufgaben 
zuständig . 

Nummer 2.2 Atomrechtliche Entsorgungsverordnung vom 29. November 2018 (BGBI. 1 S. 2034, 2172; 2021 1 S. 5261) in der jeweils gel­
tenden Fassung 
Die für die Aufsicht über Tätigkeiten nach Nummer 1 oder 3 zuständigen Behörden sind jeweils in ihrem Zuständigkeitsbereich für die Verwal­
tungsaufgaben zuständig . 
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Nummer 3 Strahlenschutzgesetz (StrlSchG) vom 27. Juni 2017 (BGBI. 1 S. 1966) in der jeweils geltenden Fassung 

Para- Absatz Satz I Bemerkungen zuständige Behörde / Stelle 
graph Nummer/ 

Alterna-
tive 

7 1 das für Arbeitsschutz zu-
ständige Ministerium 

12 1 im Zusammenhang mit Kernbrennstoffen nach den §§ 6, 7 und 9 AtG das für Kerntechnik zustän-
Nummer 3 dige Ministerium 
Nummer4 für den Betrieb und die wesentliche Änderung einer medizinischen Rönt- das Landesamt für Gesund-

2 gendiagnostikeinrichtung zur Durchführung von Früherkennungsuntersu- heit und Arbeitsschutz 
chung , sowie für die jeweils anfallenden Verwaltungsaufgaben Nordrhein-Westfalen 

13 5 im Zusammenhang mit Kernbrennstoffen nach den §§ 6, 7 und 9 AtG das für Kerntechnik zustän-
7 dige Ministerium 

28 2 
69 2 
70 4, 5 
71 2 
75 
77 
78 1, 3 
79 4 

80 4 in Verbindung mit § 99 Absatz 2, § 100 Absatz 1 Satz 2, Absatz 4, § 101 , § 
102 StrlSchV im Zusammenhang mit Kernbrennstoffen nach den §§ 6, 7 
und 9 AtG 

84 4 das für Arbeitsschutz zu-
ständige Ministerium 

92-120 die Ressorts/Ministerien in 
ihren Geschäftsbereichen 
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Para- Absatz Satz/ Bemerkungen 
graph Nummer/ 

Alterna-
tive 

121 

122 1, 3 

Unterstützung des für Arbeitsschutz zuständigen Ministeriums bei der Be-
teiligung am Radonmaßnahmenplan 

4 

im Zusammenhang mit Bauen 

123 3 

125 

1 im Zusammenhang mit Umweltmedizin und den mit Radon verbundenen 
Gesundheitsrisiken 

2 im Zusammenhang mit Bauen 

134 3 

zuständige Behörde/ Stelle 

das für Arbeitsschutz zu-
ständige Ministerium 
das für Arbeitsschutz zu-
ständige Ministerium 
das Landesamt für Gesund-
heit und Arbeitsschutz 
Nordrhein-Westfalen 
das für Arbeitsschutz zu-
ständiae Ministerium 
das für Bau zuständige Mi-
nisterium unter Mitwirkung 
des Landesamtes für Ge-
sundheit und Arbeitsschutz 
Nordrhein-Westfalen 
das Landesamt für Gesund-
heit und Arbeitsschutz 
Nordrhein-Westfalen 

das für Arbeitsschutz zu-
ständiae Ministerium 
das für Umwelt zuständige 
Ministerium 
das für Bau zuständige Mi-
nisterium unter Mitwirkung 
des Landesamtes für Ge-
sundheit und Arbeitsschutz 
Nordrhein-Westfalen 
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Para- Absatz Satz/ Bemerkungen 
graph Nummer/ 

Alterna-
tive 

135 2 
3 Nummer 

1, 2 
162 1, 2 fü r den Regierungsbezirk Arnsberg 

für den Reg ierungsbezirk Detmold 

für den Regierungsbezirk Düsseldorf 

für den Regierungsbezirk Köln 

für den Regierungsbezirk Münster 

162 die Probenahme bei Lebensmitteln und Futtermitteln zur Ermittlung der 
Radioaktivität auf Veranlassunq der amtlichen Messstellen 

165 für den Regierungsbezirk Arnsberg 

zuständige Behörde / Stelle 

das Deutsche Institut für 
Bautechnik 

die Betriebsstelle Eichamt 
Dortmund des Landesbe-
triebs Mess- und Eichwe-
sen 
das Chemische und Veteri-
näruntersuchungsamt Ost-
westfalen-Lippe 
das Landesamt für Gesund-
heit und Arbeitsschutz 
Nordrhein-Westfalen 

das Landesamt für Natur, 
Umwelt und Verbraucher-
schutz 
das Chemische und Veteri-
näruntersuchungsamt 
Münsterland-Emscher-
Lippe 
die Kreisordnungsbehör-
den 
die Betriebsstelle Eichamt 
Dortmund des Landesbe-
triebs Mess- und Eichwe-
sen 
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Para- Absatz Satz/ Bemerkungen 
graph Nummer/ 

Alterna-
tive 

für den Regierungsbezirk Detmold 

für den Regierungsbezirk Düsseldorf 

für den Regierungsbezirk Köln 

für den Regierungsbezirk Münster 

auf Veranlassung der amtlichen Messstellen 

167 3, 4 im Zusammenhang mit Kernbrennstoffen nach den §§ 6, 7 und 9 AtG 
168 1 
169 1 Nummer 1 

und 3 
172 

177 im Zusammenhang mit Kernbrennstoffen nach den §§ 6, 7 und 9 AtG 

178 Aufsicht über die Heilberufskammern, soweit diese Aufgaben nach dem 
StrlSchG oder der StrlSchV wahrnehmen; die bestimmten ärztlichen und 
zahnärztlichen Stellen ; die nach § 169 Absatz 1 Nummer 1, 3 bis 4 
StrlSchG bestimmten Messstellen für die Ermittlung der beruflichen Expo-
sition 

zuständige Behörde/ Stelle 

das Chemische und Veteri-
näruntersuchungsamt Ost-
westfalen-Li ppe 
das Landesamt für Gesund-
heit und Arbeitsschutz 
Nordrhein-Westfalen 
das Landesamt für Natur, 
Umwelt und Verbraucher-
schutz 
das Chemische und Veteri-
näru nters uch u ngsamt 
M ü nsterland-Emscher-
Lippe 

die Kreisordnungsbehör-
den 
das für Kerntechnik zustän-
dige Ministerium 
das für Arbeitsschutz zu-
ständige Ministerium 
das Landesamt für Ge-
sundheit und Arbeitsschutz 
Nordrhein-Westfalen 
das für Kerntechnik zustän-
dige Ministerium 
das für Arbeitsschutz zu-
ständige Ministerium 
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Para- Absatz Satz/ Bemerkungen 
graph Nummer/ 

Alterna-
tive 

Aufsicht über die Veranstalter von Kursen und Fortbildungsmaßnahmen 
nach§ 74 Absatz 1 und Absatz 2 StrlSchG in Verbindung mit§ 51 
StrlSchV; die nach § 175 Absatz 1 StrlSchV ermächtigten Ärzte; die nach 
§ 172 Absatz 1 StrlSchG in Verbindung mit § 177 Absatz 1 und 2 StrlSchV 
und§ 178 StrlSchV bestimmten Sachverständigen; die nach§ 47 Absatz 5 
StrlSchV festgelegte Ausbildung 

im Zusammenhang mit Kernbrennstoffen nach den §§ 6, 7 und 9 AtG 

Fachaufsicht über die amtlichen Messstellen zur Überwachung der Um-
weltrad ioaktivität nach & 162 StrlSchG 
Aufs icht über die Beförderung von sonstigen radioaktiven Stoffen auf öf-
fentlichen Verkehrswegen in Nordrhein-Westfalen 
Aufsicht über die Beförderung von sonstigen radioaktiven Stoffen auf Was-
serstraßen und in Häfen im Verkehrsgeschehen in Nordrhein-Westfalen 

179 2 Anordnung von Maßnahmen in ihrem Zuständigkeitsbereich , soweit nicht 
die Aufsichts- und Genehmigungsbehörden zuständig sind 

zuständige Behörde / Stelle 

das Landesamt für Gesund-
heit und Arbeitsschutz 
Nordrhein-Westfalen 

das für Kerntechnik zustän-
dige Ministerium 
das für Umwelt zuständige 
Ministerium 
die Kreispolizeibehörden 

das Polizeipräsidium Duis-
burg 
das für Kerntechnik zustän-
dige Ministerium 
die Bezirksregierung Arns-
berg 
das Polizeipräsidium Duis-
burg 
die Kreispolizeibehörden 
das für Arbeitsschutz zu-
ständige Ministerium 
das für Inneres zuständige 
Ministerium 
das für Umwelt zuständige 
Ministerium 
das für Bau zuständige Mi-
nisterium 
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Para- Absatz Satz I Bemerkungen 
graph Nummer/ 

Alterna-
tive 

182 4 im Zusammenhang mit Kernbrennstoffen nach den §§ 6, 7 und 9 AtG 

zuständige Behörde / Stelle 

das Landesamt für Gesund-
heit und Arbeitsschutz 
Nordrhein-Westfalen 
das für Verbraucherschutz 
zuständiae Ministerium 
das Deutsche Institut für 
Bautechnik 
die Kreisordnungsbehör-
den 
die Betriebsstelle Eichamt 
Dortmund des Landesbe-
triebs Mess- und Eichwe-
sen 
das Landesamt für Natur, 
Umwelt und Verbraucher-
schutz 
das für Kerntechnik zustän-
dige Ministerium 
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Nummer 4 Verordnungen auf Grund des Strahlenschutzgesetzes 

Nummer 4.1 Strahlenschutzverordnung (StrlSchV) vom 29. November 2018 (BGBI. 1 S. 2034, 2036; 2021 1 S. 5261) in der jeweils gelten­
den Fassung 

Para- Absatz Satz/ Bemerkungen zuständige Behörde/ Stelle 
graph Nummer/ 

Alterna-
tive 

29 2 das für Arbeitsschutz zu-
ständige Ministerium 

33-42 im Zusammenhang mit Kernbrennstoffen nach den §§ 6, 7 und 9 AtG das für Kerntechnik zustän-
dige Ministerium 

39 1, 2 das für Arbeitsschutz zu-
ständige Ministerium 

47 1 im Zusammenhang mit Kernbrennstoffen nach den §§ 6, 7 und 9 AtG das für Kerntechnik zustän-
dige Ministerium 

soweit nicht das für Kerntechnik zuständige Ministerium oder die Ärzte- , das Landesamt für Gesund-
Zahnärzte- und Tierärztekammern zuständig sind heit und Arbeitsschutz 

Nordrhein-Westfalen 
in ihrem jeweiligen fachlichen und örtlichen Zuständigkeitsbereich die Ärzte-, Zahnärzte- und 

Tierärztekammern 
4 soweit nicht die Ärzte-, Zahnärzte- und Tierärztekammern zuständig sind das Landesamt für Gesund-

heit und Arbeitsschutz 
Nordrhein-Westfalen 

in ihrem jeweiligen fachlichen und örtlichen Zuständigkeitsbereich die Ärzte-, Zahnärzte- und 
Tierärztekammern 

5 das Landesamt für Gesund-
heit und Arbeitsschutz 
Nordrhein-Westfalen 
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Para- Absatz Satz/ Bemerkungen 
graph Nummer/ 

Alterna-
tive 

48 1 Satz 2 im Zusammenhang mit Kernbrennstoffen nach den §§ 6, 7 und 9 AtG 
2 Satz 3 

49 2 Satz 1 soweit nicht die Ärzte-, Zahnärzte- und Tierärztekammern zuständig sind 

in ihrem jeweiligen fachlichen und örtlichen Zuständigkeitsbereich 

Satz 2 

50 1 im Zusammenhang mit Kernbrennstoffen nach den §§ 6, 7 und 9 AtG 

soweit nicht das für Kerntechnik zuständige Ministerium oder die Ärzte- , 
Zahnärzte- und Tierärztekammern zuständig sind 

in ihrem jeweiligen fachlichen und örtlichen Zuständigkeitsbereich 

51 1 soweit nicht die Ärzte-, Zahnärzte- und Tierärztekammern zuständig sind 

in ihrem jeweiligen fachlichen und örtlichen Zuständigkeitsbereich , die 
nicht von diesen Kammern oder deren Fortbildungseinrichtungen durchge-
führt werden 

51 2 

zuständige Behörde/ Stelle 

das für Kerntechnik zustän-
dige Ministerium 
das Landesamt für Gesund-
heit und Arbeitsschutz 
Nordrhein-Westfalen 
die Ärzte-, Zahnärzte- und 
Tierärztekammern 
das Landesamt für Gesund-
heit und Arbeitsschutz 
Nordrhein-Westfalen 
das für Kerntechnik zustän-
dige Ministerium 
das Landesamt für Gesund-
heit und Arbeitsschutz 
Nordrhein-Westfalen 
die Ärzte-, Zahnärzte- und 
Tierärztekammern 
das Landesamt für Gesund-
heit und Arbeitsschutz 
Nordrhein-Westfalen 

die Ärzte-, Zahnärzte- und 
Tierärztekammern 

das Landesamt für Gesund-
heit und Arbeitsschutz 
Nordrhein-Westfalen 
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Para- Absatz Satz I 
graph Nummer/ 

Alterna-
tive 

63 6 

66 1 Nummer 2 

79 5 
80 
85 
86 
102 
103 
108 
109 
110 
125 1 

128 1 

157 2 Nummer 2 
5 Satz 2 

167 

Bemerkungen 

im Zusammenhang mit Kernbrennstoffen nach den §§ 6, 7 und 9 AtG 

im Zusammenhang mit Kernbrennstoffen nach den §§ 6, 7 und 9 AtG 

soweit sich die Aufgabenwahrnehmung nicht aus § 9 Absatz 1 Nummer 3 
des Heilberufsgesetzes vom 9. Mai 2000 (GV. NRW. S. 403) in der jeweils 
geltenden Fassung ergibt 

im Zusammenhang mit Kernbrennstoffen nach den §§ 6, 7 und 9 AtG 

im Zusammenhang mit Kernbrennstoffen nach den §§ 6, 7 und 9 AtG 

neben den nach § 1 dieser Verordnung zuständigen Behörden 

zuständige Behörde / Stelle 

das für Kerntechnik zustän-
dige Ministerium 
das für Arbeitsschutz zu-
ständige Ministerium 
das für Kerntechnik zustän-
dige Ministerium 

das für Arbeitsschutz zu-
ständige Ministerium 
das für Arbeitsschutz zu-
ständige Ministerium 

das für Kerntechnik zustän-
dige Ministerium 
das für Kerntechnik zustän-
dige Ministerium 
die örtlichen Ordnungsbe-
hörden und die Kreispoli-
zeibehörden 
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Para- Absatz Satz/ Bemerkungen zuständige Behörde/ Stelle 
graph Nummer/ 

Alterna-
tive 

168 im Zusammenhang mit Kernbrennstoffen nach den §§ 6, 7 und 9 AtG das für Kerntechnik zustän-
dige Ministerium 

neben den nach § 1 dieser Verordnung zuständigen Behörden die örtlichen Ordnungsbe-
hörden und die Kreispoli-
zeibehörden 

170 im Zusammenhang mit dem betrieblichen Strahlenschutz das für Arbeitsschutz zu-
ständiae Ministerium 

im Zusammenhang mit Kernbrennstoffen nach den §§ 6, 7 und 9 AtG das für Kerntechnik zustän-
dige Ministerium 

als zuständige oberste Landesbehörde für Tätigkeiten unter der Bergauf- das für Bergbau zuständige 
sieht Ministerium 

175 1 das Landesamt für Gesund-
178 Satz 1 heit und Arbeitsschutz 
183 1 Nummer 7 Nordrhein-Westfalen 
183 2, 4 

Nummer 4.2 Brustkrebs-Früherkennungs-Verordnung vom 17. Dezember 2018 (BGBI. 1 S. 2660) in der jeweils geltenden Fassung 
Das Landesamt für Gesundheit und Arbeitsschutz Nordrhein-Westfalen ist für die Verwaltungsaufgaben zuständig. 

Nummer 5 Ausführungsgesetz zum Verifikationsabkommen und zum Zusatzprotokoll vom 29. Januar 2000 (BGBI. 1 S. 74; 2004 II S. 789) 
in der jeweils geltenden Fassung 
Die für die Aufsicht nach § 19 Atomgesetz zuständigen Behörden mit Ausnahme der Kreispolizeibehörden sind für die Ausführung des 
Gesetzes nach § 22 Absatz 1 Satz 1 und die Begleitung der Inspektoren nach § 22 Absatz 1 Satz 2 in ihrem jeweiligen Aufgabenbereich zustän­
dig . 
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Anhang 2 
(zu Artikel 19) 

Anlage 1 
(zu § 1) 

Verzeichnis der Rechtsvorschriften 

1 Allgemeines Arbeitsschutzrecht 
1.1 Arbeitsschutzgesetz vom 7. August 1996 (BGBI. 1 S. 1246), in der jeweils geltenden Fas­
sung 
1.2 Verordnungen auf Grund des Arbeitsschutzgesetzes 
1.2.1 Verordnung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge vom 18. Dezember 2008 (BGBI. 1 S. 
2768) , in der jeweils geltenden Fassung 
1.2.2 Baustellenverordnung vom 10. Juni 1998 (BGBI. 1 S. 1283), in der jeweils geltenden 
Fassung 
1.2.3 Biostoffverordnung vom 15. Juli 2013 (BGBI. 1 S. 2514) , in der jeweils geltenden Fassung 
1.2.4 Betriebssicherheitsverordnung vom 3. Februar 2015 (BGBI. 1 S. 49), in der jeweils gel­
tenden Fassung 
1.2.5 Arbeitsstättenverordnung vom 12. August 2004 (BGBI. 1 S. 2179) , in der jeweils gelten­
den Fassung 
1.2.6 Druckluftverordnung vom 4. Oktober 1972 (BGBI. 1 S. 1909), in der jeweils geltenden 
Fassung 
1.2. 7 Arbeitsschutzverordnung zu elektromagnetischen Feldern vom 15. November 2016 
(BGBI. 1 S. 2531 ), in der jeweils geltenden Fassung 
1.2.8 Lärm- und Vibrations-Arbeitsschutzverordnung vom 6. März 2007 (BGBI. 1 S. 261 ), in der 
jeweils geltenden Fassung 
1.2.9 Arbeitsschutzverordnung zu künstlicher optischer Strahlung vom 19. Juli 2010 (BGBI. 1 

S. 960) , in der jeweils geltenden Fassung 
1.2.10 Lastenhandhabungsverordnung vom 4. Dezember 1996 (BGBI. 1 S. 1841 , 1842), in der 
jeweils geltenden Fassung 
1.2.11 PSA-Benutzungsverordnung vom 4. Dezember 1996 (BGBI. 1 S. 1841 ), in der jeweils 
geltenden Fassung 
1.3 Gesetz über überwachungsbedürftigeAnlagen vom 27. Juli 2021 (BGBI. 1 S. 3146, 3162) , 
in der jeweils geltenden Fassung 

2 Gewerbeordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Februar 1999 (BGBI. 
1 S. 202), in der jeweils geltenden Fassung(§ 139b) 

3 Produktsicherheit 
3.1 Produktsicherheitsgesetz vom 27. Juli 2021 (BGBI. 1 S. 3146, 3147), in der jeweils gelten­
den Fassung; jedoch bezogen auf Produkte nur hinsichtlich der Anforderungen an den Schutz 
der Sicherheit und Gesundheit von Personen 
3.2 Verordnungen auf Grund des Produktsicherheitsgesetzes 
3.2 .1 Verordnung über elektrische Betriebsmittel vom 17. März 2016 (BGBI. 1 S. 502) , in der 
jeweils geltenden Fassung 
3.2.2 Zweite Verordnung zum Produktsicherheitsgesetz (Verordnung über die Sicherheit von 
Spielzeug) vom 7. Juli 2011 (BGBI. 1 S. 1350, 1470), in der jeweils geltenden Fassung 
3.2.3 Verordnung über einfache Druckbehälter vom 6. April 2016 (BGBI. 1 S. 597) , in der jeweils 
geltenden Fassung 
3.2.4 Neunte Verordnung zum Produktsicherheitsgesetz (Maschinenverordnung) vom 12. Mai 
1993 (BGBI. 1 S. 704) , in der jeweils geltenden Fassung 
3.2.5 Verordnung über Sportboote und Wassermotorräder vom 29. November 2016 (BGBI. 1 

S. 2668), in der jeweils geltenden Fassung 
3.2.6 Explosionsschutzprodukteverordnung vom 6. Januar 2016 (BGBI. 1 S. 39), in der jeweils 
geltenden Fassung 

555 
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3.2.7 Aufzugsverordnung vom 6. April 2016 (BGBI. 1 S. 605) , in der jeweils geltenden Fassung 
3.2.8 Dreizehnte Verordnung zum Produktsicherheitsgesetz (Aerosolpackungsverordnung) 
vom 27. September 2002 (BGBI. 1 S. 3777, 3805), in der jeweils geltenden Fassung 
3.2.9 Druckgeräteverordnung vom 13. Mai 2015 (BGBI. 1 S. 692) , in der jeweils geltenden 
Fassung 
3.2.10 Geräte- und Maschinenlärmschutzverordnung vom 29. August 2002 (BGBI. 1 S. 3478), 
in der jeweils geltenden Fassung (Abschnitt 2 und § 9 Absatz 1 und 1 a) 
3.2.11 Verordnung über das Verbot der Einfuhr, des lnverkehrbringens und des Bereitstellens 
von Himmelslaternen auf dem Markt vom 10. Januar 2024 (BGBI. 2024 1 Nr. 6), in der jeweils 
geltenden Fassung 
3.3 Verordnungen der Europäischen Union 
3.3.1 Verordnung (EU) 2016/425 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. März 
2016 über persönliche Schutzausrüstungen und zur Aufhebung der Richtlinie 89/686/EWG 
des Rates (ABI. L 81 vom 31 .3.2016, S. 51 - 98) 
3.3.2 Verordnung (EU) 2016/426 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. März 
2016 über Geräte zur Verbrennung gasförmiger Brennstoffe und zur Aufhebung der Richtlinie 
2009/142/EG (ABI. L 81 vom 31 .3.2016, S. 99-147), 
3.3.3 Verordnung (EU) 2023/988 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 10. Mai 
2023 über die allgemeine Produktsicherheit, zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1025/2012 
des Europäischen Parlaments und des Rates und der Richtlinie (EU) 2020/1828 des Europä­
ischen Parlaments und des Rates sowie zur Aufhebung der Richtlinie 2001 /95/EG des Euro­
päischen Parlaments und des Rates und der Richtlinie 87/357/EWG des Rates (ABI. L 135 
vom 23.5.2023, S. 1-51) 
3.3.4 Verordnung (EU) 2023/1230 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Juni 
2023 über Maschinen und zur Aufhebung der Richtlinie 2006/42/EG des Europäischen Parla­
ments und des Rates und der Richtlinie 73/361/EWG des Rates (ABI. 165 vom 29.06.2023, S. 
1-101) 
3.4 Gasgerätedurchführungsgesetz vom 18. April 2019 (BGBI. 1 S. 473), in der jeweils gelten­
den Fassung 
3.5 PSA-Durchführungsgesetz vom 18. April 2019 (BGBI. 1 S. 473 , 475), in der jeweils gelten­
den Fassung 

4 Arbeitszeitrecht 
4.1 Arbeitszeitgesetz vom 6. Juni 1994 (BGBI. 1 S. 1170, 1171 ), in der jeweils geltenden Fas­
sung 
4.2 Verordnungen auf Grund des Arbeitszeitgesetzes 
4.2.1 Verordnung über Ausnahmen vom Verbot der Beschäftigung von Arbeitnehmern an 
Sonn- und Feiertagen in der Papierindustrie in der im Bundesgesetzblatt Teil III , Gliederungs­
nummer 7107-5, veröffentlichten bereinigten Fassung, in der jeweils geltenden Fassung 
4.2.2 Verordnung über Ausnahmen vom Verbot der Beschäftigung von Arbeitnehmern an 
Sonn- und Feiertagen in der Eisen- und Stahlindustrie in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 31 . Juli 1968 (BGBI. 1 S. 885), in der jeweils geltenden Fassung 
4.2.3 Verordnung über die Zulassung der Beschäftigung von Arbeitnehmern an Sonn- und 
Feiertagen zur Befriedigung täglicher oder an diesen Tagen besonders hervortretender Be­
dürfnisse der Bevölkerung (Bedarfsgewerbeverordnung) vom 5. Mai 1998 (GV. NW. S. 381 ), 
in der jeweils geltenden Fassung 
4.2.4 Binnenschifffahrts-Arbeitszeitverordnung vom 19. Juli 2017 (BGBI. 1 S. 2659) , in der je­
weils geltenden Fassung 
4.2.5 Offshore-Arbeitszeitverordnung vom 5. Juli 2013 (BGBI. 1 S. 2228), in der jeweils gelten­
den Fassung 4.3 Fahrpersonalgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Feb­
ruar 1987 (BGBI. 1 S. 640) , in der jeweils geltenden Fassung 
4.4 Verordnungen zur Durchführung des Fahrpersonalgesetzes 
4.4.1 Fahrpersonalverordnung vom 27. Juni 2005 (BGBI. 1 S. 1882), in der jeweils geltenden 
Fassung 
4.5 Gesetz zur Regelung der Arbeitszeit von selbständigen Kraftfahrern vom 11 . Juli 2012 
(BGBI. 1 S. 1479), in der jeweils geltenden Fassung 
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4.6 Eisenbahn-Fahrpersonalverordnung vom 24. August 2009 (BGBI. 1 S. 2957) , in der jeweils 
geltenden Fassung 

5 Arbeitsschutzrecht bestimmter Personengruppen 
5.1 Jugendarbeitsschutzgesetz vom 12. April 1976 (BGBI. 1 S. 965), in der jeweils geltenden 
Fassung 
5.2 Verordnungen auf Grund des Jugendarbeitsschutzgesetzes 
5.2.1 Jugendarbeitsschutzuntersuchungsverordnung vom 16. Oktober 1990 (BGBI. 1 S. 2221 ), 
in der jeweils geltenden Fassung 
5.2.2 Kinderarbeitsschutzverordnung vom 23. Juni 1998 (BGBI. 1 S. 1508), in der jeweils gel­
tenden Fassung 
5.3 Mutterschutzgesetz vom 23. Mai 2017 (BGBI. 1 S. 1228), in der jeweils geltenden Fassung 
5.4 Verordnungen nach dem Mutterschutzgesetz 
5.5 Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Ja­
nuar 2015 (BGBI. 1 S. 33) , in der jeweils geltenden Fassung (§ 18 Absatz 1) 
5.6 Pflegezeitgesetz vom 28. Mai 2008 (BGBI. 1 S. 874, 896) , in der jeweils geltenden Fassung 
(§ 5 Absatz 2) 
5.7 Familienpflegezeitgesetz vom 6. Dezember 2011 (BGBI. 1 S. 2564), in der jeweils gelten­
den Fassung (§ 2 Absatz 3) 
5.8 Heimarbeitsgesetz in der im Bundesgesetzblatt Teil III , Gliederungsnummer 804-1 , veröf­
fentlichten bereinigten Fassung, in der jeweils geltenden Fassung 

6 Sonstiges Arbeitsschutzrecht 
6.1 Das Siebte Buch Sozialgesetzbuch - Gesetzliche Unfallversicherung - (Artikel 1 des Ge­
setzes vom 7. August 1996, BGBI. 1 S. 1254), in der jeweils geltenden Fassung (Aufgaben der 
für den Arbeitsschutz und den medizinischen Arbeitsschutz zuständigen Landesbehörden und 
-stellen) 
6.2 Verordnungen auf Grund des Siebten Buches Sozialgesetzbuch 
6.2.1 Berufskrankheiten-Verordnung vom 31 . Oktober 1997 (BGBI. 1 S. 2623) , in der jeweils 
geltenden Fassung 
6.3 Gesetz über Betriebsärzte, Sicherheitsingenieure und andere Fachkräfte für Arbeitssicher­
heit vom 12. Dezember 1973 (BGBI. 1 S. 1885), in der jeweils geltenden Fassung (einschließ­
lich der Überwachung der Einhaltung des § 16 in öffentlichen Verwaltungen und Betrieben) 
6.4 Seearbeitsgesetz vom 20. April 2013 (BGBI. 1 S. 868) , in der jeweils geltenden Fassung 
(Aufgaben der Arbeitsschutzbehörde) 
6.5 Verordnungen auf Grund des Seearbeitsgesetzes 
6.5.1 Maritime-Medizin-Verordnung vom 14. August 2014 (BGBI. 1 S. 1383) , in der jeweils gel­
tenden Fassung 

7 Sprengstoffrecht 
7. 1 Sprengstoffgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. September 2002 (BGBI. 
1 S. 3518) , in der jeweils geltenden Fassung 
7.2 Verordnungen auf Grund des Sprengstoffgesetzes 
7.2.1 Erste Verordnung zum Sprengstoffgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31 . Januar 1991 (BGBI. 1 S. 169) , in der jeweils geltenden Fassung 
7.2.2 Zweite Verordnung zum Sprengstoffgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 
10. September 2002 (BGBI. 1 S. 3543), in der jeweils geltenden Fassung 
7.2.3 Dritte Verordnung zum Sprengstoffgesetz vom 23. Juni 1978 (BGBI. 1 S. 783), in der 
jeweils geltenden Fassung 

8 - Unbesetzt 

9 Chemikalienrecht 
9.1 Chemikaliengesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. August 2013 (BGBI. 1 S. 
3498, 3991 ), in der jeweils geltenden Fassung 
9.2 Verordnungen auf Grund des Chemikaliengesetzes 
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9.2.1 Chemikalien-Verbotsverordnung vom 20. Januar 2017 (BGBI. 1 S. 94; 2018 1 S. 1389), 
in der jeweils geltenden Fassung 
9.2 .2 Lösemittelhaltige Farben- und Lack-Verordnung vom 16. Dezember 2004 (BGBI. 1 S. 
3508) , in der jeweils geltenden Fassung 
9.2 .3 Gefahrstoffverordnung vom 26. November 2010 (BGBI. 1 S. 1643, 1644), in der jeweils 
geltenden Fassung 
9.2.4 Chemikalien-Ozonschichtverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Feb­
ruar 2012 (BGBI. 1 S. 409), in der jeweils geltenden Fassung 
9.2.5 Chemikalien-Sanktionsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Mai 
2016 (BGBI. 1 S. 1175), in der jeweils geltenden Fassung 
9.2.6 Chemikalien-Klimaschutzverordnung vom 2. Juli 2008 (BGBI. 1 S. 1139), in der jeweils 
geltenden Fassung 
9.2.7 Aufgehoben 
9.2 .8 Biozidrechts-Durchführungsverordnung vom 18. August 2021 (BGB!. 1 S. 3706), in der 
jeweils geltenden Fassung 
9.3 Verordnungen der Europäischen Union 
9.3.1 Verordnung (EU) 2024/590 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. Februar 
2024 über Stoffe, die zum Abbau der Ozonschicht führen , und zur Aufhebung der Verordnung 
(EG) Nr. 1005/2009 (ABI. L, 2024/590, 20.2.2024) 
9.3.2 Verordnung (EU) Nr. 649/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli 
2012 über die Aus- und Einfuhr gefährlicher Chemikalien (Neufassung) (ABI. L 201 vom 
27.7.2012, S. 60-106) 
9.3.3 Verordnung (EU) 2019/1021 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 
2019 über persistente organische Schadstoffe (Neufassung) (ABI. L 169 vom 25.6.2019, S. 
45-77) mit Ausnahme der abfallwirtschaftlichen Regelungen des Artikels 7 
9.3.4 Verordnung (EU) 2024/573 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. Februar 
2024 über fluorierte Treibhausgase, zur Änderung der Richtlinie (EU) 2019/1937 und zur Auf­
hebung der Verordnung (EU) Nr. 517/2014 (ABI. L, 2024/573, 20.2.2024) nebst Durchfüh­
rungsverordnungen der Kommission 
9.3.5 Verordnung (EG) Nr. 1907 /2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. 
Dezember 2006 zur Registrierung , Bewertung, Zulassung und Beschränkung chemischer 
Stoffe (REACH), zur Schaffung einer Europäischen Agentur für chemische Stoffe, zur Ände­
rung der Richtlinie 1999/45/EG und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 793/93 des 
Rates, der Verordnung (EG) Nr. 1488/94 der Kommission , der Richtlinie 76/769/EWG des Ra­
tes sowie der Richtlinien 91/155/EWG, 93/67/EWG, 93/105/EG und 2000/21/EG der Kommis­
sion (ABI. L 396 vom 30.12.2006, S. 1-851) 
9.3.6 Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. 
Dezember 2008 über die Einstufung, Kennzeichnung und Verpackung von Stoffen und Gemi­
schen, zur Änderung und Aufhebung der Richtlinien 67/548/EWG und 1999/45/EG und zur 
Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 (ABI. L 353 vom 31.12.2008, S. 1-1355) 
9.3. 7 Verordnung (EU) Nr. 528/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. 
Mai 2012 über die Bereitstellung auf dem Markt und die Verwendung von Biozidprodukten 
(ABI. L 167 vom 27.6.2012, S. 1-123) 
9.4 Wasch- und Reinigungsmittelgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Juli 
2013 (BGBI. 1 S. 2538), in der jeweils geltenden Fassung in Verbindung mit Verordnung (EG) 
Nr. 648/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 31 . März 2004 über Deterge­
nzien (ABI. L 104 vom 8.4 .2004, S. 1-35) 
9.5 Verordnungen auf Grund des Wasch- und Reinigungsmittelgesetzes 
9.5.1 Phosphathöchstmengenverordnung vom 4. Juni 1980 (BGBI. 1 S. 664) , in der jeweils 
geltenden Fassung 

10 Gefahrgutbeförderungsrecht 
10.1 Gefahrgutbeförderungsgesetz vom 6. August 1975 (BGBI. 1 S. 2121), in der jeweils gel­
tenden Fassung, bezogen auf 
a) die Aufgaben der Bezirksregierungen zum Vollzug dieses Gesetzes und der aufgrund die­
ses Gesetzes erlassenen Verordnungen , die in § 43 Absatz 1, § 50 Absatz 1 und den §§ 54 
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und 55 der Verordnung über Zuständigkeiten im Bereich Straßenverkehr und Güterbeförde­
rung vom 5. Juli 2016 (GV. NRW. S. 527) , in der jeweils geltenden Fassung geregelt sind , 
sowie 
b) die Marktüberwachung von ortsbeweglichen Druckgeräten 
10.2 Verordnungen auf Grund des Gefahrgutbeförderungsgesetzes 
10.2.1 Ortsbewegliche-Druckgeräte-Verordnung vom 29. November 2011 (BGB!. 1 S. 2349) , 
in der jeweils geltenden Fassung 

11 Marktüberwachungsrecht 
11 .1 Marktüberwachungsgesetz vom 9. Juni 2021 (BGB!. 1 S. 1723), in der jeweils geltenden 
Fassung, bezogen auf die o.g. Marktüberwachungsbereiche der Nummern 3, 7, 9 und 10 
11 .2 Verordnung (EU) 2019/1020 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 
2019 über Marktüberwachung und die Konformität von Produkten sowie zur Änderung der 
Richtlinie 2004/42/EG und der Verordnungen (EG) Nr. 765/2008 und (EU) Nr. 305/2011 (ABI. 
L 169 vom 25.6.2019, S. 1-44), bezogen auf die o.g. Marktüberwachungsbereiche der Num­
mern 3, 7, 9 und 10. 
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Anhang 3 
(zu Artikel 19) 

Anlage 2 
(zu den §§ 1 und 3) 

Besondere Zuständigkeitsbestimmungen 

Nummer 1.1 der Anlage 1 
Arbeitsschutzgesetz vom 7. August 1996 (BGBI. 1 S. 1246) in der jeweils geltenden 
Fassung 
Das Landesamt für Gesundheit und Arbeitsschutz Nordrhein-Westfalen ist zuständig für 
die Übermittlung der Daten nach § 21 Absatz 3a des Arbeitsschutzgesetzes 

Nummer 1.2.1 der Anlage 1 
Verordnung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge vom 18. Dezember 2008 (BGBI. 1 S. 
2768) in der jeweils geltenden Fassung 
Das Landesamt für Gesundheit und Arbeitsschutz Nordrhein-Westfalen ist zuständig für: 
1. die Erteilung von Ausnahmen von den Anforderungen an Ärztinnen und Ärzte nach § 7 
Absatz 1 Satz 1 in begründeten Einzelfällen gemäß § 7 Absatz 2 und 
2. Entscheidungen gemäß § 8 Absatz 3 zur Auswertung der arbeitsmedizinischen Vorsorge 
nach § 6 Absatz 4. 

Nummer 1.2.4 der Anlage 1 
Betriebssicherheitsverordnung vom 3. Februar 2015 (BGBI. 1 S. 49) in der jeweils gel­
tenden Fassung 
Das für die kerntechnische Sicherheit zuständige Ministerium ist im Hinblick auf Dampf­
kessel , die Teil von Anlagen im Sinne des § 7 Atomgesetz in der Fassung der Bekanntma­
chung vom 15. Juli 1985 (BGBI. 1 S. 1565) in der jeweils geltenden Fassung sind oder die im 
Zusammenhang mit derartigen Anlagen betrieben werden, für folgende Aufgaben zuständig: 
1. die Erteilung der Erlaubnis nach § 18 Absatz 1 Nummer 1, 
2. das Verlangen der Veranlassung einer sicherheitstechnischen Beurteilung und deren Vor­
lage nach § 19 Absatz 2, 
3. die Zulassung von Ausnahmen nach § 19 Absatz 4, 
4. die Anordnung einer außerordentlichen Prüfung nach § 19 Absatz 5 und 
5. die Verkürzung oder Verlängerung der Prüffristen nach § 19 Absatz 6. 
Das Landesamt für Gesundheit und Arbeitsschutz Nordrhein-Westfalen ist zuständig für 
die Anerkennung von zur Prüfung befähigten Personen nach § 15 Absatz 1 in Verbindung mit 
Anhang 2 Abschnitt 3 Nummer 3.2. 

Nummer 1.2.6 der Anlage 1 
Druckluftverordnung vom 4. Oktober 1972 (BGBI. I S. 1909) in der jeweils geltenden 
Fassung 
Das Landesamt für Gesundheit und Arbeitsschutz Nordrhein-Westfalen ist für folgende 
Aufgaben zuständig : 

1. die Erteilung von Ausnahmebewilligungen nach § 6 Satz 1, 
2. die Anordnung außerordentlicher Prüfungen nach § 7 Absatz 4 Satz 1, 
3. das Treffen einer Entscheidung aufgrund von Anträgen nach § 11 Absatz 2 Satz 2, 
4 . die Zulassung von Ausnahmen § 12 Absatz 1 Satz 4, 
5. die Ermächtigung von Ärzten nach § 13, 
6. Zulassungen nach § 17 Absatz 1 Satz 2, 
7. die Erteilung von Befähigungsscheinen auf Antrag nach § 18 Absatz 2 Satz 2 und 
8. die Erteilung von Ausnahmen auf Antrag nach § 21 Absatz 1 in Verbindung mit Anhang 2 
Absatz 2. 
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Anzeigen nach § 3 Absatz 1 sind an das Landesamt für Gesundheit und Arbeitsschutz 
Nordrhein-Westfalen zu richten. 

Nummer 1.3 der Anlage 1 
Gesetz über überwachungsbedürftige Anlagen vom 27. Juli 2021 (BGBI. 1 S. 3146, 
3162) in der jeweils geltenden Fassung 
1. Die Zentralstelle der Länder für Sicherheitstechnik ist für folgende Aufgaben zuständig: 
a) die Erteilung der Zulassung an Prüfstellen als zugelassene Überwachungsstellen nach § 19 
Absatz 1 und 2 sowie die Erteilung der Zulassung an Prüfstellen von Unternehmen als zuge­
lassene Überwachungsstellen nach § 20 Absatz 1 Satz 1, 
b) deren Beaufsichtigung nach § 21 Satz 1 und 
c) die Vetfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach § 32 Absatz 1 Nummer 12 
Buchstabe a im Hinblick auf§ 21 Satz 2, § 22 Nummer 1 und§ 23 Absatz 1 Satz 1 sowie nach 
§ 32 Absatz 1 Nummer 13 im Hinblick auf§ 24 Satz 1. 
2. Das für die kerntechnische Sicherheit zuständige Ministerium ist zuständig für folgende 
Aufgaben im Hinblick auf Dampfkessel , die Teil von Anlagen im Sinne des § 7 Atomgesetz 
sind : 
a) die Anordnung von Maßnahmen nach § 27 Absatz 5, 
b) die Aufsicht nach § 26 Absatz 1 und 
c) die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach § 32 Absatz 1 Nummer 4 bis 
7, Nummer 13 im Hinblick auf§ 27 Absatz 4 Satz 1 und§ 28 Absatz 2 Satz 1 und nach§ 32 
Absatz 1 Nummer 14. 

Nummer 3.1 der Anlage 1 
Produktsicherheitsgesetz vom 27. Juli 2021 (BGBI. 1 S. 3146) in der jeweils geltenden 
Fassung 
Die Zentralstelle der Länder für Sicherheitstechnik ist für folgende Aufgaben 
zuständig : 
1. die in den Abschnitten 3 und 4 der die Befugnis erteilenden Behörde zugewiesenen Aufga­
ben , 
2. die Entgegennahme der Unterrichtung nach § 22 Absatz 2 Satz 2, § 22 Absatz 6, § 25 
Absatz 3 und§ 25 Absatz 8, 
3. die Erteilung der Befugnis an GS-Stellen und damit zusammenhängende Aufgaben nach 
Abschnitt 5 und 
4. die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach § 28 Absatz 1 Nummer 8 im 
Hinblick auf § 11 Absatz 1 Satz 1. 

Nummer 4.2.4 der Anlage1 
Binnenschifffahrts-Arbeitszeitverordnung vom 19. Juli 2017 (BGBI. 1 S. 2659) in der je­
weils geltenden Fassung 
Das Polizeipräsidium Duisburg ist für die Überwachung der Einhaltung der geltenden Vor­
schriften für das in der Binnenschifffahrt beschäftigte Fahrpersonal zuständig sowie für die 
Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten nach § 14, solange es die Verfahren nicht abgegeben 
hat. 

Nummer 4.3 der Anlage 1 
Fahrpersonalgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Februar 1987 
(BGBI. 1 S. 640) in der jeweils geltenden Fassung 
1. Die Kreispolizeibehörde ist im Rahmen der Verkehrsüberwachung für folgende Aufgaben 
zuständig: 
a) die Durchführung der Aufsicht nach§ 4 Absatz 1, 
b) der Abruf von Daten im Rahmen der Kontrolle von Fahrerkarten nach § 4b, 
c) die Untersagung der Fortsetzung der Fahrt nach §§ 5 und 7, 
d) die Sicherstellung der Fahrerkarte nach § 5 und 
e) die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten nach§§ 8 und 8a, solange sie die Verfahren nicht 
abgegeben haben. 
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2. Die Kreisordnungsbehörde ist für folgende Aufgaben zuständig : 
a) die Ausgabe der Fahrerkarte nach § 4a in Verbindung mit § 4 Absatz 2 Fahrpersonalver­
ordnung , 
b) der Abruf von Daten nach§ 4b, 
c) der Entzug der Fahrerkarte nach § 5 und 
d) die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach §§ 8 und Sa , soweit sich die 
Verfahren gegen nicht selbständige Fahrer richten . 

Nummer 4.4.1 der Anlage 1 
Fahrpersonalverordnung vom 27. Juni 2005 (BGBI. 1 S. 1882) in der jeweils geltenden 
Fassung 
1. Die Kreispolizeibehörde ist im Rahmen der Verkehrsüberwachung für folgende Aufgaben 
zuständig : 
a) die Entgegennahme der Unternehmerbescheinigung nach § 20 Absatz 4 Satz 1 und 
b) die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten nach§§ 21 bis 23 , solange sie die Verfahren nicht 
abgegeben haben . 
2. Die Kreisordnungsbehörde ist für die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten 
nach §§ 21 bis 23 zuständig , soweit sich die Verfahren gegen nicht selbständige Fahrer rich­
ten . 

Nummer 5.1 der Anlage 1 
Jugendarbeitsschutzgesetz vom 12. April 1976 (BGBI. 1 S. 965) in der jeweils geltenden 
Fassung 
Das für Arbeitsschutz zuständige Ministerium ist für die Bildung des Landesausschusses 
nach § 55 Absatz 1 zuständig . 

Nummer 5.2.1 der Anlage 1 
Jugendarbeitsschutzuntersuchungsverordnung vom 16. Oktober 1990 (BGBI. 1 S. 
2221) in der jeweils geltenden Fassung 
1. Die örtliche Ordnungsbehörde ist für folgende Aufgaben zuständig: 
a) die Ausgabe von Untersuchungsberechtigungsscheinen nach § 2 und 
b) die Ausgabe von Erhebungsbögen nach§ 3 
als Pflichtaufgaben zur Erfüllung nach Weisung des für Arbeit zuständigen Ministeriums. Das 
Weisungsrecht bezieht sich insbesondere auf die Art und Weise der Digitalisierung der Aus­
gabe von Untersuchungsberechtigungsscheinen und Erhebungsbögen. 
2. Für die Auszahlung nach § 2 zuständig sind: 
a) die Kassenärztlichen Vereinigungen Nordrhein und Westfalen-Lippe auf Grundlage 
von Untersuchungsberechtigungsscheinen, die im Wege eines automatisierten Verfahrens 
ausgegeben werden und 
b) der Kreis und die kreisfreie Stadt für Untersuchungsberechtigungsscheine, die nicht im 
Wege eines automatisierten Verfahrens ausgegeben werden. 

Nummer 5.8 der Anlage 1 
Heimarbeitsgesetz in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 804-1 , ver­
öffentlichten bereinigten Fassung, in der jeweils geltenden Fassung 
Die örtliche Ordnungsbehörde ist für folgende Aufgaben zuständig : 
1. den Erlass von Verfügungen nach § 14 Absatz 2 im Benehmen mit der Bezirksregierung 
und 
2. die Entgegennahme von Anzeigen nach § 15. 

Nummer 6.1 der Anlage 1 
Siebtes Buch Sozialgesetzbuch - Gesetzliche Unfallversicherung - (Artikel 1 des Ge­
setzes vom 7. August 1996, BGBI. 1 S. 1254) in der jeweils geltenden Fassung 
1. Das Landesamt für Gesundheit und Arbeitsschutz Nordrhein-Westfalen ist für folgende 
Aufgaben zuständig: 
a) Wahrnehmung der Aufgabe der Datenannahme nach § 20 Absatz 1 a und 
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b) Wahrnehmung der Aufgaben der für den medizinischen Arbeitsschutz zuständigen Stellen 
nach § 9 Absatz 6 Nummer 2, Absatz 7 und 9, § 193 Absatz 7 Satz 3 und 4, § 201 Absatz 2 
und § 202. Dies gilt auch in Anlagen und Betrieben, die ansonsten der Bergaufsicht unterlie­
gen; insoweit werden die dem Land obliegenden Aufsichtsbefugnisse von dem für Arbeits­
schutz zuständigen Ministerium wahrgenommen . 
2. Im Übrigen werden die dem Land obliegenden Aufsichtsbefugnisse sowie die Aufgaben der 
obersten Verwaltungsbehörde des Landes für Anlagen und Betriebe, die der Bergaufsicht un­
terliegen , von dem für Bergbau zuständigen Ministerium und in den nicht der Bergaufsicht 
unterliegenden Betrieben von dem für Arbeitsschutz zuständigen Ministerium wahrgenom­
men. 

Nummer 6.2.1 der Anlage 1 
Berufskrankheiten-Verordnung vom 31. Oktober 1997 (BGBI. 1 S. 2623) in der jeweils 
geltenden Fassung 
Die Aufgaben der für den medizinischen Arbeitsschutz zuständigen Stellen werden von dem 
Landesamt für Gesundheit und Arbeitsschutz Nordrhein-Westfalen wahrgenommen. 
Dies gilt auch in Anlagen und Betrieben, die ansonsten der Bergaufsicht unterliegen; die dem 
Land obliegenden Aufsichtsbefugnisse werden von dem für Arbeitsschutz zuständigen Minis­
terium wahrgenommen. 

Nummer 6.3 der Anlage 1 
Gesetz über Betriebsärzte, Sicherheitsingenieure und andere Fachkräfte für Arbeitssi­
cherheit vom 12. Dezember 1973 (BGBI. 1 S. 1885) in der jeweils geltenden Fassung 
(einschließlich der Überwachung der Einhaltung des§ 16 in öffentlichen Verwaltungen 
und Betrieben) 
Die Zulassung von Ausnahmen nach § 7 Absatz 2 sowie die Erteilung von Gestattungen nach 
§ 18 wird von dem Landesamt für Gesundheit und Arbeitsschutz Nordrhein-Westfalen 
wahrgenommen . 

Nummer 7.1 der Anlage 1 
Sprengstoffgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. September 2002 
(BGBI. 1 S. 3518) in der jeweils geltenden Fassung 
1. Bei folgenden Aufgaben ist die Bezirksregierung Arnsberg im Rahmen der Bergaufsicht 
auch zuständig , wenn der Bereich von Grubenanschlussbahnen betroffen ist: 
a) die Entscheidung über die Erlaubnis nach § 7 Absatz 1, 
b) die Prüfung der Fachkunde nach§ 9 Absatz 1 Nummer 2, 
c) die Verlängerung der Fristen nach § 11 Satz 2, 
d) die Entgegennahme der Anzeige nach § 12 Absatz 1 Satz 3, 
e) die Untersagung der Fortsetzung des Betriebs nach § 12 Absatz 2, 
f) die Entgegennahme der Anzeige nach§ 14, 
g) die Erteilung eines Befähigungsscheins nach § 20 Absatz 1, 
h) das Verlangen der Vorlage der Urkunden nach § 23 (auch in Verbindung mit§ 28), 
i) die Entgegennahme der Anzeige nach § 26 (auch in Verbindung mit § 28) , 
j) die Überwachung des Verbringens nach §§ 30 bis 33, 
k) die Entgegennahme der Anzeige nach § 35 Absatz 1, 
1) die Ungültigkeitserklärung und deren Bekanntmachung nach § 35 Absatz 2, 
m) die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach § 41 Absatz 1 und 1 a und 
n) die Einziehung von Gegenständen, soweit eine Ordnungswidrigkeit begangen worden ist, 
nach§ 43 . 
2. In anderen als den in § 7 Absatz 1 bezeichneten Fällen ist die Kreisordnungsbehörde für 
folgende Aufgaben zuständig : 
a) die Prüfungen der Fachkunde nach§ 9 Absatz 1 Nummer 2, 
b) die Entscheidung über die Erlaubnis und Zulassung einer Ausnahme vom Alterserfordernis 
nach § 27 Absatz 1 und 5, 
c) die Überwachung des Umgangs und des Verkehrs nach §§ 30 bis 33, 
d) die Entgegennahme der Anzeige nach § 35 Absatz 1 Satz 1, 
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e) die Ungültigkeitserklärung und deren Bekanntmachung nach § 35 Absatz 2, 
f) die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach § 41 Absatz 1 und 1 a, 
g) die Einziehung von Gegenständen, soweit eine Ordnungswidrigkeit begangen worden ist, 
nach§ 43. 
3. Die Kreispolizeibehörde ist im Rahmen ihrer sonstigen Zuständigkeiten für folgende Auf­
gaben zuständig : 
a) die Entgegennahme von Anzeigen nach § 26 (auch in Verbindung mit § 28) und 
b) die Überwachung des Verbringens nach§§ 30 bis 33. 
4. Die örtliche Ordnungsbehörde ist für folgende Aufgaben zuständig: 
a) die Zulassung von Ausnahmen nach§ 22 Absatz 5 (auch in Verbindung mit§ 28) und 
b) im Rahmen ihrer sonstigen Zuständigkeiten für die Überwachung des Umgangs und des 
Verkehrs nach §§ 30 bis 33 in anderen als den in § 7 Absatz 1 bezeichneten Fällen . 

Nummer 7.2.1 der Anlage 1 
Erste Verordnung zum Sprengstoffgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Januar 1991 (BGBI. 1 S. 169) in der jeweils geltenden Fassung 
1. Die örtliche Ordnungsbehörde ist für folgende Aufgaben zuständig : 
a) die Entgegennahme der Anzeige nach § 23 Absatz 3 Satz 1, 
b) die Genehmigung nach§ 23 Absatz 6 Satz 2, 
c) die Entgegennahme der Anzeige nach § 23 Absatz 7 Satz 1, 
d) die Zulassung von Ausnahmen nach § 24 Absatz 1 Satz 1, 
e) die Anordnung von Abbrennverboten nach § 24 Absatz 2 Satz 1 und 
f) die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach § 46 im Rahmen ihrer sonsti­
gen Zuständigkeiten . 
2. Soweit erlaubnisbedürftige Tätigkeiten nach§ 27 Absatz 1 Sprengstoffgesetz betroffen sind, 
ist die Kreisordnungsbehörde für folgende Aufgaben zuständig : 
a) die Anerkennung einer abgelegten Prüfung nach § 29 Absatz 2, 
b) die Abnahme der Prüfung, Unterzeichnung der Niederschrift und des Zeugnisses sowie die 
Bestimmung einer Frist nach§ 30 Absatz 1 und § 31 Absatz 2 bis 4, 
c) die Zulassung von Ausnahmen nach § 32 Absatz 5 Satz 2, 
d) die Abnahme der Prüfung, Unterzeichnung der Niederschrift und des Zeugnisses nach § 36 
Absatz 3 bis 6 und 
e) das Verlangen der Vorlage des Verzeichnisses mit den Belegen nach§ 41 Absatz 4. 
3. Die Kreispolizeibehörde ist neben der Kreisordnungsbehörde und den nach § 1 der 
Zuständigkeitsverordnung Arbeits- und technischer Gefahrenschutz zuständigen Be­
hörden für das Verlangen der Vorlage des Verzeichnisses mit den Belegen nach § 41 Absatz 
4 zuständig , jedoch in Betrieben, die der Bergaufsicht unterliegen, nur zur Untersuchung von 
Sprengstoffdelikten, die sich über den Betrieb hinaus auswirken. 
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Nummer 7.2.2 der Anlage 1 
Zweite Verordnung zum Sprengstoffgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 
10. September 2002 (BGBI. 1 S. 3543) in der jeweils geltenden Fassung 
Soweit erlaubnisbedürftige Tätigkeiten im Sinne des§ 27 Absatz 1 Sprengstoffgesetz betroffen 
sind , ist die Kreisordnungsbehörde für die Zulassung von Ausnahmen nach§ 3 zuständig . 

Nummer 7.2.3 der Anlage 1 
Dritte Verordnung zum Sprengstoffgesetz vom 23. Juni 1978 (BGBI. 1 S. 783) in der je­
weils geltenden Fassung 
Die örtliche Ordnungsbehörde, in deren Bezirk gesprengt werden soll, ist für folgende Auf­
gaben zuständig : 
1. die Entgegennahme der Anzeigen nach §§ 1 und 2, 
2. der Verzicht auf die Anzeige oder Einhaltung der Frist nach § 3 Absatz 2 und 
3. die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach § 4 im Rahmen ihrer sonstigen 
Zuständigkeiten . 

Nummer 8 - Unbesetzt 

Nummer 9.1 der Anlage 1 
Chemikaliengesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. August 2013 (BGBI. 1 
S. 3498, 3991) in der jeweils geltenden Fassung 
1. Das für Arbeitsschutz zuständige Ministerium ist für folgende Aufgaben zuständig : 
a) für die gegenseitigen Unterrichtungspflichten nach § 9 und die Weiterleitung der Erkennt­
nisse an die Bezirksregierungen, 
b) die Bezeichnung der medizinischen Einrichtungen nach§ 16e Absatz 3 und 
c) die Mitwirkung bei Erstellung des Berichts nach § 19c Absatz 1. 
2. Das Landesamt für Gesundheit und Arbeitsschutz Nordrhein-Westfalen ist im Hinblick 
auf die Einhaltung der Regelungen zur Guten Laborpraxis für folgende Aufgaben zuständig: 
a) die Entgegennahme der Mitteilungen der Übertragung der Aufbewahrungspflicht nach§ 19a 
Absatz 4, 
b) Feststellungen im Einzelfall nach § 19a Absatz 5, 
c) Erteilung einer Bescheinigung über die Einhaltung der Grundsätze der Guten Laborpraxis 
nach § 19b Absatz 1, 
d) Feststellungen nach § 19 b Absatz 3, 
e) die Entgegennahme der Mitteilungen nach § 19b Absatz 4 und 
f) Überwachung und Befugnisse nach § 21 Absatz 1,2,3,4 und 6 
3. Die Bezirksregierung Düsseldorf ist zuständig für die gegenseitigen Unterrichtungspflich­
ten nach § 22 und die Weiterleitung der Erkenntnisse an das für Arbeitsschutz zuständige 
Ministerium, das Landesamt für Gesundheit und Arbeitsschutz Nordrhein-Westfalen und 
die übrigen Bezirksregierungen. 
4. Die Kreisordnungsbehörde ist im Hinblick auf Einzelhandelsbetriebe für folgende Aufga­
ben nach § 21 Absatz 1 und 2, 3 und 4 und 6 zuständig: 
a) die Überwachung der Durchführung der Bestimmungen in den nachfolgend aufgeführten 
Verordnungen auf Grund des Chemikaliengesetzes sowie in den Verordnungen der Europäi­
schen Union, soweit die Aufgaben der Kreisordnungsbehörde zugewiesen sind, 
b) die Überwachung der Durchführung der Bestimmungen über die Einstufung, Kennzeich­
nung und Verpackung nach § 13 sowie den auf Grund des § 14 erlassenen Rechtsverordnun­
gen , 
c) die Überwachung der Einhaltung der Mitteilungspflichten nach §16e und den auf Grund des 
§ 16d erlassenen Rechtsverordnungen , 
d) die Überwachung der Durchführung der Bestimmungen über Verbote und Beschränkungen 
nach den auf Grund des § 17 erlassenen Rechtsverordnungen, 
e) die Anordnung nach § 23 Absatz 1 und die Untersagung nach § 23 Absatz 1 a im Rahmen 
der vorgenannten Überwachungsaufgaben und 
f) die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten im Rahmen der vorgenannten Über­
wachungsaufgaben nach § 26. 
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Nummer 9.2.1 der Anlage 1 
Chemikalien-Verbotsverordnung vom 20. Januar 2017 (BGBI. 1 S. 94; 2018 1 S. 1389) in 
der jeweils geltenden Fassung, soweit nicht der Geltungsbereich der Verordnung (EG) 
1907/2006 (siehe Nummer 9.3.5 der Anlage 1) betroffen ist 
1. Die Kreisordnungsbehörde ist im Hinblick auf Einzelhandelsbetriebe für folgende Aufga­
ben zuständig: 
a) die Erteilung der Erlaubnis und Entgegennahme von Anzeigen nach den §§ 6 und 7 
- die Überwachung der Einhaltung der Grundanforderungen zur Durchführung der Abgabe 
nach§ 8, 
b) die Überwachung der Anforderungen zur Identitätsfeststellung und Dokumentation nach§ 9 
- die Überwachung der Einhaltung der Verbote und Beschränkungen des lnverkehrbringens 
nach § 8 Absatz 4 und § 10 und 
c) die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach § 12. 
2. Die Bezirksregierung Düsseldorf ist für folgende Aufgaben zuständig : 
a) die Durchführung der Sachkundeprüfung und Ausstellung eines Prüfzeugnisses nach § 11 
Absatz 1 Nummer 1 und Absatz 2 Satz 5, 
b) die Feststellung der Entsprechung einer Prüfung nach § 11 Absatz 1 Nummer 1 in Verbin­
dung mit Absatz 2 Satz 4 oder in Verbindung mit Absatz 3 Nummer 4, letzter Satzteil und 
c) Feststellung der Gleichwertigkeit einer Qualifikation für Personen aus den Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union oder anderer Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäi­
schen Wirtschaftsraum nach § 11 Absatz 5. 

Nummer 9.2.2 der Anlage 1 
Lösemittelhaltige Farben- und Lack-Verordnung vom 16. Dezember 2004 (BGBI. 1 S. 
3508) in der jeweils geltenden Fassung 
Die Kreisordnungsbehörde ist im Hinblick auf Einzelhandelsbetriebe für folgende Aufgaben 
zuständig : 
1. die Überprüfung der Einhaltung der Verbote zum Inverkehrbringen nach § 3 Absatz 1, 2, 3 
Buchstabe b und Nummer 4 und 
2. die Überprüfung der Kennzeichnung der in Anhang I aufgeführten gebrauchsfertigen Pro­
dukte nach § 4. 

Nummer 9.2.3 der Anlage 1 
Gefahrstoffverordnung vom 26. November 2010 (BGBI. 1 S. 1643, 1644) in der jeweils 
geltenden Fassung 
1. Die Kreisordnungsbehörde ist im Hinblick auf Einzelhandelsbetriebe für folgende Aufga­
ben zuständig: 
a) die Überwachung der Einhaltung der Bestimmungen über das Inverkehrbringen im Sinne 
des Zweiten Abschnitts dieser Verordnung nach § 21 Absatz 1 und 2, 3 und 4 Chemikalienge­
setz in Verbindung mit den auf Grund des § 17 Chemikaliengesetz erlassenen Rechtsverord­
nungen, 
b) die Anordnung nach § 19 Absatz 3 dieser Verordnung und nach § 23 Absatz 1 Chemikali­
engesetz sowie die Untersagung nach § 23 Absatz 1 a Chemikaliengesetz im Rahmen der 
vorgenannten Überwachungsaufgaben und 
c) die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten im Rahmen der vorgenannten Über­
wachungsaufgaben nach § 26 Chemikaliengesetz. 
2. Die Kreisordnungsbehörde ist im Hinblick auf Einzelhandelsbetriebe für die Überprüfung 
der gemäß § 4 Absatz 5 der Gefahrstoffverordnung erforderlichen Kennzeichnung von Biozid­
Produkten zuständig . 
3. Die Kreisordnungsbehörde ist im Hinblick auf private Haushalte für die Überprüfung ge­
mäß § 15a Absatz 1 und 2 der Gefahrstoffverordnung zuständig . 
4. Die Bezirksregierung Düsseldorf ist für die Anerkennung von anderweitigen Aus- oder 
Weiterbildungen als gleichwertig nach Anhang I Nummer 4.4 Absatz 1 Satz 3 zuständig . 
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5. Das Landesamt für Gesundheit und Arbeitsschutz Nordrhein-Westfalen ist für die An­
erkennung von Sachkundelehrgängen nach § 11 a Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 und 2 in Ver­
bindung mit Anhang I Nummer 3. 7 Absatz 4 (Asbest) sowie § 15c Absatz 3 Satz 1 in Verbin­
dung mit Anhang I Nummer 4.4 Absatz 1 Satz 2 (Biozide) zuständig . 

Nummer 9.2.4 der Anlage 1 
Chemikalien-Ozonschichtverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 
15. Februar 2012 (BGBI. S. 409) in der jeweils geltenden Fassung 
Die Bezirksregierung Düsseldorf ist für folgende Aufgaben zuständig: 
1. die Entgegennahme der Anzeige nach § 2 
2. die Anerkennung der Zertifizierung nach§ 5 Absatz 2 Nummer 3 und 
3. die Anerkennung von Fortbildungsveranstaltungen nach § 5 Absatz 2 Nummer 1. 

Nummer 9.2.6 der Anlage 1 
Chemikalien-Klimaschutzverordnung vom 2. Juli 2008 (BGBI. 1 S. 1139) in der jeweils 
geltenden Fassung 
Die Bezirksregierung Düsseldorf ist zuständig für die Erteilung der unternehmensbezoge­
nen Zertifizierung nach § 6 Absatz 2. 

Nummer 9.2.8 der Anlage 1 
Biozidrechts-Durchführungsverordnung vom 18. August 2021 (BGBI. 1 S. 3706) in der 
jeweils geltenden Fassung 
Die Kreisordnungsbehörde ist im Hinblick auf Einzelhandelsbetriebe für folgende Aufgaben 
zuständig : 
1. die Überwachung der Einhaltung der Pflicht, Biozid-Produkte nicht entgegen § 3 Absatz 1 
und Absatz 2 ohne Registrierung in den Verkehr zu bringen , 
2. die Überwachung der Einhaltung der Pflicht, Biozid-Produkte nicht entgegen § 6 Absatz 1 
und 2 ohne Aktualisierung der Angaben in den Meldungen zu den Registriernummern in den 
Verkehr zu bringen , 
3. die Überwachung der Einhaltung der Pflicht nach § 9, dass zugelassene Biozid-Produkte 
nicht entgegen der Zulassungsbeschränkung abgeben werden , 
4. die Überwachung der Einhaltung der Pflicht nach § 10 Verbot der Selbstbedienung für be­
stimmte Biozidprodukte, 
5. die Überwachung der Einhaltung der Pflicht nach §§ 11 und 12 bestimmte Biozidprodukte 
nur nach einem Abgabegespräch abzugeben , 
6. die Anordnung nach § 23 Absatz 1 und die Untersagung nach § 23 Absatz 1 a Chemikalien­
gesetz im Rahmen der vorgenannten Überwachungsaufgaben, 
7. die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach§ 17 Absatz 1 Nummer 1 die­
ser Verordnung in Verbindung mit § 26 Chemikaliengesetz und 
8. die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach § 17 Absatz 2 Nummer 1 die­
ser Verordnung in Verbindung mit § 26 Chemikaliengesetz. 
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Nummer 9.3.1 der Anlage 1 
Verordnung (EU) 2024/590 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. Feb­
ruar 2024 über Stoffe, die zum Abbau der Ozonschicht führen, und zur Aufhebung der 
Verordnung (EG) Nr. 1005/2009 (ABI. L, 2024/590, 20.2.2024) in der jeweils geltenden 
Fassung 
1. Das für Arbeitsschutz zuständige Ministerium ist zuständig für die Entgegennahme von 
Informationsersuchen der Kommission und Weiterleitung an die zuständige Behörde nach Ar­
tikel 26 Absatz 6 Satz 1. 
2. Die Bezirksregierung Düsseldorf ist zuständig für die Berichterstattung an das für Arbeits­
schutz zuständige Ministerium über die entgegengenommenen Anzeigen nach § 2 Chemika­
lien-Ozonschicht-Verordnung (siehe Nummer 9.2.4 der Anlage 1) zur Erfüllung der Berichts­
pflichten nach Artikel 23 Absatz 1. 

Nummer 9.3.2 der Anlage 1 
Verordnung (EU) Nr. 649/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. 
Juli 2012 über die Aus- und Einfuhr gefährlicher Chemikalien (ABI. L 201 vom 
27.7.2012, S. 60) in der jeweils geltenden Fassung 
Das für Arbeitsschutz zuständige Ministerium ist zuständig für die Übermittlung von Infor­
mationen an die zuständige nationale Stelle zur Erfüllung der Berichtspflichten nach Artikel 22 
Absatz 1. 

Nummer 9.3.3 der Anlage 1 
Verordnung (EU) 2019/1021 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 
2019 über persistente organische Schadstoffe (ABI. L 169 vom 25.6.2019, S. 45; L 
1791 vom 9.6.2020, S. 4; L 220 vom 9.7.2020, S. 11; L 328 vom 22.12.2022, S. 169; L 163 
vom 29.6.2023, S. 104) in der jeweils geltenden Fassung 
1. Das für Arbeitsschutz zuständige Ministerium ist für folgende Aufgaben zuständig : 
a) die Information der nationalen Behörde nach Artikel 4 Absatz 2 Unterabsatz 3 und Absatz 
3 (auch in Verbindung mit Anhang I Teil A) , 
b) die Entgegennahme des nationalen Durchführungsplans nach Artikel 9, 
c) der Austausch von Informationen nach Artikel 11 Absatz 1, 
d) die Entgegennahme von Informationen nach Artikel 11 Absatz 2 und 
e) die Weiterleitung von Anfragen der Bundesstelle für Chemikalien zur Überwachung der 
Durchführung nach Artikel 13 an die Bezirksregierungen. 
2. Die Kreisordnungsbehörde ist im Hinblick auf Einzelhandelsbetriebe für folgende Aufga­
ben zuständig: 
a) die Überwachung der Einhaltung der Bestimmungen über Verbote und Beschränkungen 
nach Artikel 3 Absatz 1 und 2, 
b) die Anordnung nach § 23 Absatz 1 und die Untersagung nach § 23 Absatz 1 a Chemikalien­
gesetz im Rahmen der vorgenannten Überwachungsaufgaben und 
c) die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten im Rahmen der vorgenannten Über­
wachungsaufgaben nach § 26 Chemikaliengesetz in Verbindung mit den einschlägigen Rege­
lungen der Chemikalien-Sanktionsverordnung. 

Nummer 9.3.5 der Anlage 1 
Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. 
Dezember 2006 zur Registrierung, Bewertung, Zulassung und Beschränkung chemi­
scher Stoffe (REACH), zur Schaffung einer Europäischen Chemikalienagentur, zur Än­
derung der Richtlinie 1999/45/EG und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 793/93 
des Rates, der Verordnung (EG) Nr. 1488/94 der Kommission, der Richtlinie 
76/769/EWG des Rates sowie der Richtlinien 91/155/EWG, 93/67/EWG, 93/105/EG und 
2000/21/EG der Kommission (ABI. L 396 vom 30.12.2006, S. 1; L 136 vom 29.5.2007, 
S. 3; L 141 vom 31.5.2008, S. 22; L 36 vom 5.2.2009, S. 84) in der jeweils geltenden Fas­
sung 
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1. Das für Arbeitsschutz zuständige Ministerium ist zuständig für die Übermittlung von In­
formationen an die zuständige nationale Stelle zur Erfüllung der Berichtspflichten nach Artikel 
117 Absatz 1 . 
2. Die Kreisordnungsbehörde ist im Hinblick auf Einzelhandelsbetriebe für folgende Aufga­
ben zuständig : 
a) die Überwachung der Einhaltung der Bestimmungen über Beschränkungen nach Artikel 67 
in Verbindung mit Anhang XVI 1, 
b) die Überwachung der Einhaltung der Pflicht zur Weitergabe von Informationen nach Artikel 
33 Absatz 2, 
c) die Anordnung nach § 23 Absatz 1 und die Untersagung nach § 23 Absatz 1 a Chemikalien­
gesetz im Rahmen der vorgenannten Überwachungsaufgaben und 
d) die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten im Rahmen der vorgenannten Über­
wachungsaufgaben nach § 26 Chemikaliengesetz in Verbindung mit den einschlägigen Rege­
lungen der Chemikalien-Sanktionsverordnung. 

Nummer 9.3.6 der Anlage 1 
Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. 
Dezember 2008 über die Einstufung, Kennzeichnung und Verpackung von Stoffen und 
Gemischen, zur Änderung und Aufhebung der Richtlinien 67/548/EWG und 1999/45/EG 
und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 (ABI. L 353 vom 31.12.2008, S. 1; 
L 16 vom 20.1.2011 , S.1; L 94 vom 10.4.2015, S. 9L 349 vom 21.12.2016, S.1; L 190 
vom 27.7.2018, S. 20; L 55 vom 25.2.2019, S. 18; L 117 vom 3.5.2019, S. 8) in der jeweils 
geltenden Fassung 
1. Das für Arbeitsschutz zuständige Ministerium ist zuständig für die Übermittlung von In­
formationen an die zuständige nationale Stelle zur Erfüllung der Berichtspflichten nach Artikel 
46 Absatz 2. 
2. Die Kreisordnungsbehörde ist im Hinblick auf Einzelhandelsbetriebe für folgende Aufga­
ben zuständig : 
a) die Überwachung der Einhaltung, 
aa) der Bestimmungen über die Einstufung von Stoffen und Gemischen gemäß Artikel 4 Ab­
satz 1, Absatz 2 oder Absatz 3, 
bb) der Bestimmungen über die Kennzeichnung und Verpackung eines als gefährlich einge­
stuften Stoffes oder Gemisches gemäß Artikel 4 Absatz 4, 
cc) der Bestimmungen über die Kennzeichnung von Gemischen gemäß Artikel 4 Absatz 7, 
dd) der Bestimmungen über die Einstufung, Kennzeichnung und Verpackung von Erzeugnis­
sen gemäß Artikel 4 Absatz 8, 
ee) der Bestimmungen über die rechtzeitige Aktualisierung eines Kennzeichnungsetiketts ge­
mäß Artikel 30, 
ff) der Meldepflicht nach Artikel 45 (auch in Verbindung mit§ 16e des Chemikaliengesetzes) 
gg) der Bestimmungen über die Werbung gemäß Artikel 48 und 
hh) der Pflicht zur Sammlung und Aufbewahrung von Informationen gemäß Artikel 49 Absatz 
1 oder Absatz 2, 
b) die Anordnung nach§ 23 Absatz 1 und die Untersagung nach§ 23 Absatz 1 a Chemikalien­
gesetz im Rahmen der vorgenannten Überwachungsaufgaben und 
c) die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten im Rahmen der vorgenannten Über­
wachungsaufgaben nach § 26 Chemikaliengesetz in Verbindung mit den einschlägigen Rege­
lungen der Chemikalien-Sanktionsverordnung. 
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Nummer 9.3. 7 der Anlage 1 
Verordnung (EU) Nr. 528/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
22. Mai 2012 über die Bereitstellung auf dem Markt und die Verwendung von Biozid­
produkten (ABI. L 167 vom 27.6.2012, S. 1; L 303 vom 20.11.2015, S. 109; L 280 vom 
28.10.2017, S. 57) in der jeweils geltenden Fassung 
1. Das für Arbeitsschutz zuständige Ministerium ist zuständig für die Übermittlung von In­
formationen an die zuständige nationale Stelle zur Erfüllung der Berichtspflichten nach Artikel 
65 Absatz 3. 
2. Die Kreisordnungsbehörde ist im Hinblick auf Einzelhandelsbetriebe für folgende Aufga­
ben zuständig: 
a) die Überwachung der Einhaltung 
aa) der Pflicht nach Artikel 17 Absatz 1, nur zugelassene Biozidprodukte auf dem Markt be­
reitzustellen oder zu verwenden, 
bb) der Auflagen sowie der Verpackungs- und Kennzeichnungspflichten nach Artikel 17 Absatz 
5 Unterabsatz 1, 
cc) der Meldepflicht nach Artikel 17 Absatz 6, 
dd) der Unterrichtungs- und Kennzeichnungspflicht nach Artikel 27 Absatz 1 Satz 2, 
ee) der Voraussetzungen für ein Inverkehrbringen einer behandelten Ware nach Artikel 58 
Absatz 2, 
ff) der Kennzeichnungspflichten nach Artikel 58 Absatz 3 und 4 jeweils in Verbindung mit Ab­
satz 6, 
gg) der Pflicht zur Weitergabe von Informationen nach Artikel 58 Absatz 5, 
hh) der Bestimmungen über die Einstufung, Verpackung und Kennzeichnung von Biozidpro­
dukten nach Artikel 69 (auch in Verbindung mit Artikel 53 Absatz 7), 
ii) der Bestimmungen des Artikels 72 über die Werbung für Biozidprodukte (auch in Verbindung 
mit Artikel 53 Absatz 7), 
jj) der Meldepflicht nach Artikel 73 (auch in Verbindung mit§ 16e Chemikaliengesetz) und 
kk) der Voraussetzungen für ein Inverkehrbringen von Biozidprodukten nach Artikel 95 Ab­
satz 2, 
b) die Anordnung nach§ 23 Absatz 1 und die Untersagung nach § 23 Absatz 1 a Chemikalien­
gesetz im Rahmen der vorgenannten Überwachungsaufgaben und 
c) die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten im Rahmen der vorgenannten Über­
wachungsaufgaben nach § 26 Chemikaliengesetz in Verbindung mit den einschlägigen Rege­
lungen der Chemikalien-Sanktionsverordnung. 

Nummer 9.4 der Anlage 1 
Wasch- und Reinigungsmittelgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 
17. Juli 2013 (BGBI. 1 S. 2538) in Verbindung mit Verordnung (EG) Nr. 648/2004 des Eu­
ropäischen Parlaments und des Rates vom 31. März 2004 über Detergenzien 
(ABI. L 104 vom 8.4.2004, S. 1; L 223 vom 18.8.2016, S. 62) in den jeweils geltenden 
Fassungen 
1. Das für Arbeitsschutz zuständige Ministerium ist für die Entgegennahme der Unterrich­
tung nach § 12 Absatz 2 Satz 2 Wasch- und Reinigungsmittelgesetz zuständig . 
2. Die Kreisordnungsbehörde ist im Hinblick auf Einzelhandelsbetriebe für folgende Aufga­
ben nach § 13 Absätze 1 bis 4 Wasch- und Reinigungsmittelgesetz in Verbindung mit der 
Verordnung (EG) Nr. 648/2004 zuständig : 
a) die Überwachung der Einhaltung der Verbote und Beschränkungen des lnverkehrbringens 
nach § 3 Absatz 1 und 3, §§ _4 und 5 sowie der hierzu erlassenen Rechtsverordnung, 
b) die Überwachung der Einhaltung der Kennzeichnungspflichten nach§ 8 Absatz 1 und 2, 
c) die Überwachung der Einhaltung der Mitteilungspflicht nach § 10 Absatz 1, 
d) die Anordnung nach§ 14 Absatz 1 und 
e) die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten im Rahmen der vorgenannten Über­
wachungsaufgaben nach § 15 Absatz 1 Nummer 1 bis 5. 
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Nummer 11.1 der Anlage 1 
Marktüberwachungsgesetz vom 9. Juni 2021 (BGBI. 1 S. 1723) in der jeweils geltenden 
Fassung. 
1. Das Landesamt für Gesundheit und Arbeitsschutz Nordrhein-Westfalen ist: 
a) neben den nach§ 1 der Zuständigkeitsverordnung Arbeits- und technischer Gefahrenschutz 
zuständigen Behörden zuständige Marktüberwachungsbehörde für die Marktüberwachung 
von online oder über eine andere Form des Fernabsatzes zum Verkauf angebotenen Produk­
ten gemäß § 4 Absatz 2 Satz 1 des Marktüberwachungsgesetzes gemäß Nummern 3, 7 und 
10 der Anlage 1 und 
b) neben den nach§ 3 der Zuständigkeitsverordnung Arbeits- und technischer Gefahrenschutz 
zuständigen Behörden zuständig für die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten 
im Rahmen der vorgenannten Überwachungsaufgabe. 
2. Die Kreisordnungsbehörde ist im Hinblick auf Einzelhandelsbetriebe für Aufgaben in der 
chemikalienrechtlichen Marktüberwachung gemäß den Hinweisen zu den Nummern 9.1 bis 
9.4 der Anlage 1 in dieser Anlage zuständig. 

- GV. NRW. 2025 S. 530 
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Gesetz 
zur Änderung nordrhein-westfä lischer 

Ausführungsgesetze zum SGB VIII 

Vom 10. Juni 2025 

Artikel 1 
Änderung des Ersten Gesetzes zur Ausführung des Kin-

der- und Jugendhilfegesetzes 

Das Erste Gesetz zur Ausführung des Kinder- und Ju­
gendhilfegesetzes vom 12. Dezember 1990 (GV. NRW. 
S. 664), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 
1. Februar 2022 (GV. NRW. S. 122) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

1. § 2 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 2 

Jugendämter in kreisangehörigen Gemeinden 
(1) Die oberste Landesjugendbehörde bestimmt auf 
Antrag Große kreisangehörige Städte durch Rechts­
verordnung zu örtlichen Trägern der öffentlichen Ju­
gendhilfe. Gemeinden, die als Große kreisangehörige 
Stadt im Sinne von § 4 Absatz 8 Satz 3 der Gemein­
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. 
NRW. S. 666) in der jeweils geltenden Fassung gel­
ten, sind nicht antragsbefugt. 
(2) Erreicht die Einwohnerzahl für die Zuständig­
keit eines Kreises als örtlicher Träger der öffentli­
chen Jugendhilfe nach Bestimmung kreisangehöri­
ger Gemeinden zu örtlichen Trägern der öffentlichen 
Jugendhilfe nicht mehr den Einwohnerschwellen­
wert einer Großen kreisangehörigen Stadt, kann der 
Kreis mit einem anderen Träger der öffentlichen Ju­
gendhilfe, dessen Gebiet an das Gebiet der verblei­
benden Gemeinde, die nicht örtlicher Träger der öf­
fentlichen Jugendhilfe ist, angrenzt, im Einverneh­
men mit der verbleibenden Gemeinde vereinbaren, 
dass dieser die Aufgaben nach dem Achten Buch So­
zialgesetzbuch - Kinder und Jugendhilfe - in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 11. September 
2012 (BGBl. I S. 2022), das zuletzt durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 21. Dezember 2022 (BGBl. I 
S. 2824; 2023 I Nr. 19) geändert worden ist, im Fol­
genden SGB VIII, anstelle des Kreises auch für diese 
Gemeinde sicherstellt . Das Gesetz über kommunale 
Gemeinschaftsarbeit in der Fassung der Bekanntma­
chung vom 1. Oktober 1979 (GV. NRW. S. 621) in der 
jeweils geltenden Fassung findet entsprechende An­
wendung. 
(3) Die oberste Landesjugendbehörde widerruft auf 
Antrag der kreisangehörigen Gemeinde durch 
Rechtsverordnung die Bestimmung zum örtlichen 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe. Der Widerruf 
setzt voraus, dass 

1. sich die kreisangehörige_ Gemeinde mit dem zu­
ständigen Kreis zum Ubergang der Aufgaben 
nach den §§ 69 Absatz 3, 79 Absatz 1 SGB VIII 
auf den Kreis ins Benehmen gesetzt hat und 

2. eine Verständigung erzielt worden ist, zu welchem 
Zeitpunkt und zu welchen operativen Bedingun­
gen, insbesonclere in personeller und finanzieller 
Hinsicht, der Ubergang erfolgen soll. 

Dies ist in dem Antrag durch die kreisangehörige 
Gemeinde zu dokumentieren. Findet eine Verständi­
gung zu Satz 2 Ziffer 2 auf Initiative der Gemeinde 
nicht statt, hat der Kreis der Gemeinde zur Erzie­
lung der erforderlichen Verständigu_ng innerhalb von 
einem Monat nach Aufnahme der Ubergangsgesprä­
che ein Übergangskonzept vorzulegen, welches bezo­
gen auf de_n Zeitpunkt und die operativen Bedingun­
gen des Ubergangs Regelungen enthält, die eine 
sachgerechte Erfüllung der übertragenen Aufgaben 
gewährleistet erscheinen lassen. Von der Antragstel­
lung setzt der Kreis die betroffenen kreisangehöri­
gen Gemeinden in Kenntnis." 

2. In § 3 Absatz 1 werden die Wörter „Achte Buch des 
Sozialgesetzbuchs - Kinder- und Jugendhilfe - (SGB 

VIII)" durch die Angabe „SGB VIII" ersetzt und die 
Wörter ,, (GO) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV. NW. S. 666) in der jeweils gel­
tenden Fassung" gestrichen. 

3. § 4 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 1 wird das Wort „Jugendhilfeausschuß" 

durch das Wort „Jugendhilfeausschuss" ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In den Sätzen 1 bis 3 wird jeweils das Wort 
,,Wahlzeit" jeweils durch das Wort „Wahlpe­
riode" ersetzt. 

bb) Satz 5 wird wie folgt gefasst: 

„Ein paritätisches Geschlechterverhältnis ist 
anzustreben." 

cc) Satz 6 wird aufgehoben. 

c) In Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter „Stellver­
treterin/ein persönlicher Stellvertreter" durch 
das Wort „Stellvertretung" ersetzt. 

d) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird das Wort „Stellvertreter/in­
nen" durch das Wort „Stellvertretungen" er­
setzt. 

bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Ein paritätisches Geschlechterverhältnis ist 
anzustreben." 

cc) In Satz 3 wird das Wort „Vorgeschlagenen" 
durch die Wörter „vorgeschlagenen Perso­
nen" ersetzt. 

dd) Satz 4 wird Satz 5. 

ee) Satz 5 wird Satz 4. 

4. § 5 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 5 

Beratende Mitglieder des Jugendhilfeausschusses 
(1) Als beratende Mitglieder gehören dem Jugend­
hilfeausschuss an: 

1. die Hauptverwaltungsbeamtin beziehungsweise 
der Hauptverwaltungsbeamte oder eine von ihr 
beziehungsweise ihm bestellte Vertretung, 

2. die Leitung des Jugendamtes oder deren Vertre­
tung, 

3. eine Richterin beziehungsweise ein Richter des 
Familiengerichtes oder eine Jugendrichterin be­
ziehungsweise ein Jugendrichter, die beziehungs­
weise der von der zuständigen Präsidentin be­
ziehungsweise dem zuständigen Präsidenten des 
Landgerichts bestellt wird, 

4. eine Vertretung der Arbeitsverwaltung, die von 
der Geschäftsführung der zuständigen Agentur 
für Arbeit bestellt wird , 

5. eine Vertretung der Schulen , die von der zustän­
digen örtlichen Stelle bestellt wird , 

6. eine Vertretung der Polizei, die von der zuständi­
gen örtlichen Stelle bestellt wird, 

7. je eine Vertretung der katholischen und der 
evangelischen Kirche sowie der jüdischen Kul­
tusgemeinde, falls Gemeinden dieses Bekennt­
nisses im Bezirk des Jugendamtes bestehen, sie 
werden von der zuständigen Stelle der Religi­
onsgemeinschaft bestellt , 

8. eine Vertretung des Integrationsrates oder Inte-
grationsausschusses , 

9. eine Vertretung aus dem Jugendamtselternbeirat, 

10. eine Vertretung örtlicher Jugendringe und 

11. eine Vertretung örtlicher Jugendselbstvertretun-
gen. 

(2) Für jedes beratende Mitglied des Jugendhilfeaus­
schusses nach Absatz 1 Nummer 3 bis 11 ist eine 
Stellvertretung zu bestellen. 

(3) Durch die Satzung kann bestimmt werden, dass 
weitere sachkundige Personen dem Jugendhilfeaus­
schuss als beratende Mitglieder angehören. Auf eine 
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angemessene Beteiligung von Frauen und jungen 
Menschen ist zu achten. Dem Jugendhilfeausschuss 
sollen als beratende Mitglieder selbstorganisierte 
Zusammenschlüsse nach § 4a SGB VIII angehören ." 

5. In § 6 wird das Wort „daß" durch das Wort „dass" 
ersetzt. 

6. § 7 wird wie folgt geändert: 
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 
„Ist die beziehungsweise der Vorsitzende der 
Vertretungskörperschaft oder die bezie­
hungsweise der Vorsitzende des Jugendhilfe­
ausschusses der Auffassung, dass ein Be­
schluss des Jugendhilfeausschusses das Wohl 
der Gemeinde oder des Kreises gefährdet, so 
kann sie beziehungsweise er dem Beschluss 
spätestens am fünften Tag nach der Be­
schlussfassung unter schriftlicher Begrün­
dung widersprechen." 

bb) In Satz 4 wird das Wort „Jugendhilfeaus­
schuß" durch das Wort „Jugendhilfeaus­
schuss" und das Wort „Beschluß" durch das 
Wort „Beschluss" ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

,, (2) Verletzt ein Beschluss des Jugendhilfeaus­
schusses das geltende Recht, so hat die Hauptver­
waltungsbeamtin beziehungsweise der Hauptver­
waltungsbeamte den Beschluss zu beanstanden. 
Die Beanstandung hat aufschiebende Wirkung. 
Sie ist schriftlich in Form einer begründeten Dar­
legung dem Ausschuss mitzuteilen. Verbleibt der 
Jugendhilfeausschuss bei seinem Beschluss, so 
hat die Vertretungskörperschaft über die Angele­
genheit zu beschließen." 

7. In § 9 Absatz 1 werden die Wörter „Achte Buch des 
Sozialgesetzbuchs - Kinder- und Jugendhilfe -" 
durch das Wort „SGB VIII" und die Angabe „NW" 
durch die Angabe „NRW" ersetzt sowie die Angabe 
,, (LVerbO)" gestrichen. 

8. § 10 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

,, (1) Der Landesjugendhilfeausschuss befasst sich 
mit allen dem überörtlichen Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe obliegenden Aufgaben. Er hat Be­
schlussrecht im Rahmen der von der Landschafts­
versammlung für das Landesjugendamt erlassenen 
Satzung, der von ihr bereitgestellten Mittel und der 
von ihr gefassten Beschlüsse zu diesen Aufgaben. 
Der Landesjugendhilfeausschuss soll in Fragen der 
Jugendhilfe vor jeder Beschlussfassung der Land­
schaftsversammlung gehört werden und hat das 
Recht, Anträge an sie zu stellen." 

9. § 11 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 1 wird das Wort „Landesjugendhilfe­

ausschuß" durch das Wort „Landesjugendhilfe­
ausschuss" ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
aa) In Satz 1 wird die Angabe „Abs." durch das 

Wort „Absatz" ersetzt. 

bb) In Satz 3 wird das Wort „Wahlzeit" durch das 
Wort „Wahlperiode" ersetzt. 

cc) In Satz 4 wird das Wort „Landschaftsaus­
schuß" durch das Wort „Landschaftsaus­
schuss" ersetzt. 

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird das Wort „Landesjugendhilfe­
ausschuß" durch das Wort „Landesjugendhil­
feausschuss" und die Wörter „Frauen und 
Männer" durch das Wort „Personen" ersetzt. 

bb) In Satz 2 wird das Wort „Wahlzeit" durch das 
Wort „Wahlperiode" ersetzt. 

cc) Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„Eine paritätische Geschlechterverteilung ist 
anzustreben." 

d) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

,, (4) Auf die Ernennung oder Wahl der stimmbe­
rechtigten Mitglieder des Landesjugendhilfeaus­
schusses finden die §§ 12 und 13 des Kommunal­
wahlgesetzes in der Fassung der Bekanntma­
chung vom 30. Juni 1998 (GV. NRW. S . 454, ber. 
S. 509 und 1999 S. 70), das zuletzt durch Arti­
kel 2 des Gesetzes vom 25. März 2022 (GV. NRW. 
S. 412) geändert worden ist, entsprechende An­
wendung. Sie üben ihre Tätigkeit nach Ablauf 
der Wahlperiode bis zum Zusammentreten des 
neugebildeten Landesjugendhilfeausschusses 
weiter aus. Scheidet ein Mitglied vor Ablauf der 
Wahlperiode aus, so ist ein Ersatzmitglied für 
den Rest der Wahlperiode auf Vorschlag derjeni­
gen Stelle, die das ausgeschiedene Mitglied vor­
geschlagen hatte, zu ernennen oder zu wählen." 

e) In Absatz 5 Satz 1 werden die Wörter „Stellver­
treterin/ein persönlicher Stellvertreter" durch 
das Wort „Stellvertretung" ersetzt. 

f) Absatz 6 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird das Wort „Ausschuß" durch 
das Wort „Ausschuss" ersetzt. 

bb) In Satz 2 wird das Wort „muß" durch das 
Wort „muss" und das Wort „Landschaftsaus­
schuß" durch das Wort „Landschaftsaus­
schuss" ersetzt. 

10 . § 12 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

,, (1) Als beratende Mitglieder gehören dem Lan­
desjugendhilfeausschuss an: 

1. die Direktorin beziehungsweise der Direktor 
des Landschaftsverbandes oder eine von ihr 
beziehungsweise ihm bestellte Vertretung, 

2. die Leitung des Landesjugendamtes oder de­
ren Stellvertretung, 

3. eine Vertretung der Gesundheitsverwaltung, 
die beziehungsweise der von der obersten 
Landesgesundheitsbehörde bestellt wird, 

4. eine Richterin beziehungsweise ein Richter 
oder eine Vertretung der Justizverwaltung, 
die von der obersten Landesjustizbehörde 
bestellt wird , 

5. eine Vertretung der Schulverwaltung, die von 
der obersten Landesschulbehörde bestellt 
wird, 

6. eine Vertretung der Arbeitsverwaltung, die 
von der Präsidentin beziehungsweise dem 
Präsidenten der Bundesagentur für Arbeit -
Regionaldirektion Nordrhein-Westfalen be­
stellt wird , 

7. je eine Vertretung der katholischen und evan­
gelischen Kirche und der jüdischen Kultus­
gemeinde; sie werden von der zuständigen 
Stelle der Religionsgemeinschaften bestellt, 

8. eine Vertretung des Landesintegrationsrats 
und 

9. eine Vertretung des Landeselternbeirates." 

b) In Absatz 2 werden die Wörter „Stellvertreterin 
oder ein Stellvertreter" durch das Wort „Stellver­
tretung" ersetzt. 

c) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

,, (3) Durch die Satzung kann bestimmt werden , 
dass weitere sachkundige Personen dem Landes­
jugendhilfeausschuss angehören. Auf eine ange­
messene Beteiligung von Frauen und jungen 
Menschen ist zu achten." 

11. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird das Wort „Beschluß" durch das 
Wort „Beschluss" ersetzt und die Wörter „ohne 
einen solchen Beschluß" werden gestrichen. 

b) In Satz 2 wird das Wort „Landesjugendhilfeaus­
schuß" durch das Wort „Landesjugendhilfeaus­
schuss" ersetzt. 
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12. In § 15 Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „Abs." 
durch das Wort „Absatz" und die Angabe „Nr." 
durch das Wort „Nummer" ersetzt. 

13. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift werden die Wörter „Erteilung 
der Pflegeerlaubnis" durch das Wort „Vollzeit­
pflege" ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „auch" die 
Wörter „nicht miteinander verheirateten 
Paaren und" eingefügt. 

bb) In Satz 2 werden nach dem Wort „soll" die 
Wörter „in der Regel " eingefügt. 

c) Absatz 3 wird wie fo lgt geändert: 

aa) In Satz 3 wird das Wort „angenommen" 
durch das Wort „aufgenommen" ersetzt. 

bb) Nach Satz 3 wird folgender Satz eingefügt: 

„Das nach § 87a Absatz 1 Satz 3 SGB VIII 
für die Erteilung der Pflegeerlaubnis örtlich 
zuständige Jugendamt hat dem Landesju­
gendamt die beabsichtigte Aufnahme von 
sechs oder mehr Minderjährigen zu melden." 

cc) Folgende Sätze werden angefügt: 

,, Dieser Absatz gilt entsprechend für Pflege­
verhältnisse nach § 44 Absatz 1 Satz 2 Num­
mer 1 SGB VIII. In diesen Fällen obliegt die 
Meldepflicht nach Satz 4 dem nach § 86 SGB 
VIII zuständigen Jugendamt." 

d) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 

,, (4) Bei der Auswahl einer Pflegeperson im Rah­
men von Hilfe zur Erziehung oder von Eingliede­
rungshilfe für seelisch behinderte Kinder und Ju­
gendliche, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt au­
ßerhalb des Bereichs des örtlich zuständigen 
Trägers hat, soll der örtliche Träger der öffentli­
chen Jugendh ilfe beteiligt werden, in dessen Be­
reich die Pflegeperson ihren gewöhnlichen Auf­
enthalt hat." 

14. § 17 wird wie folgt geändert: 

a) In Buchstabe b wird das Wort „daß" durch das 
Wort „dass" ersetzt. 

b) In Buchstabe c wird das Wort „daß" durch das 
Wort „dass" ersetzt und das Wort „sittliche" ge­
strichen. 

c) Buchstabe e wird wie folgt gefasst : 

„e) die Pflegeperson oder die in ihrer Wohnung 
lebenden Personen nicht frei von psychischen 
oder physischen Krankheiten sind, die das 
Wohl des Kindes gefährden oder" 

d) In Buchstabe f wird das Wort „nicht" durch das 
Wort „kein" ersetzt. 

15. In § 18 werden das Wort „daß" durch das Wort 
„dass" ersetzt, nach dem Wort „Kindes" die Wörter 
,,oder Jugendlichen" eingefügt und die Wörter „Ab­
hilfe zu schaffen" durch die Wörter „die Gefährdung 
a bzuwenden" ersetzt. 

16. § 19 wird wie folgt gefasst: 

,, § 19 

Aufsicht und Anzeigepflicht 

(1) Die Pflegeperson hat dem Jugendamt Auskunft 
über die Pflegestelle und das Kind zu erteilen und es 
über wichtige Ereignisse zu unterrichten , die das 
Wohl des Kindes oder des Jugendlichen betreffen. 
Dem Jugendamt ist insbesondere unverzüglich mit­
zuteilen , wenn 

1. weitere Personen in den Haushalt aufgenommen 
werden, 

2. ein Wohnortwechsel beabsichtigt wird , 

3. eine das Wohl des Kindes gefährdende Erkran­
kung eines Haushaltsangehörigen vorliegt, 

4. eine Haushaltsangehörige beziehungsweise ein 
Haushaltsangehöriger verstirbt oder 

5. bei Paaren eine Trennung vollzogen wird. 

(2) Den v.om Jugendamt beauftragten Personen ist 
der Zutritt zu dem Kind und den Räumen, die sei­
nem Aufenthalt dienen , zu gestatten . Das Grund­
recht der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 
Absatz 1 des Grundgesetzes) wird insoweit einge­
schränkt. Die vom Jugendamt beauftragten Personen 
haben ihren Dienstausweis oder ei nen vom Jugend­
amt ausgestellten Ausweis bei sich zu führen und 
auf Verlangen vorzuzeigen." 

17. § 20 wird aufgehoben. 

18. § 21 wird § 20 und wie folgt gefasst: 

,,§ 20 

Erlaubnis und Untersagung 
des Betriebs einer Einrichtung 

(1) Zu den erlaubnispflichtigen Einrichtungen nach 
§ 45a SGB VIII gehören fam ilienähnliche erwerbs­
mäßige Betreuungsformen, 

1. die an einen Träger angebunden sind, welchem 
die Leitung, die pädagogische Leitung und die 
Verwaltung obliegt; von dem Träger ist 

a) die verantwortliche Fachaufsicht, 

b) die Umsetzung der Konzeption und des Hil­
feplans , 

c) die fachliche Steuerung der Hilfen und 

d) die gesam_te Personalverantwortung , wie 
Auswahl , Uberwachung, Weiterbildung und 
Vertretung 

zu gewährleisten 

oder 

2. die eine Fachkraft im Umfang von mindestens ei­
ner Vollzeitstelle beschäftigen, der kein Aussage­
verweigerungsrecht gemäß § 52 Absatz 1 der 
Strafprozeßordnung in der Fassung der Bekannt­
machung vom 7. April 1987 (BGB!. I S. 1074, 
1319), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 26. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 203) geändert 
worden ist, zusteht. 

(2) Das Landesjugendamt hat das nach § 87a Ab­
sa tz 3 SGB VIII zuständige Jugendamt sowie einen 
zentralen Träger der freien Jugendhilfe, wenn die­
sem der Träger der Einrichtung angehört, bei der 
Prüfung der Voraussetzungen für die Erteilung e iner 
Erlaubnis zu beteiligen. Bei Betriebserlaubnisver­
fahren für Kindertageseinrichtungen erfolgt die Be­
teiligung des zentra len Trägers der freien Jugend­
hilfe durch den Träger der Einrichtung. 

(3) Erlangt ein Jugendamt Kenntnis davon, dass eine 
in seinem Bezirk gelegene Einrichtung ohne Erlaubnis 
Kinder und Jugendliche aufnimmt oder dass Tatsachen 
vorliegen, die die Eignung der Einrichtung zur Auf­
nahme von Kindern und Jugendlichen ausschließen , 
hat es bei Gefahr im Verzug unverzüglich die notwen­
digen Maßnahmen zu treffen und dem Landesjugend­
amt sowie dem zuständigen zentralen Träger der freien 
Jugendhilfe hiervon Mitteilung zu machen . 

(4) Wird eine Einrichtung im Sinne des § 45a SGB 
VIII ohne die erforderliche Erlaubnis betr.ieben, so 
kann das zuständige Landesjugendamt den weiteren 
Betrieb untersagen." 

19. Nach dem neuen § 20 wird folgender§ 21 eingefügt: 

,,§ 21 

Betreuungskräfte 

(1) In erlaubnispflichtigen Einrichtungen im Sinne 
des § 45a SGB VIII oder sonstigen betreuten Wohn­
formen im Sinne des § 48a SGB VIII , in denen Kin­
der oder Jugendliche über Tag und Nacht betreut 
werden , sind pädagogische oder thera peutische 
Fachkräfte zur Betreuung Minderjähriger geeignet, 
die über eine entsprechende Fachausbildung mit 
staa tlicher Anerkennung oder über eine für diese 
Aufgabe gleich geeignete Fachausbildung verfügen , 
sofern nicht in ihrer Person liegende Gründe sie un­
geeignet erscheinen lassen. Andere Personen ka nn 
das Landesjugendamt als weitere Betreuungskräfte 
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beziehungsweise Zusatzkräfte zulassen, wenn sie 
nach Vorbildung und Erfahrung geeignet erscheinen; 
die Zulassung kann mit Auflagen verbunden werden. 

(2) Für Einrichtungen im Anwendungsbereich des 
Kinderbildungsgesetzes vom 3. Dezember 2019 (GV. 
NRW. S . 894; 2020 S. 77), das zuletzt durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 13. April 2022 (GV. NRW. S. 509) 
geändert worden ist, gilt Absatz 1 nicht." 

20. In ~ 22 wird das Wort „daß" durch das Wort „dass" 
und die Wörter „zuteil wird" werden durch das Wort 
,,zuteilwird" ersetzt. 

21. In§ 23 wird die Angabe ,,§ 45 Abs. 1" durch die An­
gabe ,,§ 45a" ersetzt. 

22. Nach § 23 wird folgender Vierter Abschnitt einge­
fügt: 

„Vierter Abschnitt 
Ombudschaft 

§ 24 
Ombudsstellen 

(1) Das Land fördert gemäß § 14 Absatz 2 des Lan­
deskinderschutzgesetzes NRW vom 13. April 2022 
(GV. NRW. S. 509) zur Sicherstellung des Zugangs zu 
ombudschaftlicher Beratung eine überregionale Om­
budsstelle und soll weitere regionale Ombudsstellen 
fördern. Die Verteilung der regionalen Ombudsstel­
len soll sich an den Regierungsbezirken in Nord­
rhein-Westfalen orientieren. 

(2) Die regionalen Ombudsstellen arbeiten unab­
hängig und fachlich nicht weisungsgebunden. Sie 
bieten jungen Menschen und ihren Familien Bera­
tung in sowie Vermittlung und Klärung von Konflik­
ten im Zusammenhang mit Aufgaben der Kinder­
und Jugendhilfe und deren Wahrnehmung durch die 
öffentliche und freie Jugendhilfe. 

(3) Die überregionale Ombudsstelle hat neben om­
budschaftlicher Beratung 

1. den regionalen Ombudsstellen einheitliche Leitli­
nien und Qualitätsstandards zur Verfügung zu 
stellen, die dem fachlich anerkannten Standard 
entsprechen, 

2. den regionalen Ombudsstellen Fachberatung, ins­
besondere in schwierigen Fallkonstellationen, an­
zubieten und 

3. regelmäßig Veranstaltungen für die in den regio­
nalen Ombudsstellen tätigen Personen durchzu­
führen, die deren weiterer Qualifizierung und ei­
nem landesweiten Erfahrungsaustausch dienen. 

§ 25 
Mitwirkung 

Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe und die Trä­
ger der freien Jugendhilfe sollen an einer Klärung 
des Konflikts konstruktiv mitwirken." 

23. Der bisherige Vierte Abschnitt wird der Fünfte Ab­
schnitt. 

24. Der bisherige § 24 wird § 26 und wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „Kinder und Ju­
gendbericht" durch die Wörter „Bericht über 
die Lage der Kinder und Jugendlichen in 
Nordrhein-Westfalen" ersetzt. 

bb) In Satz 2 wird das das Wort „Jugendhilfe" 
durch die Wörter „Kinder- und Jugendhilfe" 
ersetzt. 

cc) Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„Er soll darüber hinaus einen Ausblick zur 
Weiterentwicklung der Kinder- und Jugend­
hilfe geben und die kinder- und jugendpoliti­
schen Zielvorstellungen der Landesregierung 
enthalten." 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

,, (2) Die Landesregierung kann Expertisen und 
Gutachten einholen und Sachverständige mit der 

Abfassung des Berichts beziehungsweise Teilen 
des Berichts befassen." 

25. Der bisherige Fünfte Abschnitt wird der Sechste Ab­
schnitt. 

26. Der bisherige§ 25 wird§ 27 und wie folgt gefasst: 

,,§ 27 
Öffentliche Anerkennung 

(1) Zuständig für die öffentliche Anerkennung der 
Träger der freien Jugendhilfe nach § 75 SGB VIII 
smd 

1. das Jugendamt nach Beschlussfassung des Ju­
gendhilfeausschusses, wenn der Träger der freien 
Jugendhilfe vorwiegend im Bezirk des Jugendam­
tes tätig ist, 

2. das Landesjugendamt nach Beschlussfassung des 
Landesjugendhilfeausschusses , wenn der Träger 
der freien Jugendhilfe vorwiegend im Bezirk des 
Landesjugendamtes in mehreren Jugendamtsbe­
zirken tätig ist; gehören diese zu demselben 
Kreis, ist anstelle des Landesjugendamtes das Ju­
gendamt dieses Kreises zuständig und 

3. die oberste Landesjugendbehörde , wenn der Trä­
ger der freien Jugendhilfe in beiden Landesju­
gendamtsbezirken gleichermaßen tätig ist sowie 
in allen übrigen Fällen. 

(2) Die auf Landesebene zusammengeschlossenen 
Verbände der freien Wohlfahrtspflege sind aner­
kannte Träger der freien Jugendhilfe. 

(3) Die öffentliche Anerkennung gilt nur für die Or­
ganisationsstufe eines Trägers der freien Jugend­
hilfe, für die sie erteilt ist. Die öffentliche Anerken­
nung durch die oberste Landesjugendbehörde kann 
auf Antrag auf die dem Träger der freien Jugendhilfe 
gegenwärtig und zukünftig angehörenden regionalen 
und sonstigen Untergliederungen (Orts- , Kreis- und 
Bezirksverbände, landesweite Teilorganisationen) 
ausgedehnt werden , wenn die Untergliederungen an 
dem Träger der freien Jugendhilfe ausgerichtete ein­
heitliche Organisationsformen, Satzungsregelungen 
und Betätigungsbereiche aufweisen. 

(4) Die öffentliche Anerkennung kann widerrufen 
oder zurückgenommen werden, wenn die Vorausset­
zungen für die Anerkennung nicht vorgelegen haben 
oder nicht mehr vorliegen." 

27. Der bisherige Sechste Abschnitt wird der Siebte Ab­
schnitt. 

28. Der bisherige § 26 wird § 28 und wie folgt gefasst: 

,, § 28 

Führung der Amtspflegschaft 
und der Amtsvormundschaft 

(1) Über § 56 Absatz 2 Satz 2 SGB VIII hinaus ist 
auch im Falle des § 1799 Absatz 2 Satz 1 des Bürger­
lichen Gesetzbuches eine Genehmigung des Famili­
engerichts nicht erforderlich. Das gleiche gilt im 
Falle des § 1854 Nummer 6 des Bürgerlichen Gesetz­
buches , soweit der Vermögenswert 6 000 Euro nicht 
übersteigt. 

(2) Soweit der Mündel weder über Einkünfte noch 
Vermögen verfügt, ist das Jugendamt als Pfleger oder 
Vormund über § 56 Absatz 2 SGB VIII hinaus von 
der Aufsicht des Familiengerichts nach § 1798 Ab­
satz 2 in Verbindung mit § 1835 Absatz 1 des Bürger­
lichen Gesetzbuches ausgenommen . In diesen Fallen 
ist eine schriftliche Versicherung des Pflegers oder 
Vormunds im Rahmen der Berichtspflicht nach 
§ 1802 Absatz 2 in Verbindung mit ~ 1863 des Bür­
gerlichen Gesetzbuches abzugeben , dass der Mündel 
weder über Einkünfte noch Vermögen verfügt." 

29 . Der bisherige Siebte Abschnitt wird der Achte Ab­
schnitt . 

30. Der bisherige § 27 wird § 29 und die Wörter „23 des 
Gesetzes vom 17. Juli 2017 (BGBl. I S. 2541)" werden 
durch die Wörter „6 des Gesetzes vom 22. Dezember 
2023 (BGBl. 2023 I Nr. 412)" ersetzt . 
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31. Der bisherige Achte Abschnitt wird der Neunte Ab­
schnitt und in der Abschnittsüberschrift wird das 
Wort „Schlußvorschriften" durch das Wort „Schluss­
vorschriften" ersetzt. 

32. Der bisherige § 28 wird § 30 und wie fo lgt geändert: 

a) Absatz 1 wird aufgehoben. 

b) Die Absatzbezeichnung ,,(2)" wird gestrichen und 
das Wort „erläßt" durch das Wort „erlässt" und 
die Wörter „Sozialgesetzbuchs - Achtes Buch - " 
durch die Wörter „SGB VIII" ersetzt. 

33. Der bisherige § 29 wird aufgehoben . 

34. Der bisherige § 30 wird § 31. 

Artikel 2 
Änderung des Kinder- und Jugendförderungsgesetzes 

Das Kinder- und Jugendförderungsgesetz vom 12 . Okto­
ber 2004 (GV. NRW. S. 572), das zuletzt durch Gesetz 
vom 26. Februar 2019 (GV. NRW. S. 151) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe zu § 4 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 4Förderung von Mädchen , Jungen sowie trans­
geschlechtlichen , intergeschlechtlichen und 
nichtbinären jungen Menschen , Geschlech­
terreflektierende Kinder- und Jugendarbeit" 

b) Die Angabe zu § 5 wird wie folgt gefasst: 

,, § 5 Interkulturelle und Demokratiebildung" 

2. § 2 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst. 

,, (1) Die Kinder- und Jugendarbeit soll durch geeig­
nete Angebote die individuelle, soziale und kulturelle 
Entwicklung junger Menschen unter Berücksichti­
gung ihrer Interessen, Bedürfnisse und Rechte för­
dern ." 

3. § 3 Absatz 2 wird wie fo lgt gefasst: 

,,(2) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen 
darauf hinwirken , dass sie die besonderen Belange 
von Kindern und Jugendlichen in benachteiligten 
Lebenswelten berücksichtigen. Dies beinhaltet die 
sensible Ausgestaltung im H inblick a uf soziale Be­
nachteiligungslagen, Behinderungen oder ander­
weitige Beeinträchtigungen, die Berücksichtigung 
von Einwanderungsgeschichten, sexuellen Orien tie­
rungen und geschlechtlichen Identitäten sowie 
schließlich mögliche Benachteiligungen durch Dis­
kriminierungen zum Beispiel aufgrund von Behin­
derungen , Rassismus , Sexismus, Antisemitismus, 
Klassismus, Homo- , Trans- und Interfeindlichkeit, 
wobei intersektiona le Aspekte zu beachten sind. 
Da rüber hina us sollen die Angebote und Maßnah­
men dazu beitragen , Kinder und Jugendliche vor 
Vernachlässigung sowie psychischer, körperlicher 
und sexualisierter Gewalt zu schützen und jungen 
Menschen mit Behinderungen den Zugang und die 
Teilha be a n Angeboten der Jugendarbeit zu ermög­
lichen ." 

4. § 4 wird wie folgt gefasst: 

,, § 4 
Förderung von Mädchen, Jungen sowie 

transgeschlechtlichen, intergeschlechtlichen und 
nichtbinären jungen Menschen, Geschlechter-

reflektierende Kinder- und Jugendarbei t 

Bei der Ausgestaltung der Angebote haben die Trä­
ger der öffentlichen und freien Jugendhilfe die 
Gleichstellung von Mädchen und Jungen als durch­
gä ngiges Leitprinzip zu beachten. 

Dabei sollen sie 

1. die unterschiedlichen geschlechtsspezifischen Be­
lange von Mädchen , Jungen sowie transge­
schlechtlichen , intergeschlechtlichen und nicht­
binären jungen Menschen berücksichtigen , 

2. zur Verbesserung ihrer Lebenslagen und zum Ab­
bau geschlechtsspezifischer Benachteiligungen 
und Rollenzuschreibungen beitragen , 

3. die gleichberechtigte Teilhabe und Ansprache von 
Mädchen, Jungen sowie transgeschlechtlichen , 
intergeschlechtlichen und nichtbinären jungen 
Menschen ermöglichen und sie zu einer konst­
ruktiven Konfliktbearbeitung befähigen und 

4. unterschiedliche Lebensentwürfe, sexuelle Orien­
tierungen und geschlechtli che Identitäten als 
gleichberechtigt anerkennen." 

5. Die Überschrift zu § 5 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 5 

Interkulturelle und Demokratiebildung" 

6. § 6 wird wie folgt geändert: 

a ) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

,, (1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe ha­
ben dafür Sorge zu tragen , dass Kinder und Ju­
gendliche entsprechend ihrem Entwicklungs­
stand in den sie betreffenden Angelegenheiten 
rechtzeitig, in geeigneter Form und möglichst 
umfassend informiert sowie über ihre Rechte auf­
geklärt werden. Zur Förderung der Wahrneh­
mung ihrer Rechte sollen bei den Trägern der öf­
fentlichen Jugendhilfe geeignete Ansprechperso­
nen zur Verfügung stehen ." 

b) Absatz 3 wird wie fo lgt gefasst: 

,, (3) Das Land beteiligt im Rahmen seiner Pla­
nungen, soweit Belange von Kindern und Jugend­
lichen berührt sind, insbesondere aber bei der 
Gestaltung des Kinder- und Jugendförderplans, 
Kinder und Jugendliche im Rahmen seiner Mög­
lichkeiten." 

c) Absatz 4 wird wie folgt geändert : 

aa) In Satz 1 wird die Angabe „Abs. 1 Nrn. 1 bi s 
9" durch die Wörter „Absa tz 1 Nummer 1 bi s 
9" ersetzt. 

bb) In Satz 2 werden die Wörter „soll" und „ein 
Mitspracherecht" durch die Wörter „sollen" 
und „Mitspracherechte" ersetzt. 

7. § 10 Absatz 1 wird wie folgt geä ndert: 

a) Nummer 6 wird wie folgt gefasst: 

,,6. die medienbezogene Jugendarbeit. Sie för­
dert die Aneignung von Medienkompetenz, 
insbesondere die kritische Auseinanderset­
zung der Nutzung von digitalen und sozialen 
Medien." 

b) Nummer 7 wird wie folgt gefasst: 

„ 7. die interkulturelle sowie rassismuskri tische 
und diskriminierungssensible Kinder- und 
Jugendarbei t . Sie soll die interkulturelle 
Kompetenz der Kinder und Jugendlichen 
und die Selbstvergewisserung über die ei­
gene kulturelle Identität fördern. Die Gele­
genheit, andere Wertvorstellungen kennen zu 
lernen , soll darüber hina us die Fähigkeit der 
jungen Menschen zu respektvollem Umgang 
im gemeinschaftlichen Handeln fördern." 

c) Nummer 8 wird wie fo lgt gefasst: 

,, 8. die geschlechterreflektierende Jugendarbeit. 
Sie soll so gestaltet werden , dass sie insbe­
sondere der Förderung der Chancengerech­
tigkei t dient und zur Uberwindung von Ge­
schlechterstereotypen bei trägt." 

d) Nummer 10 wird wie folgt gefasst : 

10. die integrationsfördernde Kinder- und Ju­
gendarbeit. Sie dient der Integration von 
Kindern und Jugendlichen mit Einwande­
rungsgeschichte in die Gesellschaft mit dem 
Ziel, ihre gesellschaftlichen Teilha bemöglich­
keiten zu stärken sowie ihre Bildungschan­
cen und ihre Chancen a uf dem Arbeitsmarkt 
zu verbessern." 

8. § 14 Satz 4 wird wie folgt gefasst: 

„Hierzu gehört auch die Fort- und Weiterbildung 
von haupt- und ehrenamtlich tätigen Mitarbeiten­
den." 
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9. § 16 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 werden die Angabe „120 .225 .700" durch 
die Angabe „139752900" und die Angabe 
,, 31. Dezember 2022 " durch die Angabe „31. De­
zember 2027" ersetzt. 

b) In Satz 3 werden die Wörter „der 17. Legislatur­
periode für Nordrhein-Westfalen vom 08. Mai 
2018 (MBl. NRW, S. 357-360)" durch die Wörter 
„des Landes Nordrhein-Westfalen 2023-2027 
vom 12. Juli 2023 (MBl. NRW. S. 824)" ersetzt. 

10. § 18 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„Das Ministerium gewährt Zuwendungen für 

1. die Aus- und Fortbildung der ehrenamtlich in der 
Kinder- und Jugendarbeit tätigen Mitarbeitenden 
und 

2. ehrenamtliche Mitarbeitende in der Jugendarbeit 
nach Maßgabe des Sonderurlaubsgesetzes vom 
31. Juli 1974 (GV. NRW. S. 768) , in der jeweils gel­
tenden Fassung." 

11. § 21 wird aufgehoben. 

12. § 22 wird§ 21. 

Artikel 3 
Änderung des Fünften Gesetzes zur Ausführung 

des Kinder- und Jugendhilfegesetzes 

Das Fünfte Gesetz zur Ausführung des Kinder- und Ju­
gendhilfegesetzes vom 8. Dezember 2015 (GV. NRW. 
S. 832), das durch Artikel 11 des Gesetzes vom 1. Februar 
2022 (GV. NRW. S. 122) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 

1. § 3 wird wie folgt geändert : 

a) Absatz 4 Satz 2 wird aufgehoben. 

b) Die Absätze 6 und 7 werden aufgehoben. 

2. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird aufgehoben. 

b) Die Absätze 2 bis 4 werden die Absätze 1 bis 3. 

3. In § 7 Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter „Die Pau­
schale beträgt 3100 Euro und" durch die Wörter „Die 
Höhe der Pauschale wird durch eine Rechtsverord­
nung gemäß § 8 Nummer 2 festgelegt. Die Pauschale" 
ersetzt. 

Artikel 4 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

- GV. NRW. 2025 S. 572 

223 

Siebte Verordnung zur Änderung der Ausbildungs­
und Prüfungsordnung Sekundarstufe I 

Vom 10. Juni 2025 

Auf Grund des § 52 Absatz 1 Satz 2 des Schulgesetzes 
NRW vom 15. Februar 2005 (GV. NRW. S. 102), das zu­
letzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27. Mai 2025 (GV. 
NRW. S. 501) geändert worden ist, verordnet das Ministe­
rium für Schule und Bildung mit Zustimmung des für 
Schulen zuständigen Landtagsausschusses: 

Artikel 1 

Die Ausbildungs- und Prüfungsordnung Sekundarstufe I 
vom 2. November 2012 (GV. NRW. S. 488), die zuletzt 
durch Verordnung vom 6. Juni 2024 (GV. NRW. S. 330) ge­
ändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe zu§ 16 wird wie gefolgt gefasst : 

,,§ 16 Realschule mit Hauptschulbildungsgang ab 
Klasse 7". 

b) Die Angabe zu § 46 wird wie gefolgt gefasst: 

,,§ 46 Besondere Bestimmungen für die Labor­
schule Bielefeld des Landes Nordrhein­
Westfalen, die PRIMUS-Schulen, die Schule 
für Circuskinder in Nordrhein-Westfalen 
und die schulische Bildung von Kindern aus 
Familien beruflich Reisender". 

c) Die Angabe zu § 47 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 47 (weggefallen)". 

2. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 3 wird die Angabe „47" durch die 
Angabe „16" ersetzt. 

b) Folgender Absatz 6 wird angefügt: 

,, (6) Für Schülerinnen und Schüler, die in Klasse 5 
und 6 nach den Bildungsgangzielen der Haupt­
schule unterrichtet werden (§ 15 Absatz 6 des 
Schulgesetzes NRW), gilt § 11 auch für den Wech­
sel vom Unterricht nach Bildungsgangzielen der 
Hauptschule in den Unterricht des Realschulbil­
dungsgangs. Sie werden im Klassenverband in in­
nerer Differenzierung unterrichtet." 

3. § 16 w ird wie folgt gefasst: 

,,§ 16 
Realschule mit Hauptschulb ildungsgang ab Klasse 7 

(1) Ist an einer Realschule ein Hauptschulbildungs­
gang ab Klasse 7 eingerichtet (§ 15 Absatz 5 des 
Schulgesetzes NRW), kann eine Schülerin oder ein 
Schüler dieser Schule ihre oder seine Schullaufbahn 
in dem Hauptschulbildungsgang der Schule fortset­
zen , wenn 

1. die Erprobungsstufenkonferenz vor Abschluss der 
Erprobungsstufe einen Schulformwechsel gemäß 
§ 12 Absatz 1 empfiehlt und die Eltern einen sol­
chen Wechsel beantragen, 

2. sie oder er am Ende der Klasse 6 nicht in die 
Klasse 7 der Realschule versetzt wird und die Ver­
setzungskonferenz entschieden hat, dass der Bil­
dungsgang in der Realschule nicht fortgesetzt wer­
den kann (§ 12 Absatz 3) oder 

3. sie oder er ein zweites Mal in derselben Klasse 
nicht versetzt wird (§ 50 Absatz 5 Satz 2 des 
Schulgesetzes NRW). 

(2) Für Schülerinnen und Schüler des Hauptschulbil­
dungsgangs gelten § 14 Absatz 1, 2, 5 und 7 sowie § 25 
Absatz 1, 2 und 4 entsprechend. Sie werden mit Schü­
lerinnen und Schülern des Realschulbildungsgangs im 
Klassenverband in innerer Differenzierung unterrich­
tet. Unterricht in äußerer Differenzierung kann im 
Umfang von bis zur Hälfte der Stundentafel erfolgen . 
Der Wahlpflichtunterricht Wirtschaft und Arbeitswelt 
ist für diesen Bildungsgang verpflichtend. Eine der 
Ergänzungsstunden ist für das Fach Deutsch zu ver­
wenden. 

(3) Ein Wechsel des Bildungsgangs bis zum Ende der 
Klasse 8 ist entsprechend § 13 möglich. 

(4) Eine Schülerin oder ein Schüler im Hauptschul­
bildungsgang erwirbt am Ende der Klasse 9 mit der 
Versetzung den Ersten Schulabschluss entsprechend 
§ 40 Absatz 2. Sind dabei die Versetzungsvorausset­
zungen für die Klasse 10 Typ B (§ 25 Absatz 3 entspre­
chend) erfüllt, geht sie oder er in die Klasse 10 im Bil­
dungsgang der Realschule über. Andernfalls erfolgt 
der Ubergang in die Klasse 10 gemäß § 25 Absatz 1 
und 2. 

(5) Für den Erwerb des Erweiterten Ersten Schulab­
schlusses gilt§ 41 Absatz 1 entsprechend." 

4. § 46 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

,, § 46 
Besondere Bestimmungen für die Laborschule 
Bielefeld des Landes Nordrhein -Westfa len, die 
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PRIMUS-Schulen, die Schule für Circuskinder in 
Nordrhein-Westfa len und die schulische Bildung 
von Kindern aus Familien beruflich Reisender". 

b) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

,, (1) Für di e Laborschule Bielefeld des Landes 
Nordrhein-Westfalen an der Universität Bielefeld 
und die PRIMUS-Schulen gemäß § 132b Absatz 2 
des Schulgesetzes NRW kann das Ministerium Ab­
weichungen von den Regelungen der Verordnung 
über den Bildungsgang in der Grundschule und 
dieser Ausbildungs- und Prüfungsordnung zulas­
sen ." 

5. § 47 wird aufgehoben . 

6. In Anlage 2 wird der Fußnote 6 folgender Satz ange­
fügt: 

„Für Schülerinnen und Schüler, die in Klasse 5 und 6 
nach den Bildungsgangzielen der Hauptschule unter­
richtet werden (§ 15 Absatz 6 des Schulgesetzes 
NRW), können zwei Ergänzungsstunden für das Fach 
Deutsch verwendet werden." 

7. Nach Anlage 2a wird die Anlage 2b aus dem Anhang 
zu dieser Verordnung eingefügt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. August 2025 in Kraft. 

Düsseldorf, den 10. Juni 2025 

Die Ministerin für Schule und Bildung 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Dorothee F e 11 e r 
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Anlage 2b 

Stundentafeln für die Sekundarstufe 1 - Hauptschulbildungsgang an Realschulen 

Fächer Unterrichtsstunden 
Klassen 7-1 O 

Deutsch 16 

Deutsch - Ergänzungsstunde 1 

Gesellschaftslehre 1: 15 
Geschichte 
Erdkunde 
Politik 

Mathematik 16 

Naturwissenschaften 1: 16 
Biologie 
Chemie 
Physik 

Englisch 14 

Kunst, Musik, 8 
IT extilgestaltung 1: 

Kunst 
Musik 
IT extilgestaltung 

Religionslehre2 8 

Sport 10-12 

(auslaufend:) 12 
Differenzierung/Wahlpflichtunterricht 
~rbeitslehre 1: 

!Technik 
!Wirtschaft 
Hauswirtschaft 

(ab 01.08.2020 neu ab Klasse 5:) 12 
Differenzierung/Wahlpflichtunterricht 
!Wirtschaft und Arbeitswelt1: 

!Technik 
Wirtschaft 
Hauswirtschaft 

Kernstunden 116-118 

Ergänzungsstunden fü r Förderunterricht 13 von insgesamt 14 
in allen 6 Jahrgangsstufen3 

!Wochenstundenrahmen Klasse 7: 30-33 
Klasse 8: 30-33 
Klasse 9: 31-34 
Klasse 10: 31 -34 

Gesamtwochenstunden 124-126 in Klassen 7-10 

~usätzlich : Bis zu fünf Wochenstunden herkunftssprachlicher Unterricht 

1) Innerhalb der Lernbereiche sind die Fächer während des Bildungsgangs gleichgewichtig zu 
berücksichtigen. Im Lernbereich Naturwissenschaften wechseln fachbezogene Lehrgänge mit 
fachübergreifenden Projekten. 
2) Für den Unterricht in praktischer Philosophie gilt § 3 Absatz 5. 
3) Gemäß schulinterner Förderplanung verteilt auf die Klassen 5-10. 

- GV. NRW. 2025 S . 577 
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301 

Verordnung zur Änderung der eGrundakten­
Einführungsverordnung NRW 

Vom 13. Juni 2025 

Auf Grund des § 135 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 
Satz 2 und des § 140 Absatz 1 Satz 3 der Grundbuchord­
nung in der Fassung vom 26. Mai 1994 (BGBl. I S. 1114) , 
die zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 25. Februar 
2025 (BGBl. 2025 I Nr. 63) geändert worden ist, jeweils in 
Verbindung mit § 1 Absatz 2 des Justizgesetzes Nord­
rhein-Westfalen vom 26. Januar 2010 (GV. NRW. S . 30), 
das zuletzt durch Gesetz vom 10. Dezember 2024 (GV. 
NRW. S. 1207) geändert worden ist, und des § 141 Satz 1 
der Grundbuchordnung in Verbindung mit § 101 Satz 1 
und § 96 Absatz 3 Satz 3 der Grundbuchverfügung in 
der Fassung vom 24. Januar 1995 (BGBl. I S. 114), die zu­
letzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 24. April 2025 
(BGBl. 2025 I Nr. 122) geändert worden ist, in Verbin­
dung mit § 1 Absatz 2 des Justizgesetzes Nordrhein­
Westfalen verordnet das Ministerium der Justiz: 

Artikel 1 

In der eGrundakten-Einführungsverordnung NRW vom 
11. Februar 2025 (GV. NRW. S . 215) erhält die Anlage die 
aus dem Anhang zu dieser Verordnung ersichtliche Fas­
sung. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. 

Düsseldorf , den 13. Juni 2025 

Der Minister der Justiz 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Dr. Benjamin L i m b a c h 
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Anlage eGruVO NRW - Grundbuchämter mit elektronischem Rechtsverkehr, Zeitpunkt 
des Beginns des elektronischen Rechtsverkehrs und der elektronischen (Weiter-)Führung 
von Grundakten 

(zu § 1 Abs. 1 und § 5) 

Grundbuchamt Zeitpunkt des Beginns des Zeitpunkt des Beg inns der 
elektronischen Rechtsverkehrs e lektronischen (Weiter-)Führung 
(§ 1 Abs. 1) von Grundakten(§ 5) 

1 2 3 

Amtsgericht Berghe im 1. Mai 2025 1. Mai 2025 

Amtsgericht Bonn 1. Dezember 2025 1. Dezember 2025 

Amtsgericht Castrop-Rauxe l 1. Juli 2025 1. Juli 2025 

Amtsgericht Essen 1 . Oktober 2025 1. Oktober 2025 

Amtsgericht Hagen 1 . Oktober 2025 1. Oktober 2025 

Amtsgericht Kerpen 1. Juni 2025 l . Juni 2025 

Amtsgericht Lübbecke 1. November 2025 1. November 2025 

Amtsgericht Minden 1. Juni 2025 l . Juni2025 

Amtsgericht Neuss 1. September 2025 1. September 2025 

Amtsgericht Oberhausen 1. Mai 2025 1. Ma i 2025 

Amtsgericht Olpe 1. Juli 2025 1. Juli 2025 

Amtsgericht Steinfurt 1. März 2025 1. März 2025 

Amtsgericht Wermelskirchen 1. März 2025 1. März 2025 

Amtsgericht Wupperta l 1. November 2025 1. November 2025 

- GV. NRW. 2025 S. 580 
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320 

Neunte Verordnung zur Änderung der eAkten­
Verordnung Verwaltungsgerichtsbarkeit 

Vom 10. Juni 2025 

Auf Grund des§ 55b Absatz 1 Satz 2, 3, 4 und 5 der Ver­
waltungsgerichtsordnung in der Fassung der Bekannt­
machung vom 19. März 1991 (BGBl. I S. 686) , die zuletzt 
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 24 . Oktober 2024 
(BGBl. 2024 I Nr. 328) geändert worden ist , sowie in Ver­
bindung mit § 1 Absatz 2 des Justizgesetzes Nordrhein­
Westfalen vom 26. Januar 2010 (GV. NRW. S . 30), das zu­
letzt durch Gesetz vom 10. Dezember 2024 (GV. NRW. 
S. 1207) geändert worden ist, verordnet das Ministerium 
der Justiz: 

Artikel 1 

In der eAkten-Verordnung Verwaltungsgerichtsbarkeit 
vom 9. März 2017 (GV. NRW. S. 343), die zuletzt durch 
Verordnung vom 14. April 2025 (GV. NRW. S. 419) geän­
dert worden ist, erhält die Anlage die aus dem Anhang 
zu dieser Verordnung ersichtliche Fassung. 

Artikel 2 

Diese Verordn ung tritt am 1. Juli 2025 in Kraft. 

Düsseldorf, den 10 . Juni 2025 

Der Minister der Justiz 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Dr. Benjamin L i m b a c h 
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Nr. Gericht 

1. Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfahlen 

2. Verwaltungsgericht Aachen 

3. Verwaltungsgericht Arnsberg 

4. Verwaltungsgericht Düsseldorf 

5. Verwaltungsgericht Gelsenkirchen 

6. Verwaltungsgericht Köln 

7. Verwaltungsgericht Minden 

8. Verwaltungsgericht Münster 

9. Oberlandesgericht Köln 

10. Anwaltsgerichtshof des Landes Nordrhein-Westfalen 

11. Dienstgericht für Richter für das Land Nordrhein-Westfalen 

Anlage 
(zu § 1 Absatz 1 Satz 1) 

- GV. NRW. 2025 S . 582 
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